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Editorial 


Der letzte Sandsack: Willkommen zu Phase 2.05 


willkommen zum fünften Heft dieses Hortes der Vernunft in einer Welt des Wahn- 
sinns. Die Flut bricht über uns herein: täglich, stündlich, minütlich und verdichtet 
sich zur Urkatastrophe des postfaschistischen Europas. Es ist nicht die migranti- 
sche Flut, welche noch zum Ende des letzten Jahrhunderts als bedrohliches Schrec- 
kensszenario gezeichnet wurde, sondern ist die Jahrhundertflut der sich zuneh- 
mend widerspenstig gerierenden Natur. 

Und neben ein paar Toten am Schwarzen Meer, wird Deutschland zum wichtigsten 
Abladeplatz der gigantischen Wassermassen und damit zum Zentrum der Katas- 
trophe. Es ist schauerlich und befreiend zugleich. Es ist der Krieg gegen die Wasser- 
massen, welcher mit der Oderschlacht des Jahres 1997 als gewonnen galt, und nun 
in die Zentren der Zivilisation zurückkehrt und wieder unzählige Menschen ihrer 
Altstadt, ihrer Rhabarberernte und ihrer eingekellerten Konserven beraubt und 
darüber hinaus erbarmungslos tötet: Kühe, Schafe, Menschen. 

Auf der anderen Seite ist jedoch nicht zu vergessen, dass die große Flut Deutsch- 
land in eine Position hievt, die ihm lange Zeit schlecht zu Gesicht stand: Opfer zu 
sein nämlich. Der großen Flucht der deutschen Bevölkerung vor den barbarischen 
Armeen der Slawen, welche zeitversetzt über 50 Jahre später noch einmal über die 
gefolterte Seele des deutschen Volkes vonstatten ging, folgt nun die große Flut. Die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) sinniert über das Unfassbare: "Unter dem 
Eindruck der verheerenden Überflutungen in weiten Teilen Mittel- und Osteuropas 
‚fehlen einem fast die Worte, die Katastrophe angemessen zu beschreiben." Es fehlen 
der FAZ fast die Worte und doch wird deutlich: das ist der Klima-Holocaust, eine 
"Katastrophe", die "angemessen zu Beschreiben" fast unmöglich ist. 

Und so wird allerorten der Ausnahmezustand ausgerufen, mit dem die Bevölke- 
rung zumeist nicht mal mehr etwas anfangen kann, und die Suche nach den 
Schuldigen aufgenommen. Dass es sich zwar um "amerikanische Verhältnisse" 
handelt, weiß die bundesdeutsche Publizistik schon auszusprechen, dass der Ami 
nun aber auch rundweg Schuld ist, da ist man etwas vorsichtiger. Besonders nach 
dem 11. September, wo gewisse Angriffe auf die bemmungslose Globalisierung als 
Ursache der weltweiten Erderwärmung unredlich erscheinen. Und doch ist es ein 
Jahr nach dem Angriff auf eines der größten Symbole des "großen Kapitals", die 
Zwillingstürme nämlich, durchaus opportun, stolz zu verkünden, dass Deutsch- 
land "nicht von denen beherrscht [wird], die das große Kapital haben." (G. Schrö- 
der). Sei es drum, auf derartiges wie auf das Kyoto-Protokoll darf schon mal ver- 
wiesen werden und ebenso erwähnt, dass die Schwächung des Staates als 
Bündnispartner der Natur zugunsten einer Stärkung der Globalwirtschaft als 
Gegnerin der Natur zu verhindern sei, 

Und während Gerhard Schröder aus der Mottenkiste den "deutschen Weg" kramt, 
titelt die FAZ: "Mitteleuropa unter Wasser". Mitteleuropa, es dürfte bekannt sein, 
ist ein geostrategisches Konzept des deutschen Sonderwegs. Und während die FAZ 
nun jenes Konzept hervorkramt wie vor ihr Schröder den "deutschen Weg", titelt 
die Süddeutsche Zeitung am gleichen Tag: "Streit über Deutschlands Rolle in der 
Welt". Über absichtliche Zusammenhänge lässt sich leider nur spekulieren, zusam- 
men lesen dürfte aber doch gestattet sein. 

Um es nun der Konstruktionen nicht zu viel werden zu lassen, sei jenes Feld nun 
schleunigst verlassen und der Weg, welcher kein deutscher ist, freigemacht zum 
Wesentlichen des Hefts, welches Deutschland und mit ihm Mitteleuropa auch heut 
noch mehr als Täter denn als Opfer wahrnimmt. 


In diesem Sinne 
Phase 2, Leipzig 
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Unterstützung einiger arabischer Staa- 
ten und der Palästinensischen Autono- 
miebehörde als alternative Ordnungs- 
macht agiert. 


Keine Solidarität mit ... 


Während die radikale Linke in 
den letzten Jahren Teile und Auswir- 
kungen des Normalisierungskurses zu 
Ansatzpunkten ihrer Kritik machte, be- 
sonders mit den Themenfeldern Anti- 
faschismus oder Antimilitarismus, ist 
in der gegenwärtigen Diskussion die 
Realität des Antisemitismus nicht der 
gleich bewertete Bezugspunkt der lin- 
ken Positionierung. Teilweise wird die 
wachsende Dimension antijüdischer 
Vorfälle und die reale Bedrohungs- 
situation für Israel de facto ignoriert. 
So reihen sich einige linke Gruppen 
(Libertad, Linksruck, u.a.) in Solida- 
rität für Palästina-Bündnisse ein, statt 
Israel als Reaktion der Opfer des deut- 
schen Vernichtungswahns gegen die 
Angriffe aus dem Land der TäterInnen 
zu verteidigen. Mit Forderungen nach 


und arabischen Israelis gleichbedeu- 
tend mit der Auflösung Israels als jü- 
dischem Staat. 

Schon generell impliziert der 
positive Bezug auf die palästinensi- 
sche Nationalbewegung eine antiisrae- 
lische Haltung, da sie sich im Kampf 
gegen zionistische Juden konstituier- 
te und ihr anschlussfähigster Nenner 
immer in der konfrontativen Ableh- 
nung Israels bestand. Trotz der auf die 
Öffentlichkeit des Westen gerichtete 
Beteuerungen der immer stärker mar- 
ginalisierten säkularen palästinensi- 
schen Organisationen, bleibt die Aner- 
kennung des Existenzrechts Israels 
weitgehend ein instrumentelles Lip- 
penbekenntnis, welches durch unge- 
zählte andere Statements, vom Schul- 
buch bis zur terroristischen Praxis 
PLO-naher Organisationen, konterka- 
riert wird. 

Verschärfend kommt hinzu, 
dass bei gemeinsamen Demonstratio- 
nen von Linken mit UnterstützerInnen 
der Hamas, der Hisbollah und des 
Islamischen Djihad auch die antisemi- 


bündnisähnliche Manifestationen und 
Solidaritätsbekundungen möglich 
sind. Es scheint so, als wäre die kriti- 
sche Aufarbeitung linker Identifika- 
tionsentwürfe spurlos an einigen 
Gruppen vorbeigegangen. Gerade in 
der Auseinandersetzung mit den 
nationalen Ersatzmythen der Paläs- 
tinasolidaritätt wurden neben dem 
formalistischen und verkürzten Impe- 
rialismusbild auch die geschichtsent- 
lastenden und antisemitischen Ten- 
denzen bewusst gemacht. Gerade die 
in den 90er Jahren forcierte Beschäf- 
tigung der Linken mit dem bis dahin 
vernachlässigten Vernichtungsantise- 
mitismus der Deutschen, schien eine 
Umorientierung ausgelöst zu haben, 
die zukünftige Allianzen zwischen 
AntisemitInnenen und einer deut- 
schen Linken unwahrscheinlich wer- 
den ließ. 

Es mag im besten Falle noch die 
Hoffnung deutscher Linker sein, dass 


Nieder mit dem deutschen Spiesser | 


einem sofortigen Stopp von Waffen- 
lieferungen an Israel und nach der 
Ausübung von Druck der Bundes- 
regierung auf die israelische Politik, 
machen sich solche Positionierungen 
zum verlängerten Arm außenpoliti- 
scher Ambitionen der Deutschen. 
Unter dem Deckmantel einer opposi- 
tionellen und humanistischen Haltung 
werden Linke ebenso zu einem Be- 
standteil der anschwellenden antizio- 
nistischen und antisemitischen Gesell- 
schaftsströmung. So zum Beispiel mit 
der gängigen Forderung nach dem 
Rückkehrrecht palästinensischer 
Flüchtlinge. Dazu werden, ähnlich zur 
Praxis der deutschen Heimatvertriebe- 
nen, auch alle Nachkommen der 
Flüchtlingsgeneration gezählt. Kehr- 
ten aber wirklich vier Millionen Paläs- 
tinenserInnen nach Israel zurück, wä- 
re dies in Anbetracht der derzeitigen 
Bevölkerung von fünf Millionen jüdi- 
schen und einer Millionen christlichen 


tische Aufladung des antiisraelischen 
Bekenntnis bewusst oder politisch 
planlos in Kauf genommen wird. 
Ohne Islamismus und National- 
sozialismus in ihrer Feindschaft gegen 
die Juden identisch erklären zu wol- 
len, werden die Affinitäten zwischen 
beiden antimodernistischen Bewe- 
gungen immer deutlicher. Die Rezep- 
tion europäischer Verschwörungs- 
theorien und der positive Bezug auf 
die deutsche „Endlösung“ mischt sich 
mit religiösen und politischen Mo- 
tiven. Mit der Aufnahme der rassisti- 
schen Elemente des europäischen 
Antisemitismus werden die Juden qua 
Geburt zu den Schuldigen und so 
taucht in der Wahllosigkeit der paläs- 
tinensischen Selbstmordattentate 
auch eine Komponente des Vernich- 
tungsantisemitismus wieder auf. 
Unbegreiflich, wie nach Jahren 
linker Geschichtsdebatten bei einer 
solchen inhaltlichen Ausrichtung 
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in der palästinensischen Nationalbe- 
wegung emanzipative Strömungen 
unterstützbar sind, mit denen man ge- 
meinsam schlechte Lebensbedingun- 
gen und reales Leiden kritisieren 
möchte. So lange diese Unbekannte 
aber nicht den Bruch mit den Welter- 
klärungsmodellen und Lösungsvor- 
schlägen der regressiven Masse der 
palästinensischen Nationalbewegung 
sucht, ist auch sie alles andere als ein 
Fall für linke Solidarität. 


Linke Mogelpackung 


Nicht nur aufgrund eines völki- 
schen Antiimperialismus oder eines 
unreflektierten Humanismus verwei- 
gern Linke die Solidarität mit Israel. 
Eine anderer Argumentationsstrang 
bezieht sich auf einen linken Werte- 
kanon oder auf eine materialistische 
Weltsicht, die jeweils die Identifikation 
mit irgendwelchen Nationalstaaten 
verhindern würden. Nach dieser Ten- 
denz wird nicht nur der Konflikt zwi- 
schen den verschiedenen Fraktionen 


der Linken, sondern auch der zwi- 
schen Israel und den PalästinenserIn- 
nen zu einer Angelegenheit gleicher- 
maßen abzulehnender Parteien. 
Parallel zur analytischen Tiefenschärfe 
vieler Medienberichte, endet die Ana- 
Iyse des Konfliktes mit der Entdeckung 
der sogenannten Gewaltspirale, auch 
wenn daraus nicht unbedingt die 
Forderung nach EU-Vermittlung, son- 
dern als eine Art „Dritter Weg“ die 
Unterstützung einer praktisch nicht 
existenten palästinensich-israelischen 
Friedensbewegung abgeleitet wird. 
Oder aber, es bricht sich ein Vulgär- 
marxismus Bahn, der Staatsterror auf 
Staatsgründungsterror treffen sieht 
und bescheidwissend die Ablehnung 
der Staaten als ideelle Gesamtkapita- 
listen als einzig mögliche linke Po- 
sition einräumt. 

So wird in der aktuellen Dis- 
kussion der deutsche Sonderweg ge- 
gen allgemeine kapitalistische Struk- 
turprinzipien ausgespielt. Eine 
Herangehensweise, die schon an den 
Erklärungsversuchen des National- 
sozialismus gescheitert war. Innerhalb 
dieser Art verkürzter linker Sichtweise 
wird Israel dann folgerichtig nicht als 
zu verteidigende Reaktion gegenüber 
den historischen und aktuellen deut- 
schen Verhältnissen begriffen. Stände 
die Abschaffung aller Nationalstaaten 
durch eine universale revolutionäre 
Bewegung unmittelbar hervor, ge- 
wänne auch die Staatskritik gegenüber 
Israel einiges an Relevanz. Angesichts 
der aktuellen politischen Kräftever- 
hältnisse, angesichts der Bedrohungs- 
situation für den Staat der Holo- 
caustüberlebenden und für die in der 
Diaspora lebenden Juden und Jüdin- 
nen, für welche der bürgerlich-kapita- 
listische Staat Israel noch immer der si- 
cherste Faustpfand gegen eine 
weltweite Verfolgung ist, wird sie zum 
unakzeptablen Zynismus. 


Solidarisch, aber wie? 


Werden die deutschen Verhält- 
nisse zum Ausgangspunkt der linken 
Positionierung gemacht, ergeben sich 
daraus auch die praktischen Formen 
einer Solidarität mit Israel. Die Kritik 
des Antisemitismus und seiner Verbin- 
dung mit den deutschen Normalisie- 
rungsbestrebungen müssten zur hand- 


lungsleitenden Maxime der Linken 
werden. Ein Ansatzpunkt für eine dies- 
bezügliche Praxis wäre die öffentliche 
Agitation gegen selbsternannte Tabu- 
brecherInnen und gegen außenpoli- 
tische Profilierungsversuche der Deut- 
schen, die auf Kosten Israels 
ausgetragen werden. Ziel ist die Zu- 
rückdrängung der Tendenzen inner- 
halb des politischen Klimas, welche 
gerade Entsolidarisierungseffekte mit 
der jüdischen Bevölkerung und mit 
Israel befördern. 

Bei einer solchen Herangehens- 
weise werden Argumente, nach denen 
die Unerstützung Israels häufig zur 
Aufgabe linker Essentials, wie Anti- 
nationalismus und Antimilitarismus 
führen würde, nicht nur deshalb irre- 
levant, weil sie sich vor der histori- 
schen Spezifik des israelischen Staates 
blamieren, sondern weil sie gegen das 
Engagement, welches sich hier gegen 
Antisemitismus und Antizionismus 
wendet, nicht in Anschlag gebracht 
werden können. Solidarität bezieht 
sich in diesem Fall nicht auf einzelne 
Maßnahmen und Entscheidungen der 
israelischen Realpolitik. Vielmehr kri- 
tisiert sie gerade die deutschen Ein- 
mischungsversuche, weil sie sich den 
besonderen geschichtlichen Hinter- 
grund, vor dem jedwede Äußerung 
von Deutschen zu Israel erscheint, im- 
mer bewusst macht. 

Aus der Solidarität mit Israel 
kann also weder Kritik an, noch eine 
reflexionslose Identifikation mit allen 
politischen und gesellschaftlichen 
Strömungen Israels abgeleitet werden. 
Die Ablehnung des letzteren darf nicht 
darauf hinauslaufen, dass die Linke 
nur mit einer Betonung des Existenz- 
rechtes mehr, als es Joschka Fischer zu 
tun pflegt, dann doch auf die „schlim- 
me“ Militärpolitik eines Sharon zu 
sprechen kommt. Die historischen 
Verhältnisse zu bedenken, heißt auch, 
ein Verständnis dafür zu entwickeln, 
warum es in der israelischen Gesell- 
schaft breite Zustimmung für alle 
Optionen der militärischen Selbstver- 
teidigung gibt. Für Deutsche ist dies al- 
lerdings nur dann ein gutes Argument, 
wenn es sich gegen deutschen Antise- 
mitismus unter dem Deckmantel der 
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Kritik an Israel richtet. Gegen die israe- 
lische Linke in Stellung gebracht wird es 
zur teutonischen Anmaßung. 

Die mythische Überhöhung des 
Israelbildes mag zwar als Reflex auf die 
politischen Verhältnisse hierzulande 
verständlich sein, hat aber auch eine oft 
nicht bedachte Kehrseite. Mit Forderun- 
gen nach Unterstützung der israelischen 
Armee (IDF), mit der Polemik gegen die 
Reste der israelischen Friedensbewe- 
gung und mit der Interpretation Israels 
als Vorboten der Emanzipation, repro- 
duziert sich auch das alte linke Ver- 
langen nach Projektion. Es ist linke Hilf- 
losigkeit, die nach dem guten 
Stellvertreter sucht. Besagter Ansatz 
glättet widersprüchliche Verhältnisse 
nicht nur, indem er sich gegen die 
Wahrnehmung des antiarabischen Ras- 
sismus verschließt, sondern vor allem, 
weil er eine philosemitische Wahrneh- 
mungen nahe legt, durch welche die jü- 
dische Bevölkerung unter positiven 
Vorzeichen zum völlig anderen, letzt- 
endlich weltfremden Kollektiv konstru- 
iert wird. 

Dazu bewegt er sich ebenso par- 
allel zur eigentlich abgelehnten deut- 
schen Großmäuligkeit. Auch die gutge- 
meinte deutsche Politikberatung, 
möchte Opfern und ihren Nachkom- 
men Ratschläge erteilen und richtige 
Wege vorschreiben. Auch sie ist „Kritik 
an Israel“. 

Der gute Wille macht es nicht 
überflüssig, solidarische Handlungen 
auf ihren Realitätssinn und symbolische 
Wirkung hin zu überprüfen. Stimmte, 
was hier und da zu hören ist, dass für 
manche Solidarität mit Israel bedeuten 
soll, Adorno-Gesamtausgaben für die 
IDF zu spenden, dann muss gefragt wer- 
den, ob damit nicht auch der Tadel an 
die Verteidiger Israels ausgedrückt wä- 
re, weil diese bisher nur ungenügend 
die Einsicht in ihre geschichtsphiloso- 
phische Rolle erlangt haben. Der Ein- 
druck einer überheblichen linksdeut- 
schen Aufhalsung ließe sich wohl nicht 
verwischen und würde von der Frage 
nach der praktischen Relevanz eines sol- 
chen Schrittes eher noch verstärkt. 
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Vorausbestellungen an die 
Geschäftsstelle des CLUB DADA 


Steglitz, Zimmermannstraße 34 


m 797/70 ///7777 
UNIER DER 


MEERVIEH MIE BIRREIT U KilkkE 


Martin W. Kloke, Autor des 1994 neu 
aufgelegten und aktualisierten Buches 
„Israel und die deutsche Linke. Zur 
Geschichte eines schwierigen Verhält- 
nisses“ sah vor knapp zehn Jahren die 
heute, im Zuge der Al-Aqgsa Intifada 
und der weltweiten Missbilligung Is- 
raels, aufkommenden antisemitischen 
und antizionistischen Rückschläge 
voraus — gerade innerhalb einer deut- 
schen Linken. Kloke ist promovierter 
Politologe, arbeitet als Verlagsredak- 
teur und veröffentlichte zahlreiche 
Beiträge vor allem zur deutsch-israeli- 
schen Beziehungsgeschichte. 

Phase 2 fragte ihn nach den 
Kontinuitäten, Wandlungen und Brü- 
chen, die sich im Rahmen der aktuel- 
len Entwicklungen und der innerlin- 
ken Rezeption im Verhältnis zu Israel 
ergeben haben. 


politik dada 


PampHlet Gegen dIE wEim- 
ARISCHe LeBenSAuffasSung 


gegen den Geist Goethe — Ebert- 
Schiller — Scheidemann 


— -UUBWSNYH 


Mit der Zweiten Intifada rückte nach 
Jahren des relativen Desinteresses der 
israelisch-palästinensische Konflikt 
wieder in das Blickfeld der deutschen 
Öffentlichkeit und der Linken. Mit dem 
Beginn der militärischen Aktionen der 
israelischen Armee im Westjordanland 
im März diesen Jahres wurde der 
Konflikt für längere Zeit zum Haupt- 
thema der radikalen Linken. Antise- 
mitische Ressentiments wurden wieder 


öffentlich geäußert. Sind die antiisra- 
elischen und antisemitischen Äuße- 
rungen als die letzten Ausläufer einer 
historisch überholten Ideologie zu be- 
zeichnen, oder zeigen sie im Vergleich 
zu den letzten großen antiisraelischen 
Wallungen des Jahres 1982 eine neue 
inhaltliche Qualität? 


Es wäre naiv zu glauben, dass es sich 
bei den jüngsten antiisraelischen Ex- 
zessen um letzte Zuckungen eines af- 
fektgeladenen Antizionismus handeln 
würde. „Es gibt nichts Neues unter 
der Sonne“ - diese Erkenntnis wurde 
schon vor über 2500 Jahren in der he- 
bräischen Weisheitsliteratur formu- 
liert. Die zeitlose Evidenz dieser bibli- 
schen Erfahrung zeigt sich auch im 
Verhältnis der deutschen Linken zum 
neuzeitlichen jüdischen Staat. Anfang 
der neunziger Jahre habe ich in der 
aktualisierten Ausgabe meines Buches 
„Israel und die deutsche Linke“ die 
Sorge ausgesprochen: „Sollte es nach 
den hoffnungsvollen israelisch-palä- 
stinensischen Dialogen doch wieder 
zu Rückschlägen kommen, (...) dürf- 
ten im vereinigten Deutschland (...) 
erklärte Feinde Israels die Gunst der 
Stunde nutzen, um ihr giftiges Ge- 
misch aus antizionistischen und an- 
tisemitischen Extrakten zu versprit- 
zen“ ($. 326). Leider sind wir in den 
letzten Monaten zu Zeugen genau die- 
ser Entwicklung geworden. Die anti- 
zionistischen Affekte und „Argumen- 
te“ der „Freunde Palästinas“ haben 
sich der Substanz nach seit den späten 
sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts 
nicht verändert. Der qualitativ einzige 
Unterschied zu früher ist der, dass die 
linken Antizionisten von heute in ei- 
nem gesellschaftlichen Klima agieren 
können, das vom Abbau antisemiti- 
scher Tabus auch in breiten bürger- 
lich-liberalen und konservativen Krei- 
sen bis hinein in den Kultur- und 
Literaturbetrieb geprägt ist. 
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Juden als Opfer sind populär — 
auf diese Art von Sympathiebekundun- 
gen beschränken sich die antifaschi- 
stisch motivierten Gefühle vieler 
selbsternannter fortschrittlicher Kräf- 
te. Doch seit sich nach dem geschei- 
terten Osloer Friedensprozess die jü- 
disch-israelische Gesellschaft und ihr 
Staat in Verhältnisse zurückversetzt se- 
hen, in denen sie zur kollektiven 
Selbstverteidigung gegen einen geno- 
zidalen Selbstmordterrorismus genö- 
tigt sind, hat sich das Klima radikal 
geändert. Entsprechend wohlfeil sind 
die „Ratschläge“ linker „Friedensakti- 
visten“ aus der EU, deren Befolgung 
schon mittelfristig einer Auflösung des 
jüdischen Staates gleichkommen wür- 
de. 


Besonders in den 80er aber auch noch 
einmal in den Wer Jahren kam es in- 
nerhalb der bundesdeutschen Linken 
zu einer verstärkten Diskussion um 
die antisemitische Tradition der Lin- 
ken und ihrem Verhältnis zu Israel. 
Wir denken an die Interventionen sei- 
tens der „FrankfurterInnen“ Dan Di- 
ner, Micha Brumlik, Cilly Kugelmann, 
Detlev Claussen, Moishe Postone etc. 
in den 80er Jahren, an die Auseinan- 
dersetzungen rund um die Zeitschrift 
konkret während des Zweiten Golf- 
kriegs 1991 oder an die innerlinke 
Debatte entlang der Goldhagen-Kon- 
troverse über linken Antisemitismus. 
Kann man, die heutige Situation vor 
Augen, davon sprechen, dass diese 
Diskussionen ihren Erfolg zeigen und 
sich Antisemitismus in der Linken im 
Rückzug befindet? 


Ein relativer Lernerfolg besteht darin, 
dass 1982 zum ersten Mal die antizio- 
nistische Meinungsführerschaft in der 
radikalen Linken nachdrücklich in 
Frage gestellt worden ist. Wieder ein- 
mal waren es zunächst hauptsächlich 
linke Juden, die erkennen mussten, 
dass der linke „Internationalismus“ 
auch nach 1945 eine Schönwetter-Phi- 
losophie geblieben ist: „Wir lassen uns 


nicht wegen einigen sogenannten pro- 
gressiven Juden aus dem weltweiten 
Kampf gegen Imperialismus und Ras- 
sismus herauskatapultieren“, hieß es 
nassforsch in einem Papier autonomer 
Kreise in.Hamburg. Noch unverblüm- 
ter in ihrer geschichtsklitternden 
Diktion war der israelfeindliche taz- 
Kommentar des heutigen Kanzler- 
Redenschreibers Reinhard Hesse beti- 
telt: „Umgekehrter Holocaust“. Der 
selbe Hans-Christian Ströbele, der in 
den 80er Jahren persönlich die Spen- 
densammlung „Waffen für EI Salva- 
dor“ organisiert hatte, lehnte 1991 die 
Lieferung von Abwehrwaffen an Israel 
zum Schutz vor irakischen Raketen- 
angriffen mit pazifistischem Pathos ab 
— wegen der angeblichen Gefahr einer 
„zusätzlichen Eskalation“. Viele weite- 
re Beispiele ließen sich anführen. Vor 
diesem Hintergrund ist es immerhin 
erfreulich, dass sich seit den heftigen 
Selbstverständigungsdebatten von 
1982 (Libanonkrieg) und 1991 (Golf- 
krieg) antizionistische Positionen vor 
allem in grünen, aber auch in linksra- 
dikalen und autonomen Kreisen min- 
destens in der Defensive befinden. 
Dies heißt aber nun nicht, dass 
es keinen unbelehrbaren und fakten- 
resistenten Kern ressentimentgesteu- 
erter Linker gäbe. Schon die wohlmei- 
nenden jüdischen Abwehrvereine der 
Weimarer Republik mussten die 
schmerzliche Erfahrung machen, dass 
auch die überzeugendste analytische 
Anstrengung und eine kontinuierliche 
Aufklärungsarbeit nicht gegen die an- 
tisemitische Obsession immunisieren 
können. Die deutsch-jüdische bzw. eu- 
ropäisch-jüdische „Normalität“ ist 
jahrhundertelang durch und durch an- 
tisemitisch geprägt gewesen — selbst in 
so genannten aufgeklärten und linken 
Zusammenhängen. Der mörderische 
NS-Vernichtungsantisemitismus war 
der Höhepunkt dieser fatalen Bezie- 


hungsgeschichte. Die zeitlich über- 
mächtige und kulturell vermittelte 
Antisemitismus-Prägung prägt bis heu- 
te unseren Diskurskontext. Insofern 
muss es nicht wundern, dass der Anti- 
semitismus — insbesondere in seiner 
scheinbar ehrenwerten antizionisti- 
schen Variante — nach wie vor auf ei- 
nen breiten Resonanzboden stößt. 


Der Rückgang antizionistischer und 
damit antisemitischer Propaganda 
von linker Seite ging einher mit dem 
Niedergang der Linken in der Bundes- 
republik insgesamt. Die antisemiti- 
sche Agitation war genau immer 
dann am stärksten, wenn die Linke 
selbst am stärksten war. Kann es sein, 
dass hier ein kausaler Zusammen- 
hang besteht, dass auch der Antisemi- 
tismus die Stärke der Linken ausge- 
macht hat? 


Soweit würde ich nicht gehen: Der 
Antisemitismus war nie eine „Stärke“ 
der Linken — vielmehr eine schreckli- 
che Versuchung, der Anstrengung hi- 
storisch-analytischer Reflexion aus 
dem Wege zu gehen, indem man die 
Komplexität gesellschaftlicher Wider- 
sprüche auf eine bequeme personali- 
sierte Formel zu bringen sich verstieg: 
„Die Juden sind unser Unglück!“, war 
die feste Überzeugung des renom- 
mierten nationalliberalen Historikers 
Heinrich von Treitschke. „Der Staat 
Israel ist das Problem!“, hören und le- 
sen wir heute von den keineswegs nur 
linken Erben Treitschkes, die den 
politischen Antizionismus in Deutsch- 
land repräsentieren. Die gesellschaftli- 
che Marginalisierung einer dogma- 
tischen Linken mag zeitweise und 
parallel auch antizionistisch-antisemi- 
tischen Ressentiments den Nährboden 
entzogen haben. Relevanter noch er- 
scheint mir allerdings der Erklärungs- 
ansatz zu sein, demzufolge die Schön- 
wetter-Periode von Madrid und Oslo 
einen offenen Antizionismus vorüber- 
gehend obsolet gemacht hatte - in ei- 


ner Phase, als es den Anschein haben 
konnte, dass auch die PLO sich mit der 
Existenz des jüdischen Staates abge- 
funden haben mochte. 

Heute sehen wir klarer noch als 
in den neunziger Jahren, dass der 
Antisemitismus auch im 21. Jahrhun- 
dert ein bleibendes Strukturmerkmal 
der deutschen und europäischen Ge- 
sellschaften bleiben wird. Ich bin über- 
zeugt, dass der Widerstand gegen jene 
vermeintlichen Enttabuisierer, die die 
zivilisatorische Zähmung des Mobs 
zurücknehmen wollen, nur in einer 
gemeinsamen Kraftanstrengung linker 
und konservativer, christlicher und jü- 
discher sowie gewerkschaftlicher und 
wirtschaftsnaher Kräfte erfolgreich zu- 
rückgewiesen werden kann — auch das 
gehört zur Wirklichkeit einer Dialektik 
der Aufklärung. Alles zu tun, „damit 
Auschwitz nicht noch einmal sei“, ist 
das von Theodor W. Adorno überlie- 
ferte Vermächtnis an die deutsche und 
europäische Zivilisation. Für eine ge- 
schichtsbewusste Linke bedeutet dies, 
ihre Berührungsängste abzubauen 
und eine Koalition der Vernunft und 
der Menschlichkeit gegen die Barbarei 
einzugehen, wo immer ihre Einfalls- 
tore stehen sollten. Die Hoffnung auf 
eine geschichtsimmanente Utopie 
braucht die Linke zwar nicht gänzlich 
aufzugeben; doch auf der Agenda der 
Politik stehen heute sehr viel beschei- 
denere Ziele. 


Nach dem vorläufigen Ende des Pro- 
Jekts der radikalen Linken Ende der 
%0er schien es für einen Moment so, 
als wenn die neu entstehende Anti- 
globalisierungsbewegung das (inbalt- 
liche) Erbe der antiimperialistischen 
Linken antreten könnte. Auch diese 
hat sich in der Vergangenheit durch 
eine verkürzte Sichtweise des Kapi- 
talismus „ausgezeichnet“, welche 
schnell in Antisemitismus umschla- 
gen kann. Was würde es angesichts ei- 
ner insgesamt verkürzten Kapitalis- 
muskritik für die Linke und den 
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Antisemitismus bedeuten, wenn diese 
sich konstituierende Bewegung das 
führende linke Projekt der nächsten 
Jahre bzw. Jahrzehnte wird? 


Die _Antiglobalisierungsbewegung 
dürfte in der Tat in den nächsten 
Jahren zu einer mächtigen gesell- 
schaftlichen Kraft avancieren. Nur auf 
den ersten Blick ist es paradox, dass 
diese internationale Bewegung selbst 
ein ureigenes Produkt der Globalisie- 
rung ist. Viele Sorgen und Motive ihrer 
Initiatoren und Mitstreiter/innen sind 
ehrenwert und unterstützungswürdig. 
Die Globalisierung ist weder ein un- 
ausweichliches Schicksal noch per se 
eine Kampfansage an das Prinzip loka- 
ler Selbstbestimmung in den verschie- 
denen kulturellen und wirtschaftli- 
chen Zonen dieses Planeten — sie 
bedarf der sozialen Steuerung und Ge- 
staltung durch selbstbewusste zivilge- 
sellschaftliche Initiativen. 

Allerdings sehe ich in der Be- 
wegung auch Gefahrenmomente lau- 
ern, die ich mit den Stichworten 
„Antiamerikanismus“ und „Antizionis- 
mus“ andeuten möchte. Einige Attac- 
Protagonisten haben ihre Sympathien 
mit den fanatisierten Segmenten der 
palästinensischen Nationalbewegung 
ohne Umschweife dokumentiert — so 
im April 2002 auf der antiisraelischen 
Demo in Berlin. Ideologisch ist durch- 
aus ein Szenario denkbar, bei dem 
Globalisierungskritiker „die Juden“ 
und/oder „den Staat Israel“ als kon- 
krete Verkörperung abstrakter (um- 
hervagabundierender) Kapitalflüsse 
wahrnehmen, die für die sozialen 
Verwerfungen im 21. Jahrhundert ver- 
antwortlich gemacht werden. Entspre- 
chende Stimmen aus der Globalisie- 
rungsbewegung zum 11. September 
sind ein bedrohliches Symptom für 
das, was uns da möglicherweise be- 
vorsteht. Im Bewusstsein der Täter 
und ihrer Sympathisanten war der 
Terrorangriff auch ein Schlag gegen 
Menschen und Symbole der angeblich 
jüdisch-zionistisch beherrschten USA: 
„Wer Wind sät, wird Sturm ernten“, 
hieß es in linksradikalen Verlautbarun- 
gen ebenso wie in der NPD. „Schauten 
Pentagon und WTC dem israelischen 


Bruch des Völkerrechts in Palästina 
nicht jahrelang ungerührt zu?“, fragte 
in der taz schon zwei Tage danach 
Matthias Bröckers, der von „verzwei- 
felten Kamikaze-Kriegern“ sprach, die 
im Anschluss an die israelische Ag- 
gression „zurückschlagen“. Das also ist 
die Logik: Weil Israel („die Juden‘) ei- 
ne repressive Besatzungspolitik in 
Palästina praktizieren, bekommen die 
USA als Israels engste Verbündete die 
Rechnung für ihre Freundschaft zu 
dem weltweit ungeliebten Pariastaat. 
„Der Jud ist schuld“ — wieder einmal, 
egal was und wo etwas passiert. Dieser 
Reflex ist lebendig wie eh und je. 


Spätestens seit den späten 60er Jahren 
wird der Konflikt im Nahen Osten mit 
historischen Analogien versehen. Be- 
sonders im Libanon-Krieg haben sich 
PalästinenserInnen und Israelis ge- 
genseitig „Hitler“, „Vernichtungswil- 
len“, „Nazi-Methoden“ etc. zum 
Vorwurf gemacht. Ein Frankfurter 
Diskussionszirkel um D. Wetzel, D. 
Diner, M. Brumlik etc. (s.0.) sah in 
den 80er Jahren in dieser „Verlän- 
gerung der Geschichte“ den Haupt- 
grund für eine unmögliche Ver- 
ständigung im Nahen Osten. Der 
Konflikt müsse von seiner „deutsch- 
europäischen Vermischung“ befreit 
werden. Glauben Sie auch, dass jene 
„Vermischung“ einen Frieden im 
Nahen Osten verhindert? 


Der Israel-Palästina-Konflikt lässt sich 
nicht per Dekret von seiner deutsch- 
europäischen Vermischung „befrei- 
en“. Dass das jüdische Israel die 
schrecklichen Erfahrungen aus der eu- 
ropäischen Diaspora in den aktuellen 
Konflikt projeziert, ist ja nicht nur 
Ausdruck einer Sicherheitsparanoia, 
sondern auch eine sozialpsycholo- 
gisch verständliche Reaktion auf die 
Wiederkehr von Vernichtungsdro- 
hungen — dieses Mal ausgestoßen von 
arabischer Seite (und das schon seit 
mehr als 50 Jahren!). Wenn nun auch 
die palästinensische Seite die israeli- 
sche Politik mit Naziverbrechen gleich- 
setzt, gehört dies zu jenen gezielten 
Nadelstichen, auf die Juden und Is- 
raelis zu Recht ganz besonders empört 
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reagieren. So oder so sind diese Art 
von Vermischungen eine real existie- 
rende Hypothek für den notwendigen 
Konfliktausgleich. 

Beide Seiten, Israelis und Paläs- 
tinenser, brauchen ihre Traumata m. 
E. nicht zu unterdrücken. Die aus der 
Schoah resultierenden Sicherheitsbe- 
dürfnisse Israels müssen von der palä- 
stinensischen Seite ebenso verstanden 
werden wie die Israelis anzuerkennen 
haben, dass auch die Palästinenser 
leidvolle Erfahrungen gemacht haben. 
Der israelisch-palästinensische Kon- 
flikt wird sich nicht einfach „rational“ 
lösen lassen, da jeder Vermittler auch 
den komplizierten sozial-psychologi- 
schen Hintergrund in Rechnung stel- 
len muss. Die Europäer (die EU) als 
Therapeuten einzusetzen, hieße aber 
in historischer Perspektive, den Bock 
zum Gärtner zu machen. Auch die UN 
haben in der Vergangenheit wenig da- 
zu beigetragen, um unter Israelis als 
vertrauensbildende Institution wahr- 
genommen werden zu können. Oder 
hat es etwa je eine Resolution gege- 
ben, inder die zum Antizionismus nei- 
gende IUN-Vollversammlung den anti- 
israelischen Terror verurteilt hätte? Als 
Makler übrig bleiben an führender 
Stelle die USA, die aber in der Ära 
George W. Bush noch glückloser und 
vor allem deutlich weniger engagiert 
agieren als der persönlich in den Frie- 
densprozess sehr involvierte Bill 
Clinton. 


Die historischen Analogien sind es 
auch, welche die Debatte der Linken 
zum Konflikt in Israel seit Jahrzehn- 
ten prägen. In der Vergangenbeit war 
es eigentlich durchgängig Israel, das 
als faschistischer Staat, der dem Na- 
tionalsozialismus in nichts nachste- 
hen würde, dargestellt wurde. In den 
letzten Jabren bemühen sich jedoch 
Teile der antideutschen Linken, die 
Vernichtung der Jüdinnen und Juden 
als gemeinsames historisches Projekt 
des Nationalsozialismus und .des 
Islamismus darzustellen. Islamismus 
und Faschismus besäfsen gleiche Ele- 
mente. Lassen sich in der Tat solche 
gleichen Elemente finden oder führt 
dieser Vergleich nicht eber zu einer 


Verharmlosung des Faschismus und 
auch des Nationalsozialismus? 


Nationalsozialismus und Islamismus; 


bedienen sich des klassischen Reper- 
toires traditioneller Judenfeindk. 
Stand im. Mittelalter der angebliche 
Mord an Christenkindern auf der Ta- 
gesordnung, wird heute das „Kinder- 
mörder“-Phantasma zum anti-israeli- 
schen Erkennungszeichen. Sie wissen, 
was sie tun: Für die Nazis waren und 
sind die Juden die Inkarnation des ver- 
schwörerischen Bösen. In der Lesart 
der Radiostation der palästinensischen 
Autonomiebehörde heißt es: „Wir ha- 
ben mit einem Feind zu ringen, der 
ein Shylock ist.“ Der Islamismus stützt 
sich in seiner Judenfeindschaft einer- 
seits auf widersprüchliche koranische 
Traditionen, die das Judentum als 
Buchreligion respektieren, aber im 
Zweifel doch als illegitim zurückwei- 
sen; andererseits hat der europäische 
Antisemitismus des 19. Jahrhunderts 
weite Teile der arabischen Welt derart 
nachhaltig infiziert, dass die arabi- 
schen Massen den Antisemitismus als 
kulturellen Code tief verinnerlicht ha- 
ben. Nirgendwo sonst auf der Welt 
finden Bücher wie die „Protokolle der 
Weisen von Zion“ und Hitlers „Mein 
Kampf“ solch’ großen Anklang. So fun- 
giert der islamische Fundamentalis- 
mus — ebenso wie der säkulare Natio- 
nalsozialismus — als eine ‚moderne’ 
Protestbewegung, die sich gleichwohl 
gegen die pluralistische Moderne wen- 
det (als deren Vorhut „die Juden“ und 
das „zionistische Gebilde“ Israel ange- 
sehen werden). Längst ‚zehrt’ auch der 
Islamismus in seiner antizionistischen 
Stoßrichtung von rassistischen Ele- 
menten des europäischen Antisemi- 
tismus — so, wenn israelische Misse- 
taten mit angeblich angeborenen 
jüdischen Charaktereigenschaften er- 
klärt werden. Dennoch wäre es unge- 
nau, die islamistische und die natio- 
nalsozialistische Judenfeindschaft als 
inhaltsidentisch zu charakterisieren. 
Trotz aller Affinitäten zwischen 
beiden Bewegungen gibt es Unter- 
schiede, die nicht unbedeutend sind: 
Der Judenhass der Nazis ist grenzen- 
los, technokratisch-massenmörderisch 


und lässt nicht einmal gedanklich eine 
Koexistenz zu. Zwar weisen auch die 
islamistischen Selbstmordattentate in 
der Wahllosigkeit ihrer Opfer eine ge- 
nozidale Komponente auf: Sie wollen 
mit ihren Anschlägen so viele Juden 
wie möglich töten; dabei nehmen sie 
auch in Kauf, dass Israelis arabischer 
Herkunft getroffen werden. Dennoch, 
so zynisch dies in diesen Monaten 
auch klingen mag: Hamas und andere 
Terrorgruppen eint primär eine ‚poli- 
tische’ Zielsetzung: Sie wollen mit 
ihren Anschlägen nach dem Vorbild 
der libanesischen Hisbollah die Is- 
raelis kurzfristig aus den besetzten 
Gebieten vertreiben und langfristig 
den Staat Israel als jüdischen Staat li- 
quidieren. Bei aller antisemitischen 
Agitation bestreiten aber die Isla- 
misten ihren jüdischen Nachbarn 
nicht das individuelle Lebensrecht: so- 
fern ihre politischen Forderungen — 
die „Wiederherstellung“ der islami- 


schen Umma als „Gemeinschaft aller 
Muslime“, auch bezogen auf ihren 
Monopolanspruch in Palästina — er- 
füllt werden. Insofern ist die islamisti- 
sche Judenfeindschaft mit dem rassi- 
stischen Antisemitismus der Nazis 
verwandt, aber nicht gleichbedeutend; 
noch näher steht sie der überkomme- 
nen Judenfeindschaft des so genann- 
ten christlichen Mittelalters — wobei es 
den Juden unter christlicher Herr- 
schaft in der Regel erheblich schlech- 
ter ergangen ist als unter islamischer 
Regie. Immerhin: Ihre Unterordnung 
unter den Islam bzw. unter das mittel- 
alterliche Christentum (oder gar ihre 
Konversion) bot Juden individuellen 
Lebensschutz, wenn auch keine men- 
schenwürdige Existenz. Der rassisti- 
sche Antisemitismus bietet in seiner 
Gnadenlosigkeit nicht einmal diese 
wahrlich bescheidene Ausflucht. Inso- 
fern sollte bei aller Parallelität zwi- 
schen beiden Bewegungen nicht vor- 
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schnell die objektiv vorhandene Dif- 
ferenz übersehen werden. 


Diese Teile einer antideutschen Lin- 
ken sind es auch, welche sich in dezi- 
diert proisraelischer und auch philo- 
semitischer Weise äußern. In Ihrem 
Buch „Israel und die deutsche Linke“ 
kritisieren Sie die Israel-Begeisterung 
linker Kreise in den 50er und 60er 
Jahren der BRD. Ist der heutzutage zu 
vernehmende Israel-Hype jener Lin- 
ken eine Neuauflage dessen oder han- 
delt es sich um etwas Grundverschie- 
dene?. 


Nun, ich weiß nicht, ob ich die „Israel- 
Begeisterung“ der ersten Nachkriegs- 
jahrzehnte zu „kritisieren“ habe. Vor 
dem Hintergrund der Schoah sollte 
sich eine Grundsolidarität mit jenem 
Staat der Überlebenden, der auch den 
Juden in der Diaspora wieder Mut zum 
aufrechten Gang gemacht hat, eigent- 
lich von selbst verstehen und nicht un- 
ter Rechtfertigungsdruck stehen. Be- 
fremdlich finde ich allerdings die in 
jenen Jahren vielfach zu vernehmen- 
den unreflektierten und naiven Lobes- 
hymnen auf Israel. Es handelte sich 
um innenpolitisch motivierte Pro- 
jektionen: Dem restaurativen, die NS- 
Vergangenheit „kommunikativ be- 
schweigenden“ (Hermann Lübbe) 
westdeutschen Staat und seiner Ge- 
sellschaft setzten die linken Israel- 
freunde das mythisch überhöhte 
Israelbild eines freiheitlich-sozialisti- 
schen Pionier- und Musterstaates ent- 
gegen — „beladen mit allen Idealen 
und Tugenden, die man in seiner ei- 
genen Geschichte und bei seinen 
Eltern nicht antreffen konnte“ (so der 
Psychoanalytiker Hans Keilson). Diese 
volkspädagogische Inszenierung mus- 
ste wohl schief gehen: Der realitäts- 
blinde philosemitische Eifer mobili- 
sierte ungewollt in den eigenen 
Reihen latente antisemitische Ressen- 
timents, deren Saat mit dem auch mi- 
litärisch erfolgreichen Überlebens- 
kampf des jüdischen Staates in den 
späten sechziger Jahren aufzugehen 
begann. 

Die Israel-Apologie weiter Teile 
der so genannten „antideutschen“ 


Linken weist durchaus phänomenolo- 
gische Parallelen zu den fünfziger Jah- 
ren auf: Initiativen und Zirkel, wie sie 
etwa um die Zeitschriften „Konkret“ 
und „Bahamas“ gruppiert sind, geht es 
allerdings weniger um die Demons- 
tration ideologischer Nähe zum israe- 
lischen Staat — im Gegensatz zur pro- 
israelischen deutschen Linken der 
späten fünfziger Jahre, die diesen 
Anspruch noch mit einiger Überzeu- 
gungskraft proklamieren konnte. Auch 
die israelische Linke einschließlich der 
früher einflussreichen Kibbuz-Bewe- 
gung findet sich heute in der gesell- 
schaftlichen Marginalität wieder. Ein 
Herr Sharon und seine rechtssäkula- 
ren bzw. religiös-orthodoxen Bun- 
desgenossen dürften wohl kaum po- 
litisca Gemeinsamkeiten mit 
linksradikalen Deutschen teilen. Den 
Herren Gremliza und Co. geht es bei 
ihrem Israel-Kult ungeachtet aller in- 
ternen Heterogenität vor allem um die 
Bestätigung jener vergangenheitspoli- 
tisch motivierten Deutschlandkritik, 
die im vermeintlich ewigen Antisemi- 
tismus der Deutschen den hermeneu- 
tischen Schlüssel zum Verständnis 
auch heutiger Weltpolitik zu sehen 
glaubt. Ich verhehle nicht meine Ge- 
nugtuung, wenn ich sehe, dass nach 
drei Jahrzehnten linksradikaler Israel- 
feindschaft inzwischen ein organisier- 
tes Umdenken zu beobachten ist - ins- 
besondere, wenn die schockartige 
Kehrtwende aus der selbstkritischen 
Reflexion antisemitischer Umtriebe in 
den eigenen Reihen herrührt. Doch 
Vorsicht: Eine Schwalbe macht noch 
keinen Sommer — der radikale Para- 
digmenwechsel einiger Linker kann ei- 
nen auch stutzig machen: Die in der 
Antisemitismusforschung nachgewie- 
sene Affinität zwischen Philosemi- 
tismus und Antisemitismus lässt keine 
ungeteilte Freude aufkommen. 


Angesichts der deutschen Geschichte 
halten wir es für vollkommen unan- 
gebracht, der israelischen Öffentlich- 
keit und Regierung Ratschläge zu er- 
teilen, wie sie ihre Politik gestalten 
sollen. Vielmehr muss es einer Linken 
in Deutschland um die Verhältnisse 
vor Ort gehen, darum, wie der Kon- 
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flikt in Israel hier rezipiert wird und 
zu welcher Politik er benutzt wird. 
Würden Sie dem zustimmen, dass ei- 
ne Einmischungin israelische Belange 
von deutscher Seite aufgrund der 
deutschen Geschichte generell unan- 
gebracht ist? 


Gewiss sind Deutschland und die 
Deutschen nicht gerade prädestiniert, 
Israel Lektionen in Sachen Moral und 
Menschenrechte zu erteilen. Vor die- 
ser zynischen Art von Verantwortungs- 
imperialismus, die womöglich Israel- 
bashing zwecks Aufrechnung und 
Weißwaschung der eigenen national- 
historischen Hypothek betreibt, sollte 
sich nicht zuletzt die Linke hüten. 
Denn zwangsläufig gehen die Schluss- 
folgerungen von Täter- und Opfer- 
gesellschaften des NS-Vernichtungs- 
antisemitismus auseinander: Für 
nichtjüdische Deutsche heißt die 
Lehre aus Auschwitz: „Nie wieder 
Täter sein — nie wieder jüdisches 
Leben bedrohen!“ Juden (gerade auch 
in Israel) ziehen aus dem gleichen 
Zivilisationsbruch den umgekehrten 
Schluss: „Nie wieder Opfer sein — im 
Notfall lieber selbst zuerst zu den 
Waffen greifen!“ Das ist der herme- 
neutische Schlüssel, um die Politik 
Israels von David Ben Gurion bis zu 
Ariel Sharon zu begreifen. Nebenbei 
bemerkt: Die Existenz Israels als po- 
tenzieller Rettungsanker gibt auch 
Juden in der Diaspora eine gewisse 
psychologische Sicherheit. Insofern ist 
in der Tat die wichtigste israelpoliti- 
sche Aufgabe in diesem Land: alles zu 
tun, damit die Lebens- und Sicher- 
heitsinteressen des jüdischen Staates 
gewährleistet bleiben und das deut- 
sche Verhältnis zu Israel nicht durch 
antisemitische Ressentiments getrübt 
wird. 

Diese historisch auferlegte 
Zurückhaltung heißt nun nicht, um je- 
den Preis israelpolitische Abstinenz zu 
üben. Selbstverständlich dürfen Deut- 
sche und Linke der israelischen Regie- 
rung „Ratschläge“ erteilen und auch 
Kritik an ihr üben. Ansonsten würde 
man doch potenziellen Antisemiten 
auf den Leim gehen, die ein angebli- 
ches „Tabu“ beklagen, wonach Israel- 


kritik hierzulande „verboten“ sei und 
Kritiker der Regierung Sharon als 
Antisemiten denunziert würden. Legi- 
time Kritik an unverhältnismäßigen 
Siedlungsbauten und Gewaltakten Is- 
raels muss daran gemessen werden, 
ob sie das begründete Sicherheitstrau- 
ma Israels angemessen in Rechnung 
stellt. Zudem darf israelisches Re- 
gierungshandeln nicht mit strengeren 
Maßstäben als sonst üblich gemessen 
werden. Ein solcher Fehlgriff wäre in 
der Tat ein „Antisemitismus in morali- 
scher Tarnung“, wie es der marxisti- 
sche Theologe Helmut Gollwitzer ein- 
mal formuliert hat. Dennoch: Gerade, 
weil Israel noch immer die einzige 
Demokratie im Nahen Osten ist, müs- 
sen dort die üblichen menschenrecht- 
lichen Standards erst recht Geltung 
beanspruchen können. Der blutige is- 
raelisch-palästinensische Dauerkon- 
flikt braucht dringend wieder einen 
politisch-diplomatischen Ausweg. Es 
wäre vielleicht hilfreicher als viele den- 
ken, wenn der aus biografischen Grün- 
den in beiden Milieus hoch geschätzte 
deutsche Außenminister seine Ver- 
mittlungsversuche unbeirrt fortsetzen 
würde. Der Segenswünsche Arafats 
und Sharons kann Fischer sicher sein 
— vielleicht mehr noch als der amtie- 
rende US-Präsident. 


Zumindest die rot-grüne Bundes- 
regierung scheint sich von der jahr- 
zehntelangen Strategie der Verdräng- 
ung der Geschichte bzw. der 
Historisierung des Nationalsozialis- 
mus verabschiedet zu haben. Für sie 
ist „Nie wieder Auschwitz“ zum 
Handlungsparadigma geworden, mit 
dem sich Deutschland in die Welt- 
gemeinschaft zurückbringt. Ausch- 
witz wird nicht mehr verdrängt son- 
dern gilt als ständig artikulierter 
Grund jedweden außenpolitischen 
Agierens. Und so sei es auch die be- 
sondere historische Verantwortung, 
die Deutschlands Rolle im Naben 
Osten definiere. Ist die „Geschichts- 
losigkeit“ im Bezug auf Israel damit 
also überwunden? 


„Der Holocaust gehört zu unserer Ge- 
schichte. Wir haben keine andere. Aus 


dieser Verantwortung begründet sich 
das Sonderverhältnis zwischen 
Deutschland und Israel. Es gründet 
auf der Unantastbarkeit des Existenz- 
rechts des Staates Israel und seiner 
Bürger. Israel ist der einzige Staat, 
dessen Existenz wirklich in Frage ge- 
stellt wird. Wenn man nicht bösartig, 
blind oder von naiver Einseitigkeit 
ist, muss man doch die Raketen im 
Südlibanon sehen, die heute bis in das 
Kernland Israels reichen. Wenn Israel 
auch nur einen Tag eine militärische 
Niederlage erleben würde, dann wür- 
de dieser Staat nicht mehr existieren.“ 
Solange Joseph (Joschka) Fischer mit 
solchen zuletzt Ende Mai 2002 ausge- 
sprochenen Worten die Richtlinien 
deutscher Außenpolitik wesentlich 
mitbestimmt, dürften die Lehren aus 
der NS-Vergangenheit auch in Zukunft 
offiziell Geltung beanspruchen. Diese 
auf den ersten Blick positive Unterstel- 
lung könnte allerdings auch dazu 
führen, einem trügerischen Sicher- 
heitsgefühl zu erliegen: Die Tatsache, 
dass Bundeskanzler Gerhard Schröder 
ausgerechnet am 8. Mai 2002 mit zwei 
notorischen Antisemiten — Martin 
Walser und Christoph Dieckmann — 
über „Nation. Patriotismus. Demokra- 
tische Kultur“ parliert hat, zeigt, wie 
schnell auch eine nicht-konservative 
Partei ihr politisch-moralisches Erbe 
zugunsten eines rechtspopulistischen 
Trends verspielen kann. Ein solch sym- 
bolisch aufgeladenes Treffen zu insze- 
nieren, ist nicht nur geschichtslos; es 
ist hochgradig instinktlos. So weit mir 
bekannt, hat der grüne Juniorpartner 
nur sehr verhalten auf diese gruselige 
Begegnung reagiert. Kein Grund also, 
die regierungsamtliche Überwindung 
der „Geschichtslosigkeit“ gegenüber 
Israel als irreversibel zu betrachten. 


Noch eine Frage zum Abschluss: Die 
Diskussionen um Möllemann und 
Walser der letzten Wochen zeigen die 
Aktualität des Antisemitismus. Den- 
noch bildete sich eine breite öffentli- 
che Front von Schröder bis Stoiber, 
welche in akribischer Weise wieder- 
holte: Mit Antisemitismus sei in 
Deutschland keine Politik mehr zu 
machen. Sehen Sie das genauso, oder 
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glauben Sie, dass die antisemitische 
Karte vielleicht doch als Trumpf im 
Ärmel steckt und bei passender Gele- 
genheit wieder ausgespielt wird? 


36 Prozent der Deutschen können „es 
gut verstehen, dass manchen Leuten 
Juden unangenehm sind“, hat das 
Frankfurter Sigmund-Freud-Institut in 
einer Befragung von mehr als 2000 
Mitbürgern im April 2002 ermittelt. 
Dieses Diskursklima soll unsere wahl- 
kämpfenden Möllemänner und ihre 
mehr oder weniger heimlichen Sym- 
pathisanten unberührt lassen? „Die 
Botschaft hör’ ich wohl, allein mir 
fehlt der Glaube“, heißt es schon in 
Goethes „Faust“: Die Debatte um 
Möllemann und Walser zeigt, wie sehr 
diese Gesellschaft noch immer konta- 
miniert ist. Viele selbst wohlmeinende 
Deutsche und Linke sind in die 
Vorstellung vernarrt, Antisemitismus 
begänne erst an der Rampe von 
Auschwitz. Alles, was sich im ressenti- 
mentgeladenen Vorfeld des Vernich- 
tungsantisemitismus abspielt, wird 
klein geredet — häufig mit moralisie- 
render Empörung. Das Credo, dem 
besonders die liberalen Feuilletonis- 
ten der Süddeutschen Zeitung sowie 
Teile des etablierten Politikbetriebs bis 
hin zu Politmumien wie den ehemali- 
gen Wehrmachtsveteranen Helmut 
Schmidt und Rudolf Augstein folgen, 
lautet per definitionem: „Möllemann 
und Walser sind keine Antisemiten, - 
auch, wenn sie antisemitische Äuße- 
rungen machen.“ So folgen nicht we- 
nige von ihnen — ich unterstelle mal 
unbewusst — der von Henryk M. Bro- 
der beobachteten Maxime: „Antise- 
mitismus ist, wenn man die Juden 
noch weniger mag, als es normal ist.“ 


Wir bedanken uns herzlich für das 
Gespräch. 


Das Interview führte 
‚phase zwei, Leipzig. 
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dulf - DIE KITKE ZIEHEN SENMAN- 
ZEEHRTISIERUNG UND SEHMEDREMENR 


Es scheint, als wenn sich ein polemi- 
sches Diktum Hendrik M. Broders aus 
den 80er Jahren, demzufolge die Deut- 
schen den Juden Auschwitz nie verzei- 
hen werden, immerzu aufs Neue be- 
wahrheitet. Die Dankesrede des 
Autors Martin Walser 1998 anlässlich 
der Verleihung des Friedenspreises 
des deutschen Buchhandels, in der er 
Auschwitz als „Moralkeule“ und den 
Plan des Berliner Holocaustdenkmals 
als „tußballfeldgroßen Alptraum“ und 
„Monumentalisierung der Schande“ 


diffamierte, ist der bekannteste Beleg 
für Broders fortdauernd richtige 
Einschätzung. Auch die Kontoverse 
um Möllemann, der auf Kritik an sei- 
nen antiisraelischen Äußerungen mit 
antisemitischen Ausfällen reagierte, 
hat dafür Anschauungsmaterial gelie- 
fert. Gerade im „wiedervereinigten“ 
Deutschland nach 1990 haben sich an- 
tisemitische Vorurteile nicht nur trotz, 
sondern vor allem wegen Auschwitz 
manifestiert. Die Äußerungen Walsers 
und Möllemanns im historischen 
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DER kESkNIkHIE 


Spannungsfeld der Shoah zeugen von 
mangelnder Schuldauseinanderset- 
zung im Sinne einer politisch-ge- 
schichtlichen Verantwortung. Diese 
Verweigerung entspricht dem Wunsch 
nach Ziehung des sogenannten 
‚Schlussstrichs’ unter die als Last (oder 
Schande) empfundene Vergangenheit. 
Folgerichtig treiben sie die Relativie- 
rung der nationalsozialistischen Ver- 
brechen mit voran, indem diese z. B. 
als Teil einer an Grausamkeiten rei- 
chen allgemeinen Geschichte ‚histori- 
siert’ werden. 

Vor diesem Hintergrund muss 
die Rolle der (radikalen) Linken the- 
matisiert werden. Denn zumindest 
auch Teile der Linken haben sich nicht 
nur einer selbstkritischen Auseinan- 
dersetzung mit der Shoah entzogen, 
indem sie die Verantwortung großer 
Teile der deutschen Bevölkerung für 
die Verbrechen nicht wahrhaben woll- 
ten, sondern sind auch der Beant- 
wortung der Frage ausgewichen, ob 
die deutsche Linke nicht vor allem zu- 
erst dies gewesen ist: Nachgeborene 
des deutschen TäterInnen-Kollektivs. 
Diese Perspektive bezieht die Linke in 
Westdeutschland nach 1945 in den ge- 
samtgesellschaftlichen Verleugnungs- 
zusammenhang der nationalsozialisti- 
schen Verbrechen ein. 

Die Shoah ist Bezugs- und 
Kristallisationspunkt dieser Verleug- 
nungswünsche einer deutschen Lin- 
ken, die sich in einem grundlegenden 
politischen Widerspruch bewegt: Ei- 
nerseits begreift sie sich explizit als 
Teil eines antifaschistischen Erbes, an- 
dererseits ist die deutsche Linke je- 
doch, in der Regel uneingestanden, in 
den Kontext der deutschen Erinne- 
rungsvermeidung verstrickt. Die dar- 
aus resultierenden Widersprüche un- 
terliegen einer affektiven Dynamik, die 
sich als ‚sekundärer Antisemitismus’ 
beschreiben lässt. In der Einführung 
seines lesenswerten Bandes „Kritische 
Theorie über den Antisemitismus“ fas- 
st Lars Rensmann diesen Sachverhalt 
so: „Jene ‚sekundäre’ Form ist vermit- 
telt mit sozialpsychologischen Dispo- 
sitionen der Erinnerungsabwehr ge- 
genüber dem Holocaust. Demnach 
kann die aggressive Psychodynamik 
einer Verweigerung, sich mit Ausch- 


witz und deutscher Täterschaft zu 
konfrontieren, in Ressentiments ge- 
genüber Juden umschlagen, die die 
Erinnerung an den Völkermord re- 
‚präsentieren. Die jüdischen Opfer und 
ihre Nachkommen werden (...) oft- 
mals als Verantwortliche für ihre heu- 
tige Diskriminierung projiziert, da sie 
schon qua Existenz an die deutschen 
Verbrechen und deren antisemitische 
Vorgeschichte erinnern.“ 

Tatsächlich ist das Bild „des 
Juden“ in der westdeutschen Bevölk- 
erung nach 1949 eng verknüpft mit 
dem NS-System. Das kollektive Ge- 
dächtnis in Westdeutschland hat das 
Bild des deutschen und europäischen 
Judentums an das NS-System gekop- 
pelt: Juden werden als Opfer des deut- 
schen Faschismus erinnert. Damit ist 
in der Erinnerung an die Opfer min- 
destens indirekt die Täterschaft, also 
die deutsche Verantwortung für die 
Shoah, thematisiert. 

Jüdisches Leben stand in der 
medialen Aufarbeitung zwischen dem 
Ende der 40er Jahre bis 1989 immer in 
einer Verknüpfung von „Jude“ und 
„Opfer des NS-Faschismus“ mit der 
Parallelisierung von „Deutschen“ als 
„lätern“. Gleichzeitig erschien Israel 
als „der“ Judenstaat. Es hat sich eine 
Abbildung jüdischer Lebenswelten 
etabliert, die mangels eines wahr- 
nehmbaren jüdischen Gemeinde- 
lebens zumindest bis Anfang der 90er 
Jahre in Deutschland entweder die 
Berichterstattung mit Bildern aus der 
NS-Zeit oder jenen aus dem israelisch- 
jüdischen Alltagsleben illustriert, wo- 
bei in letzterem Fall zumeist Bilder der 
israelischen Armee auftauchen. Israel 
ist als der Staat der Überlebenden, und 
damit im Zusammenfall von Opfer- 
status und Repräsentanz jüdischen 
Lebens, Projektionsfläche für die Aus- 
einandersetzung um die Shoah als 
„deutsche“ Tat. 

Fraglos ist auch die Linke in 
Deutschland Teil dieses Wahrneh- 
mungszusammenhangs. Mit dem Aus- 
bruch des Sechs-Tage-Kriegs im Juni 
1967, in dem Israel in einem überra- 
schenden Militärschlag Territorium 
benachbarter arabischer Staaten er- 
oberte und besetzte, änderte sich die 


Wahrnehmung Israels in Westdeutsch- 
land nachhaltig. In der Öffentlichkeit 
wurde der Militärschlag überwiegend 
positiv rezipiert. Deutsche Zeitungen 
schrieben von „Israels Blitzkrieg“ oder 
„Blitzkrieg unterm Davidsstern“, „Sie 
rollten wie Rommel“, „Feldherr Dajan 
im Sechs-Tage-Krieg: ‘Ein zweiter 
Rommel’.“, „Blitzkrieg-Wüstenfüchse- 
Mosche Dajan als zweiter Rommel“. 
Diesem ‘Lob aus schlechtem Ge- 
wissen’ lag der erkennbare Wunsch 
zugrunde, über die Parallelisierung 
der Kriegsführung des Wehrmachts- 
generals Rommel zwischen 1941 und 
1943 in Nordafrika und der israeli- 
schen Armee 1967 die Täter-Opfer- 
Relation zwischen den Deutschen und 
dem als Repräsentanten „der“ Juden 
vereinnahmten Staat Israel aufzuhe- 
ben. Die in jeder Hinsicht unhisto- 
risch-anmaßende Vereinnahmung der 
israelischen Kriegspolitik 1967 in der 
öffentlich-medialen Wahrnehmung für 
eine Entschuldung und Relativierung 
der Rolle der nationalsozialistischen 
Kriegs- und Vernichtungspolitik nach 
1939, hat sicherlich maßgeblich den 
Reflex der Entsolidarisierung der deut- 
schen Linken von Israel mit ausgelöst. 

Im Begleitband zur Ausstellung 
„Juden im Bild der Bundesrepublik“, 
die 1993 in Essen gezeigt wurde, heißt 
es: „Israelische und deutsche Kriegs- 
führung wurden 1967 in affirmativ- 
identifikatorischer Absicht auf einan- 
der bezogen. Der Wunsch nach einer 
Exkulpation [Schuldbefreiung] des 
deutschen Angriffskrieges und unbe- 
schwertem Ausagieren von Sieger- 
phantasien, der hinter dieser Absicht 
aufscheint, setzte eine kulturelle 
Dominanz der Soldatengeneration des 
2.Weltkriegs voraus.“ Damit ist ein 
zentraler Punkt in der Problematik 
markiert, der in der linken Debatte um 
Antisemitismus übersehen wird: die 
Gleichzeitigkeit von generationenü- 
bergreifender Schuldthematisierung 
und Schuldabwehr. Indem die Mei- 
nungsführerschaft in den 60er Jahren 
bei der Soldatengeneration des 2. 
Weltkriegs, also der Elterngeneration 
derjenigen lag, die die gesellschaftli- 
che Verleugnung bzw. Verdrängung 
der NS-Verbrechen thematisierten, 


war der Raum für eine Auseinander- 
setzung z.B. um Kontinuitäten zwi- 
schen den politischen: und! gesell- 
schaftlichen Eliten des-NS-Faschismus 
und denen des Nachkriegsdeutsch- 
lands eröffnet. Nicht ausreichend ist 
die eigene Verortung in diesem ge- 
sellschaftlichen Komplex erörtert wor- 
den. Dass es. dieses: selbstkritische 
Potential in der sich radikalisierenden 
Linken gab, beweist Ulrike Meinhof in 
einem Konkretbeitrag vom Juli 1967: 
„Israel genießt derzeit dreierlei 
Sympathie. Die Sympathie der eu- 
ropäischen: Linken, die nicht verges- 
sen wird, wie ihre jüdischen Mit- 
bürger verfolgt wurden von dem 
Faschismus, den sie bekämpften; (...) 
Die europäische Linke hat und hatte 
nie einen Grund, ihre Solidarität mit 
den rassisch Verfolgten aufzugeben. 
Für sie wurde der Nationalsozialis- 
mus nicht erst durch die Judengreuel 
kompromittiert, nicht durch Wieder- 
gutmachung gut. Es gibt für die eu- 
ropäische Linke keinen Grund, ihre 
Solidarität mit den Verfolgten aufzu- 
geben, sie reicht in die Gegenwart und 
schließt den Staat Israel ein...“ Man 
weiß, dass Meinhof diese Position in 
der RAF aufgegeben hat und über die 
Motivlagen dieser Umorientierung soll 
es nun gehen. 

Bis 1967 wurde der Staat Israel 
von der Linken teilweise geradezu ide- 
alisiert, u.a. in Form einer regelrech- 
ten Kibbuzimbegeisterung als Muster- 
beispiel kollektiver Lebensweisen. Das 
Verhältnis zu den arabischen Nachbar- 
staaten wurde vor 1967 zumeist unter 
den Vorzeichen einer historisch abge- 
leiteten identifikatorischen Stereotype 
von David/Goliath-Paraphrasen wahr- 
genommen. Mit dem „Sechs-Tage- 
Krieg“ hat sich das Israelbild in der 
deutschen Linken geändert, es gab ei- 
ne Verschiebung vom ‘jüdischen Op- 
fer’ zum ‘israelischen’ Täter. War bis 
dahin die Wahrnehmung Israels durch 
die emotionalisierte Zuschreibung des 
Opfer-Status strukturiert, bekam das 
Israelbild nach dem Juni 1967 eine ne- 
gative Aufladung, die sich in Kenn- 
zeichnungen wie imperialistisch-krie- 
gerisch, aggressiv, Statthalter des 
US-Imperialismus ausdrückte. Erhal- 
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ten blieb die Koppelung an das NS-Sys- 
tem, aber es fand eine Verschiebung 
der Täter-Opfer-Struktur zu einer 
Täter-Täter-Struktur statt. Dies lässt er- 
ahnen, warum in der linken deut- 
schen, vermeintlich kritischen Rede 
über Israel so häufig Vergleiche zum 
deutschen Faschismus gezogen wer- 
den und die Besatzungspolitik Israels 
mit der Eroberungspolitik der deut- 
schen Wehrmacht oftmals explizit 
gleichgesetzt wird. Hier ist die 
Dynamik des sekundären Antise- 
mitismus sichtbar: die schuld- und er- 
innerungsabwehrende Aggressivität 
richtet sich gegen Überlebende und 
deren Nachkommen, die stellvertre- 
tend mit der Agitation gegen Israel ge- 
troffen werden. Damit kann das 
Israelbild in der BRD im Juni 1967 als 
ungleichzeitig charakterisiert werden. 
Während die bundesdeutsche Mehr- 
heitsgesellschaft, eigentlich im Status 
der Vergangenheitsverleugnung ver- 
haftet, ein philosemitisch motiviertes 
Verbundenheitsgefühl mit dem Staat 
Israel zur Schau stellte, entfremdeten 
sich ausgerechnet jene linken politisch 
fortschrittlichen Kräfte von Israel, die 
ihrerseits das Verleugnen der NS- 
Vergangenheit in Westdeutschland 
der Öffentlichkeit durchaus drama- 
tisch ins Bewusstsein brachten. 

Es ist der Moment, in dem sich 
ein identifikatorischer Antiimperialis- 
mus in der deutschen Linken als Ele- 
ment von Schuldabwehr im Schatten 
der Shoah konstituierte. Im histori- 
schen Moment des Auftretens eines 
„identifikatorischen, schuldabwehren- 
den Antiimperialismus“ trat das Ideo- 
logieangebot des Antizionismus in den 
europäischen Debattenraum, der das 
Kernelement eines „sekundären Anti- 
semitismus“ bildet, also eines Res- 
sentiments gegen Juden sozusagen 
„wegen“ Auschwitz. Es ist die Zu- 
schreibung und Projektion von eige- 
nem uneingestandenen Schuldem- 
pfinden auf die Repräsentanten der 
größten Opfergruppe nationalsoziali- 
stischer Verbrechen, die sich geradezu 
prototypisch in der folgenden Erklä- 
rung manifestiert: „Am 31. Jahrestag 
der faschistischen Kristallnacht wur- 
den mehrere jüdische Mahnmale mit 


‘Shalom Napalm’ und ‘El Fath’ be- 
schmiert. Im jüdischen Gemein- 
dehaus wurde eine Brandbombe de- 
poniert. Beide Aktionen sind nicht 
mehr als rechtsradikale Auswüchse zu 
diffamieren, sondern sie sind ein ent- 
scheidendes Bindeglied internationa- 
ler Solidarität. Das bisherige Verhar- 
ren der Linken in der theoretischen 
Lähmung bei der Bearbeitung des 
Nahostkonflikts ist Produkt des deut- 
schen Schuldbewusstseins: ‘Wir haben 
eben Juden vergast und müssen die 
Juden vor einem neuen Völkermord 
bewahren.’ Die neurotisch-historizi- 
stische Aufarbeitung der geschichtli- 
chen Nichtberechtigung eines israeli- 
schen Staates überwindet nicht diesen 
hilflosen Antifaschismus. (...) Unsere 
Solidarität wird sich nicht mehr mit 
verbal-abstrakten Aufklärungsmetho- 
den a la Vietnam zufrieden geben, 
sondern die enge Verflechtung des zio- 
nistischen Israels mit der faschisti- 
schen BRD durch konkrete Aktionen 
schonungslos bekämpfen. Jede Feier- 
stunde in Westberlin und in der BRD 
unterschlägt, dafs die Kristallnacht 
von 1938 heute tagtäglich von den 
Zionisten in den besetzten Gebieten, 
in den Flüchtlingslagern und in den 
israelischen Gefängnissen wiederholt 
wird. Aus den vom Faschismus ver- 
triebenen Juden sind selbst Faschisten 
geworden...“ 

Soweit ein Auszug aus der 
Erklärung der „Tupamaros Westber- 
lin“ vom November 1969. Es ist in den 
letzten Jahren geäußert worden (u.a. 
von Dieter Kunzelmann in seiner 
Autobiographie), dass Aktion und Be- 
kennungsschreiben eine VS-Aktion ge- 
wesen seien. Dies wird sich an dieser 
Stelle nicht klären lassen, aber spätes- 
tens die authentischen Äußerungen 
der RAF lassen keinen Zweifel an der 
Virulenz eines linken, sekundären An- 
tisemitismus seit Ende der 60er Jahre 
zu. In der Solidaritäts-Erklärung der 
RAF vom November 1972 zur Geisel- 
nahme der israelischen Olympiamann- 
schaft durch ein. palästinensisches 
Kommando „Schwarzer September“ 
im September 1972 heißt es: „Die 
Aktion des Schwarzen September war 
antifaschistisch. Sie hat den Zusam- 
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menhang zwischen dem alten NS- 
Faschismus und dem entfalteten Im- 
‚perialismus als dem durch und durch 
faschistischen System hergestellt. Sie 
hat ihn äußerlich hergestellt, indem 
sie auf die Olympischen Spiele zielte, 
die die Erinnerung an 1936, Ausch- 
witz und Reichskristallnacht auslö- 
schen sollten (...) Brandt, Genscher, 
Merck, Schreiber, Vogel, Daume, 
Brundage und wie Charaktermasken 
des Imperialismus alle heißen, (...) Sie 
hatten nur ein Ziel, nur ja dem Moshe 
Dayan-Faschismus - diesem Himmler 
Israels - in nichts nachzustehen (...) 
Entsetzt war man im imperialisti- 
schen Ausland nur über die Un- 
‚fähigkeit der Deutschen, wieder ein- 
mal nicht nur Kommunisten, sondern 
Juden gleich mit liquidiert zu haben. 
Israel vergießt Krokodilstränen. Es 
hat seine Sportler verheizt wie die 
Nazis die Juden - Brennmaterial für 
die imperialistische Ausrottungs- 
politik...“. 

Diese Ressentiment geladene 
Erklärung ist selbst in der Binnenlogik 
eine komplette Vertauschung von ver- 
meintlichem Vorbild und Nacheiferer. 
Es sind die Deutschen, die den Moshe- 
Dayan-Faschimus laut RAF imitieren. 
Nicht Israel hat dem deutschen Fa- 
schismus gelehrig nachgeeifert, son- 
dern hier wird diese Verknüpfung so- 
gar umgekehrt: Die Vertreter des 
Nachfolgestaates des NS-Faschismus 
erweisen sich als bemühte Adepten ei- 
nes offensichtlich ursprünglicheren is- 
raelischen Faschismus. Natürlich 
haben die damaligen Akteure Antizio- 
nismus nicht als antisemitische Ideo- 
logie rezipiert, sondern als legitimen 
politischen Kampfbegriff antiimperia- 
listischer Solidarität. 

Damals wie oftmals heute noch 
wurde schlicht die Genese des Anti- 
zionismus nach 1945 innerhalb der 
Linken ignoriert, die hier zumindest 
ansatzweise thematisiert werden 
muss. Als Teil der linken Politikkultur 
geht Antizionismus auf die Ära des 
Stalinismus zurück und steht dort un- 
bestreitbar für eine linke Variante von 
Antisemitismus. Die stalinistischen 
Kampagnen nach 1945 waren zumeist 
gegen Juden und Jüdinnen gerichtet 


und Strategie der Zurückdrängung ei- 
ner als bürgerlich verdächtigen Mittel- 
schicht, in der viele Juden ihren Platz 
gefunden hatten. Beispielhaft war 
Stalins Politik gegenüber dem 
„Jüdischen Antifaschistischen Komi- 
tee“ zwischen 1942 bis zur (auch phy- 
sischen) Liquidierung 1948/49. Auch 
die Führungen in der CSSR und in 
Ungarn bedienten sich des Kampf- 
begriffs des Antizionismus. Die Eta- 
blierung des Antizionismus als antise- 
mitisches Stereotyp im Rahmen der 
Säuberungen fand erstmals öffentlich 
im „Slansky“-Prozess 1951 statt. Der 
Antizionismus wird nach einer Phase 
von Entstalinisierung und Rehabili- 
tierungen nach 1967 in den Staaten 
des Ostblocks wieder als politischer 
Kampfbegriff aufgenommen, diese 
Rhetorik dieser zweiten Antizionis- 
mus-Welle erreichte dann auch die 
Neue Linke Westeuropas. Seit den 
siebziger Jahren ist bis in die 
Gegenwart Antizionismus innerhalb 
der radikalen Linken noch immer eine 
anerkannte Politikoption trotz zuneh- 
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Vorbemerkung 


Antifaschismus, der sich nicht damit 
begnügen will, jene noch immer not- 
wendige Rolle des besseren Deutsch- 
land zu spielen, muss den Kern des 
deutschen Faschismus — die Ermor- 
dung des europäischen Judentums — 
stets im Blick behalten. Er muss sich 
gegen das Wesen des National- 
sozialismus — die Negation der bür- 
gerlichen Gesellschaft auf dem Boden 
der kapitalen Vergesellschaftung: den 
Antisemitismus — selbst wenden und 
daher notwendig für die Staat gewor- 
dene Heimat der dem Mord Entronne- 
nen — Israel — eintreten. Die Bekämp- 
fung des Antisemitismus in allen 


mender Kritik daran in den letzten 
zehn Jahren. 

Die aktuellen Auseinander- 
setzungen zeigen, dass die Zäsur 1967 
innerhalb der deutschen Linken noch 
immer nicht aufgearbeitet ist: der 
Zivilisationsbruch „Auschwitz“ und die 
Unmittelbarkeit des NS-Faschismus 
muss auch für die hiesige Linke mehr 
Konsequenzen haben als antifaschisti- 
sche Lippenbekenntnisse. Ein Schritt 
kann die überfällige Auseinanderset- 
zung mit erinnerungspolitischen Kon- 
zepten innerhalb der radikalen Linken 
sein, die die Shoah endlich als ein Erbe 
historischer Schuldverantwortung in 
linken Debatten annimmt. Damit 
könnten dann auch Einsichten beför- 
dert werden, die vielleicht künftig die 
Solidarität der Linken mit Israel nicht 
als einen Widerspruch zu kritischen 
Auseinandersetzungen mit der Regie- 
rungspolitik Israels begreift. 


Andreas Blechschmidt 

Der Autor lebt in Hamburg. Der Text 
ist ein gekürzter Teil eines Vortrags 
zum Antisemitismus in der Linken, 
gehalten im diesem Frühjahr in 
Hamburg. 


„ENHSEMITISMUSS 


seinen Spielarten ist zugleich und un- 
mittelbar der Kampf für die Erhaltung 
der Möglichkeit menschlicher Eman- 
zipation. Die mit dem Nationalsozialis- 
mus Realität gewordene, stets schon 
bestehende Möglichkeit der totalen 
Barbarei wurde durch den Sieg der 
Alliierten nicht aufgehoben, sondern 
lediglich ausgesetzt. Setzte bereits der 
falsche Schein der einfachen Zirkula- 
tion den Grund für die Identifizierung 
„des“ Juden mit dem Geld, brachte der 
entwickelte Kapitalismus mit der 
Entstehung von Staat und Nation die 
Form des modernen Antisemitismus 
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wie auch die von den Deutschen dann 
verwirklichte Möglichkeit der Krisen- 
bemeisterung mittels der Vernichtung 
hervor. Mit der Etablierung des jüdi- 
schen Staates vermag sich der Anti- 
semitismus als Antizionismus gegen 
Israel und damit gegen ein Ziel 
außerhalb der eigenen postfaschisti- 
schen Gesellschaft zu wenden. Die 
hier lediglich angerissene Dialektik all- 
gemein kapitalistischen Wesens und 
seiner besonderen in Deutschland er- 
wachsenen historischen Erscheinung 
bestimmt Form und Verlauf des der- 
zeitigen „Antisemitismusstreits“. 
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Die deutsche Frage... 


Die stets aufs neue aktuelle 
Frage, was deutsch sei, führte bereits 
zu Beginn der deutschen Staatswer- 
dung zu einer neuerlichen Thema- 
tisierung der „Judenfrage“. Das gerade 
erst im nationalen Rausch vereinigte 
Deutschland schien sehr bald nicht 
mehr im allgemeinen Glanze. Schnel- 
ler als bürgerlicher Wohlstand hatte 
sich ein industrielles Proletariat und 
eine sozialistische Bewegung heraus- 
gebildet. Im Gefolge der Krise von 
1873 vollzog die Reichsregierung un- 
ter Bismarck einen taktischen 
Schwenk. Statt wie bisher auf die 
Liberalen, also die politische Vertre- 
tung des erst jüngst entstandenen und 
soeben schwer gebeutelten Kapitals, 
stützte sie sich nun auf ein Bündnis 
mit den ökonomisch dahin schwä- 
chelnden aber politisch mächtigen al- 
ten Eliten. Dies bedeutete auch den 
Wechsel der legitimierenden Ideo- 
logie. Der liberale Nationalismus war 
an einen Fortschrittsglauben gekop- 
pelt, der im Zusammenwachsen der 
deutschen Teilstaaten die Beseitigung 
aller die kapitale Entwicklung hem- 
menden Hindernisse und damit die 
Eröffnung des Weges zu allgemeinem 
Glück und Wohlstand sah. Dem nun- 


mehr zur Staatsräson erhobenen ro- 
mantischen deutschen Nationalismus 
hingegen galt der — scheinbar — aus 
Waren- und Geldhandel entstammen- 
de Reichtum zumindest ehrlos und an- 
gesichts des drohenden Ruins der aus 
vorkapitalistischen Verhältnissen ent- 
stammenden Eliten als bloßer Raub 
und Prellerei. Der aufschäumende 
und tendenziell aufrührerische Antise- 
mitismus — die diesem „Denken“ adä- 
quate Gestalt — galt den Ehrbaren, 
Bürgertum wie Adel, jedoch als ausge- 
sprochen unfein; war doch dem Stra- 
Benantisemitismus der Trieb zum Um- 
sturz des Bestehenden, zur völkischen 
Revolte zu deutlich eingeschrieben. 
Hier zu vermitteln war Zweck des er- 
sten „Berliner Antisemitismusstreits“. 


..Ist die Judenfrage 


„Über die Nationalfehler der 
Deutschen, der Franzosen und aller 
anderer Völker durfte Jedermann un- 
gescheut das härteste sagen; wer sich 
aber unterstand über irgend eine un- 
leugbare Schwäche des jüdischen 
Charakters gerecht und mafsvoll zu 
reden, ward sofort fast von der ge- 
samten Presse als Barbar und Reli- 
gionsverfolger gebrandmarkt. ...über 
unsere Ostgrenze aber dringt Jahr für 


DER UNTERGANG DES ABENDLANDES: So sehen die aus, die an keine Zukunft glauben und sie dennoch bestimmen wollen. 
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Jahr aus der unerschöpflichen polni- 
schen Wiege eine Schar strebsamer ho- 
senverkaufender Jünglinge herein, de- 
ren Kinder dereinst Deutschlands 
Börsen und Zeitungen beherrschen 
sollen;... Bis in die Kreise der höch- 
sten Bildung hinauf, unter Männern, 
die jeden Gedanken kirchlicher Un- 
duldsamkeit oder nationalen Hoch- 
muts mit Abscheu von sich weisen 
würden, ertönt es heute wie aus ei- 
nem Munde: die Juden sind unser 
Unglück!“ ' 

Der 1879 diese folgenschweren 
Sätze formulierte, war kein schwadro- 
nierender Wirtshausagitator — „Radau- 
antisemit“ im Jargon der Zeit — son- 
dern ein angesehener Mann der 
Wissenschaft, einst ein radikaler 
Liberaler, dann Vordenker der deut- 
schen nationalen Ideologie und Partei- 
gänger des preußischen Militärs, wel- 
ches im Krieg gegen Frankreich das 
neue Deutschland geformt hatte. 
Heinrich von Treitschke, Professor an 
der Universität Berlin formulierte in 
seinem gegen den aufhetzenden 
Judenhass eines Adolf Stöcker gerich- 
teten Aufsatz die Kernelemente des 
modernen Antisemitismus in griffigen 
Formulierungen. Die hitzige Kontro- 
verse wurde vor breiter Öffentlichkeit 
geführt. Außer dem ebenfalls in Berlin 
lehrenden Professor Theodor Momm- 
sen — der zwar darauf hinwies, dass 
hier „der Kappzaum der Scham“ ge- 
nommen ward, im Fortlauf aber auch 
feststellte, dass „der jüdische Wucher 
keine Fabel“ sei — wandten sich je- 
doch ausschließlich die Angegriffenen 
selbst gegen die von Treitschke erfol- 
greich durchgesetzte Überführung des 
dumpfen Hassgefühls in respektable 
Meinung. Die inhaltliche Zurückwei- 
sung der vorgebrachten „Argumente“ 
war leicht erreicht: Die Kontinuität der 
Ausgrenzung und der Übergriffe 
gegen Jüdinnen und Juden war offen- 
sichtlich und die Mär vom Tabu jegli- 
cher Kritik am Judentum eine schrei- 
ende Lüge; der Hinweis, dass jene 
angeblich nach der Herrschaft stre- 
benden „hosenverkaufenden Jüng- 
linge“ gerade eben ihr nacktes Leben 
vor den Pogrombanden im russisch 
besetzten Polen gerettet hatten, ließ 


nicht auf sich warten und dass es sich 
bei den vermeintlich liberalen Geis- 
tern, die „die Juden“ als ihr Unglück 
ansahen, um national bornierte Fins- 
terlinge handeln müsse, war in sozial- 
wie liberaldemokratischen Kreisen 
Allgemeingut. Der Anwurf aber blieb 
haften: war da nicht doch die Verbin- 
dung zum Geld, zur Macht, der Presse 
und der allzu aufdringlichen moder- 
nen Kultur? Fehlte „ihnen“ nicht doch 
der urdeutsche Trieb zu anständiger 
Arbeit und ehrbarem Handel? Die zahl- 
reichen antisemitischen Parteien wa- 
ren zwar im Kaiserreich bald wieder 
verschwunden, der Antisemitismus als 
ehrbares Gefühl, als ein zentraler 
Bestandteil des deutschen Nationalbe- 
wusstseins und als ein unüberwindba- 
res gesellschaftliches Bollwerk gegen 
alles als jüdisch Empfundene aber war 
zum integrierenden Bestandteil der 
wilhelminischen Gesellschaft gewor- 
den. 63 Jahre nach Treitschkes Ausruf 
traten die Deutschen an, ihr „Unglück“ 
leibhaftig von der Erde zu radieren. 


2002 Deutschland redet 
Tacheles 


Im Jahr 2002 wird in deutschen 
Gazetten und Talk Shows, vor dem 
Parlament und in wissenschaftlichen 
Runden erneut ein „Antisemitismus- 
streit“ geführt. 

„Ich fürchte, dass kaum je- 
mand den Antisemiten, die es in 
Deutschland gibt, leider, die wir be- 
kämpfen müssen, mehr Zulauf ver- 
schafft hat als Herr Scharon und in 
Deutschland ein Herr Friedman mit 
seiner intoleranten und gehässigen 
Art, überheblich. Das geht so nicht, 
man muss in Deutschland Kritik an 
der Politik Scharons üben dürfen, ob- 
ne in diese Ecke geschoben zu wer- 
den.“ ' 

So sprach der stellvertretende 
Vorsitzende der FDP Jürgen Mölle- 
mann, nachdem die Aufnahme des mit 
antisemitischen Äußerungen aufgefal- 
lenen Ex-Grünen Jamal Karsli in die 
FDP Anlass zur Kritik geboten hatte. 
Wie schon Treitschke, so sieht auch 
Möllemann die Deutschen behindert 
an der „Kritik“; der ganz nach dem 


klassischen Stereotyp vom bösartigen 
und arroganten Juden gekennzeich- 
nete stellvertretende Vorsitzende des 
Zentralrats der Juden in Deutschland 
und der durch die Presse bereits hin- 
länglich als Blutsauger und Kinder- 
mörder vorgestellte Premierminister 
Israels dienen stellvertretend für „die 
Juden“ als Urheber des Antisemitis- 
mus. Diese Ungeheuerlichkeit blieb 
zunächst unbeachtet. Und so war es 
der Zentralrat der Juden in Deutsch- 
land, der alleine gegen dieses öffentli- 
che Abrücken vom Jahrzehnte langen 
Konsens, offenen Antisemitismus in 
der politischen Mitte nicht zu dulden, 
vorging. Jetzt erst sprachen der Kanz- 
ler und sein Außenminister mit großer 
Geste vom „Bruch eines zum Wohle al- 
ler bestehenden Tabus“ und bezichtig- 
ten die FDP der wahltaktisch motivier- 
ten Anbiederung an die extreme 
Rechte. „Kandidat“ Guido Westerwelle 
konterte: „Es muss in der politischen 
Auseinandersetzung eine Grenze ge- 
ben und die ist überschritten, wenn 
die Faschismuskeule schwingt. Das ist 
für mich die eigentliche Tabuver- 
letzung der letzten Tage.“ Rainer 
Brüderle, stellvertretender Vorsitzen- 
der der FDP, sprang beherzt zur Seite: 
„Dass uns die politischen Gegner als 
rechts und antisemitisch abstempeln, 
ist scheinheilig und unredlich. Es ist 
absurd, die FDP als antisemitisch zu 
bezeichnen.“ Was als Fortsetzung der 
alten und schon stets (mehr oder we- 
niger unterschwellig) antisemitisch ge- 
färbten Schlussstrich- und Normalisie- 
rungsdebatte begann, ist jetzt zu 
Wahlkampfrhetorik geronnen. 


Karl Marx stellt im Achtzehnten 
Brumaire des Louis Bonaparte fest, 
dass sich weltgeschichtliche Dinge 
meist zweimal ereignen, zuerst als 
Tragödie, dann als Farce. So ähnelt der 
Verlauf dieses „Streits“, in dem sich bis 
auf die Opfer alle weitgehend einig 
sind, auf unheimliche Weise seinem 
Vorbild aus dem 19. Jahrhundert, 
nimmt dabei aber — etwa in den zahl- 
losen Talk-Runden — burleske Züge 
an. Wie bereits 1879 geht es den nicht- 
jüdischen Verfechtern des Anti-Antise- 
mitismus nicht um eine Intervention 


ER 


zu Gunsten der Jüdinnen und Juden, 
weder um die in Deutschland und 
noch weniger um jene in Israel und für 
den jüdischen Staat. 

Die Einlassungen aus Politik 
und Feuilleton debattieren die Rein- 
heit der Liberalität und vermessen den 
Schaden, den die deutsche Reputation 
nehmen könne. Die meist ganz be- 
wusst nicht vollzogene Verknüpfung 
der Debatte um Martin Walsers in li- 
terarische Form gebrachten Mord- 
willen an den Überlebenden des Mas- 
senmords — vorwiegend in der Form 
„schlechtes Buch! Aber antisemitisch?“ 
geführt — mit der weitgehend einhelli- 
gen Zurückweisung von Möllemanns 
„Entgleisungen“, verweist bereits auf 
die Funktion dieser Auseinanderset- 
zung als nationale Selbstverständi- 


gung. 


Die derzeit aufgeführte Farce 
aber ist eine Inszenierung auf den 
Brettern der Hölle. Die hier kopierte 
Tragödie fand vor den Gewehrläufen 
der Einsatzgruppen und in den Gas- 
kammern der Todeslager ihren End- 
punkt. Die Welt, die sich danach wei- 
ter bewegte, als sei nichts geschehen, 
ist doch nicht mehr dieselbe. Die von 
Marx formulierte Hoffnung, Fort- 
schritt und der wachsende Wohlstand 
der Nationen könne vermittels kom- 
munistischer Aktion in einer mensch- 
lichen Gesellschaft Glück für Alle brin- 
gen, sieht sich dem Wissen gegenüber, 
dass mit der Vernichtung um der 
Vernichtung willen die gesellschaftli- 
che Möglichkeit, dieses Glücksver- 
sprechen einzulösen, aufs Schwerste 
beschädigt wurde. Antisemitismus ist 
der Angriff auf die Menschheit selbst. 
Er meint stets den Mord. Sein Inhalt ist 
die Verneinung der bürgerlichen Welt 
auf ihrer kapitalistischen Grundlage. 
Das Geld, die Macht und die Kälte der 
durchs Kapital erst geformten Gesell- 
schaft werden in der halluzinierten 
Gestalt „der Juden“ fixiert; die konfor- 
mistische Rebellion gegen diese ver- 
hindert jede menschliche Emanzi- 
pation. Israel, die Heimat der dem 
Mord Entronnenen, zieht sich den 
Hass schon für den in seiner Existenz 
augenscheinlichen Beweis des Überle- 
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bens zu. Die im deutschen Gedächt- 
niskult manifest gewordene Zunei- 
gung zu toten Juden geht einher mit 
dem Hass auf solche, die sich mit der 
Waffe in der Hand gegen ihre Ermor- 
dung wehren. Ariel Sharon dient als 
Verkörperung der Projektion des ag- 
gressiven bewaffneten Israelis, wie 
Michel Friedman den verbal gewalt- 
tätigen Juden abzugeben hat. Der un- 
heimliche Konsens in Deutschland, 
statt den Antisemitismus zu bekämp- 
fen dessen Opfern noch die Schuld zu- 
zuschreiben, zeigt sich nicht zuletzt in 
der kaum vorhandenen Unterstützung 
des Zentralrats durch nichtjüdische 
Deutsche. 


Wenn Deutsche einig sind 


Volksgemeinschaft war der 
Begriff, mit dem der Nationalsozialis- 
mus die real gewordene Vereinigung 
der durch die kapitale Vergesellschaf- 
tung vereinzelten und gleich gemach- 
ten — also entsubjektivierten — Sub- 
jekte in einem mörderischen, von 
seinen Mitgliedern gläubig bejahten 
Zwangskollektiv bezeichnete. Ihr 
Vorschein war schon je in der Nation 
enthalten, ist deren Existenz doch le- 
diglich der Notwendigkeit geschuldet, 
dass das Kapital als totales Allgemeines 
nur in der Gestalt des Besonderen er- 
scheinen kann, der ebenfalls stets all- 
gemeine Staat in seiner Besonderheit 
— eben als nationaler — erscheinen 
muss. Die mitnichten zwangsläufige 
Entstehung der in Auschwitz und Babi 
Jar zu entsetzlicher Realität geworde- 
nen barbarischen Mordgemeinschaft 
ist dabei selbst historisch. Die Betrach- 
tung des Verlaufs dieser Entwicklung 
wie auch der Form ihrer Entfaltung im 
Nationalsozialismus bis zur bloßen 
Suspendierung in den postfaschisti- 
schen Gesellschaften ist die Geschich- 
te des (deutschen) Antisemitismus. 
Kritik des Antisemitismus ist nur als in 
der Tat vernichtende Kritik an 
Deutschland zu denken. Der Blick auf 
seine Historie dient nicht dem Ver- 
ständnis sondern als Waffe der 
Erkenntnis. 

Die 1879 einmal mehr auf der 
Tagesordnung stehende deutsche 


Frage hatte ihre Ursache in der beson- 
deren Geburt dieser „späten“ Nation. 
Mit der napoleonischen Neuordnung 
Europas wurden moderne Staats- 
wesen von außen mit kriegerischer 
Gewalt neu geschaffen. Der feudale 
Flickenteppich des alten Reichs war 
aufimmer dahin, die neuen, sich nach- 
holend kapitalisierenden Staaten wa- 
ren mangels jeder bürgerlichen Basis 
auf der Grundlage alter dynastischer 
Herrschaften errichtet. Als im Krieg ge- 
gen Frankreich die nunmehr deut- 
schen Teilstaaten unter preußischer 
Führung vereinigt waren, musste ein 
gemeinsames Nationalbewusstsein 
erst erschaffen werden. Wie bereits er- 
wähnt, setzte sich der völkisch deut- 
sche Nationalismus durch. Dessen 
Herzstück war die Vorstellung eines 
den auf ihrem Boden eingewurzelten 
Deutschen innewohnenden Wesens, 
welches sich in besonderen „organi- 
schen“ Kultur- und Denkleistungen 
manifestiere und in seinem Innersten 
vom abstrakten, kalten, materiellen — 
also „jüdischen“ — Geist der Moderne 
bedroht sei. Diese Fetischisierung des 
Konkreten ist ein Spiegel der un- 
gleichzeitigen Erscheinung des ent- 
wickelten Industriekapitals vor dessen 
Voraussetzungen: freie Lohnarbeit, 
die Umwandlung des feudalen Grund- 
besitzes in bürgerliches Eigentum und 
die Gleichheit der Staatssubjekte. 
Praktisch erschien dies in den Wider- 
sprüchen der wilhelminischen Gesell- 
schaft. Noch vor dem Entstehen eines 
breiten Bürgertums hatte sich ein 
Proletariat samt organisierter Sozial- 
demokratie gebildet, während gleich- 
zeitig der vermögende Bürger abge- 
schnitten war von der Macht, die in 
den Händen des dem Bankrott zustre- 
benden Grundbesitzes verblieb. Diese 
Widersprüche erscheinen projiziert 
auf das Wahngebilde vom „Juden“ als 
die verschiedenen Elemente der „jüdi- 
schen Weltverschwörung‘. 

Theodor Mommsen hatte bei 
seinem Einschreiten gegen Treitschke 
die Gefahr des inneren Zerfalls des 
deutschen Reiches durch das Schüren 
des gegenseitigen Hasses beschworen. 
Ihm galten die Juden als ein deutscher 
Stamm wie Sachsen und Schwaben. 
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Die ihnen vermeintlich eigenen Unar- 
ten, der Wucher etwa, sollte durch all- 
gemeines Gesetz beseitigt werden. Es 
war dies der Versuch, den Antise- 
mitismus mit den Mitteln des bürger- 
lichen Nationalismus auszutreiben. 
Der scheinbare Erfolg, die Erhaltung 
der juristischen Gleichstellung der 
Juden - Gleichheit mit den christli- 
chen Bürgern in ihrem Ausschluss von 
der staatlichen Macht — beruhigte die 
Betroffenen. Treitschkes Leistung der 
Versöhnung des auf Aufhebung des 
unvollkommenen deutschen Staates 
und aufdie Heraufkunft des „wahren“ 
Deutschland drängenden Antisemitis- 
mus mit dem Hohenzollernreich ging 
mit jenem unter. 

Der erste Berliner Antisemitis- 
musstreit war eine der Wegmarken 
zum Massenmord. Sein aktueller Wie- 
dergänger ist, vermittelt durch die 
deutsche Tat Auschwitz, mit dem 
Vorbild doppelt verbunden. Seine 
Inhalte, die Verschiebung der als Un- 
behagen an der Kultur erscheinenden 
Ahnung von der Unzulänglichkeit der 
eigenen Möglichkeiten der Krisen- 
bewältigung auf „die“ Juden und die 
Form einer als Medienereignis zele- 
brierten kollektiven Selbstvergewisse- 
rung, werden in modernisierter Form 
beibehalten. Die Tatsache der durch- 
geführten erfolgreichen Bemeisterung 
der Krise mittels der Vernichtung aber 
zwingt dem Gegenstand eine in der 
Doppelbödigkeit der allermeisten Bei- 
träge sich bemerkbar machende neue 
Dimension auf. Antisemitismus nach 
der Shoah war bis heute dem von den 
Alliierten diktierten Verbot unterwor- 
fen und stand der schrecklichen Tat- 
sache gegenüber, dass nur sehr we- 
nige Jüdinnen und Juden in 
Deutschland und Österreich sich be- 
fanden. Der „sekundäre Antisemitis- 
mus“, also jener, der apologetisch die 
eigenen Taten und die der Eltern und 
Großeltern mit der „Schuld“ der Juden 
zu erklären sucht, erscheint aufge- 
spalten in einer offiziellen, in den 
Spielarten des Philosemitismus chan- 
gierenden, und einer privaten, die 
Tabuisierung der Schuld der Anderen 
wie der eigenen Opferrolle bejam- 
mernden Redeweise. Ein Weg, das öf- 


fentlich geächtete Schimpfen im 
Gestus der Respektabilität vorzubrin- 
gen, lag in der Exterritorialisierung der 
deutschen Frage. Israel und die USA 
gerieten zu schieren Projektionsflä- 
chen deutscher Befindlichkeiten. Das 
bewusst unbewusste Unvermögen, 
den universalen Zwangscharakter des 
Kapitals anders denn als bloßen 
Ausfluss menschlicher Boshaftigkeiten 
zu erfassen, manifestiert sich im Neid 
an der vermeintlich straflosen Ausü- 
bung selbst begangener Gräuel. Jenin 
und Afghanistan geraten so zum israe- 
lischen Auschwitz und zur amerikani- 
schen Operation Barbarossa. Es war 
kein Zufall, dass die Verlautbarungen 
Karslis, denen zufolge Israel Nazime- 
thoden anwende, am Anfang der öf- 
fentlichen Debatte standen. Sie fielen 
im Kontext eines mit dem 11. Septem- 
ber schlagartig verschärften Kontfliktes, 
der aus der spezifisch gespaltenen 
deutschen Staatsräson selbst ent- 
springt. Während der mit der 
Nachkriegsordnung sich wieder ein- 
gestellte Einklang des nationalen 
Kapitals mit dem von den USA vertre- 
tenen Gesamtkapital eine enge politi- 
sche und — gerade als Ausfluss der be- 
sonderen nationalen Interessen — 
auch militärische Bindung an diese er- 
heischt, ergibt sich aus eben diesen 
„besonderen Interessen“, also direkt 
aus der internationalen Konkurrenz- 
situation mit der Führungsmacht, die 
Notwendigkeit sich gegen diese zu po- 
sitionieren. Der „Nah-Ost Konflikt“ ist 
der geradezu natürliche Ort, diese 
Auseinandersetzung praktisch zu 
führen und diese — als verschobene — 
ideologisch zu fixieren. 


Die Hilflosigkeit 
des Anti-Antisemitismus 


Die Unterstützung des mittler- 
weile ohne politische Heimat da ste- 
henden berufsmäßigen Antizionisten 
Karsli durch Möllemann führte zu ei- 
ner deutlichen Erklärung von Seiten 
des Zentralrats der Juden in Deutsch- 
land. Der Vater des „Projekt 18“ gab 
nun die verfolgende Unschuld und 
konterte mit der Unterstellung, Michel 
Friedman und Ariel Sharon seien als 


die Verursacher des Antisemi- 
tismus dingfest zu machen. Der 
hier und in den zahlreichen do- 
kumentierten Lügen Mölle- 
manns über angebliche gegen 
ihn persönlich gerichtete Ver- 
leumdungen von Seiten des 
Zentralrats manifest gewordene 
projektive Hass auf den elo- 
quenten Medienvertreter und 
Intellektuellen, wie auf den ver- 
sierten Militär und erfolgrei- 
chen Politiker wurde in den 
spektakulären Talk-Runden 
nicht thematisiert’. Statt dessen 
waren Michel Friedman und 
auch Paul Spiegel mehrfach ge- 
zwungen, sich gegen den Vor- 
wurf zu erwehren, sie setzten 
jede Kritik an Israel mit Anti- 
semitismus gleich. Die allermei- | 
sten der gegen Möllemann 
gerichteten Interventionen 
nichtjüdischer Deutscher ver- 
merkten die vermutete Absicht 
der FDP, im rechten Wähler- 
spektrum wie bei den wahlbe- 
rechtigten Moslems Stimmen 
einzufahren, wobei in der Regel 
unterstellt wurde, dass eine sol- 
che „Wende“ in der liberalen 
Politik eine Abkehr von demo- 
kratischen Gepflogenheiten 
darstelle. Die hier implizierte 
Zurückweisung des Antise- | 
mitismus als undemokratisch 
entspricht dem Unterfangen 
Theodor Mommsens und zeigt 
in seiner kategorialen Ver- 
fehltheit bloß die Verbunden- 
heit mit einer unterstellten 
Staatsräson, in der Antise- 
mitismus als staatspolitisch in- 
opportun gilt. Die in Deutsch- 
land mit der Realisierung des 
Staatssubjekts Kapital unter 
dem Banner des Antisemitis- 
mus durchgeführte Integration 
des Kapitalteils Lohnarbeit in 
den neuen Staat als Aufgehen 
des Proletariats in der Volksgemein- 
schaft ist solcher bloßen Krittelei nicht 
zu denken. 

Die vermeintliche Kritik am 
Antisemitismus verfällt als — wie im- 
mer verklärte (etwa in der Rede vom 


Verfassungspatriotismus) — nationale 
Rhetorik selbst ihrem Gegenstand, 
wird schiere Apologetik. Die Verinner- 
lichung der Volksgemeinschaft durch 
die vereinzelten Volksgenoss(inn)en 
bietet die hinreichende Gewähr dafür, 
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dass ganz ohne autoritären Druck un- 
ter den Gegebenheiten des „schlanken 
Staats“ die Individuen, so zu sagen als 
einzelne Staatssubjekte, Kapital weiter 
an der einst im Großen angelegten 
Unternehmung der Krisenbewäilti- 
gung durch Vernichtung arbeiten. Die 
Rede vom Widerspruch zwischen 
Demokratie und Antisemitismus ist so 
besehen die ideologische Bemänte- 
lung eines in den Nachfolgegesell- 
schaften des Nationalsozialismus we- 
senden integralen Verhältnisses. In 
Deutschland (und auch Österreich) ist 
demokratisches, aber auch sozialisti- 
sches Bewusstsein, das ja die nationa- 
le Verfasstheit, die Teilung der Welt in 
Staaten bewusstlos voraussetzt, von je 
schon antisemitisch vorgeformt. Anti- 
faschismus, der den Kampf gegen den 
Antisemitismus nicht lediglich als 
Lippenbekenntnis zu seinem Inhalt 
hat, muss sich gegen diese Denkform 
und somit gegen Deutschland stellen. 


Rainer Bakonyi 

Der Autor lebt in Würzberg. Er 
schreibt regelmäßig für das akw! 
info und ist Wirt. 
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Wie der antisemitische Wahn auch die 
wenigen GegnerInnen des Antisemi- 
tismus in die Defensive treibt und 
manchmal ein wenig verrückt macht. 


Dass ein linker Kongress Ein- 
lasskontrollen installieren muss, die es 
locker mit denen auf Flughäfen seit 
dem 11.9.2001 aufnehmen können, 
und dass aus Sicherheitsgründen die 
Getränke nur in Plastikbechern ausge- 
schenkt werden, ist leider keine Folge 
antideutscher Paranoia. Die tätlichen 
Angriffe auf Pro-Israelische Veranstal- 


tungen haben gezeigt, dass ein wirk- 
samer Schutz unabdingbar ist. 

Das Berliner Bündnis gegen IG 
Farben hatte zum Kongress Es geht um 
Israel aufgerufen. Ca. 300 Personen 
folgten der Einladung, zwei Tage lang 
über Strategien gegen den deutschen 
Antisemitismus, praktische Solidarität 
für Israel und das Ausmaß des „islami- 
stischen Faschismus“ zu diskutieren. 
Trotz hochkarätiger und internationa- 
ler Podiumsbesetzung haben sich die 
meisten TeilnehmerInnen gelang- 
weilt: Die antideutsche Linke schmort 
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notgedrungen und zum Teil auch 
selbstverschuldet seit Jahren im eige- 
nen Saft. Die meisten Anwesenden 
dürften die vorgetragenen Thesen 
schon öfters in den einschlägigen Zeit- 
schriften gelesen, im Internet überflo- 
gen oder auf Kundgebungen gehört 
haben. Denjenigen Linken, denen ein 
bisschen Aufklärung in Sachen Anti- 
semitismus nicht schaden würde, wa- 
ren nicht anwesend; die Anwesenden 
hingegen mussten nicht mehr belehrt 
werden. Der Kongress hätte also die 
Chance geboten (da man unter sich 
war), selbstkritisch Strategien und Per- 
spektiven antideutscher und pro-isra- 
elischer Agitation zu diskutieren, an- 


statt der (nach außen hin notwendi- 
gen) Agitation erneut ein Podium zu 
verschaffen. Das Konzept sah dies je- 
doch nicht vor — und somit bleibt zu 
resümieren, dass bei aller Überein- 
stimmung mit dem Anliegen des Kon- 
gresses im Nachhinein Detailkritik zu 
üben ist. 


Als Knackpunkte der antideut- 
schen Israel-Solidarität haben sich 
auch auf dem Kongress einmal mehr 
herauskristallisiert: der Geschichts- 
revisionismus, der identitäre Bezug 
auf Israel und seine Institutionen, der 
Bruch mit der deutschen Linken sowie 
die Verabsolutierung des Antisemitis- 
mus als der Hauptwiderspruch. 


1. Geschichtsrevisionismus 


Im Kongress-Forum mit dem 
Titel „Islamischer Faschismus: Tu- 
gendterror und Elendsverwaltung‘“ 
referierten Justus Wertmüller (Baha- 
mas), Claudia Dantschke (Journalis- 
tin) und Thomas Uwer (Wadi e.V.) 
über die Frage, inwieweit dem Isla- 
mismus mit Faschismustheorien bei- 
zukommen sei. 

Während Claudia Dantschke in 
ihrem faktenreichen und kaum wer- 
tenden Referat die Verbindung zwi- 
schen islamistischen Gruppen in 
Deutschland, Rechtsextremisten und 
den sogenannten Konvertiten unter- 
suchte und als Bindeglied aller drei 
Strömungen den Antisemitismus, Re- 
visionismus und Anti-Modernismus 
ausmachte (siehe auch ihre Jungle 
World-Artikel 48/2001, S. 10, 52/2001, 
$.7), wagte sich Thomas Uwer mit der 
Behauptung, dass auf die Verhältnisse 
im Irak der Begriff des Faschismus 
noch am ehesten zutrifft, nur wenig 
hervor. Er betonte allerdings, dass 
gleichzeitig die Aufstandsversuche im 
Irak die einzigen im Nahen Osten 
wären, die von einem emanzipativen 
Charakter geprägt seien; in diesem 
Sinne sei ein Eingreifen der USA man- 
gels Alternativen zu begrüßen. Justus 
Wertmüller hingegen präsentierte sich 
selbst als der ultimative Islamexperte: 
Er bezeichnete den Vergleich des Is- 
lamismus mit dem Faschismus als ver- 
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harmlosend. Allerdings meinte er 
nicht, dass damit der Faschismus ver- 
harmlost würde, sondern der Islamis- 
mus, der nämlich präziser als „natio- 
nalsozialistisch“ zu beschreiben sei. In 
seinem historischen Abriss führte er 
z.B. die Tatsache, dass im arabischen 
Raum die Kunst durch Kalligraphie er- 
setzt wurde, als Beleg dafür an, dass 
der Islam sich immer ähnlicher, tota- 
litärer und hässlicher geworden sei. 
Es ist zwar richtig, dass Faschis- 
mus wiederkehren kann. Doch gerade 
die permanente Bemühung des Fa- 
schismus-Vergleichs durch die tradi- 
tionellen Linken und die Instrumen- 
talisierung von Auschwitz für den 
NATO-Krieg gegen Jugoslawien sollten 
vorsichtig machen. Diese Vorsicht 
fehlt allerdings bei den meisten 
Schnellschüssen, die Islamismus kur- 
zerhand mit Faschismus oder gar 
Nationalsozialismus vergleichen bzw. 
gleich setzen. Außerdem entspringt 
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der exklusive Export des Faschismus’ 
in den Nahen Osten einer eurozentri- 
stischen Sichtweise, nach der es bei 
uns so „zivilisiert“ zuginge. 

Stefan Vogt beschreibt in der 
iz3w 262 (S. 17), welche Fehler eine 
Rezeption der nationalsozialistischen 
Erfahrung gemeinhin begeht: „Wenn 
man nämlich den Universalismus ver- 
allgemeinert, kommt man wahrschein- 
lich zu totalitarismustheoretischen 
und anderen ‚modernen’ Vorstellun- 
gen vom Holocaust, die genau das 
Spezifische ausblenden. Wenn umge- 
kehrt der Partikularismus verallgemei- 
nert und verabsolutiert wird ... gelan- 
gen wir zu einer Vorstellung, die etwa 
in einer ‚nodernen’ Form des Revisio- 
nismus versucht, den Holocaust aus 
der Geschichte heraus zu heben und 
als einmaliges, nicht mit dem Gesamt- 
verlauf der Geschichte verbundenes 
Ereignis darzustellen“. Während die 
Antideutschen bislang eher der parti- 
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kularistischen Position anhingen, ha- 
ben sie inzwischen die universalisti- 
sche Deutung stark gemacht. 

Im Aufruf zur Kundgebung, die 
zum Abschluss der Konferenz statt- 
fand, hieß es zwar richtig; „Es ist nicht 
nur der palästinensische Terrorismus 
und die Bedrohung durch die arabi- 
schen Staaten, die gefährlichste politi- 
sche Bedrohung für Israel ist aktuell 
die Europäische Union.“ - in den Blick 
gerät allerdings fast nur der „islamisti- 
sche Faschismus“. 

Der ethnologisch geprägte Blick 
der Antideutschen auf die arabischen 
Gesellschaften würde auf Deutschland 
gewendet zu den gleichen Ergebnis- 
sen kommen: Deutschland ist faschi- 
stisch. Wer sich die deutschen Umfra- 
ge-Ergebnisse zu Themen wie 
„Würden Sie mit einem Juden in ei- 
nem Haus zusammenleben?’“, die 
Statistik rechter Übergriffe und den 
Wahlkampf der F.D.P. ansieht, kann — 
mit dem Analyse-Instrumentarium der 
Antideutschen — zu keinem anderen 
Schluss kommen. Insofern müsste 
auch die Bombardierung Deutsch- 
lands durch deutsche NATO-Truppen 
gefordert werden. Dies wäre zwar 
nicht zu bedauern und besser als alle 
anderen Kriegseinsätze deutscher Sol- 
daten, aber es würde trotzdem die 
Bezeichnung Deutschlands als faschi- 
stisch nicht wahr machen. Um einen 
Staat oder eine Bewegung als faschis- 
tisch zu bezeichnen, gehört mehr da- 
zu, als nur einzelne Ideologiefragmen- 
te zu untersuchen. Vielmehr muss 
auch der Wille zum Vollzug der faschi- 
stischen Drohung und die Potenz, dies 
auch umsetzen zu können, sowie die 
gesellschaftliche Verbreitung und die 
Stärke der Verankerung im Bewusst- 
sein der Menschen untersucht wer- 
den. Schließlich darf nicht vergessen 
werden, dass die deutsche „Kränkung 
von Versailles“ schon an sich ein irra- 
tionaler Mythos war, der einem völki- 
schen Nationalismus entsprang. Die 
Erfahrung der Palästinenser passt sich 
dagegen in ein (anti-)kolonialistisches 
Raster ein, was weder deren Verhalten 
entschuldigen soll, noch behaupten 
will, ohne Israel ginge es ihnen besser. 
Trotzdem sind dies unterschiedliche 


Ausgangsbedingungen, die z.B. be- 
deuten können, dass antizionistische 
Äußerungen im arabischen Raum 
nicht per se von einem so starken Anti- 
semitismus durchdrungen sein müs- 
sen, wie das hierzulande immer der 
Fall ist. 


2. Identifikation mit Israel 


Bei Teilen der Antideutschen 
beschleicht einen das Gefühl, dass sie 
Israel als Identifikationsangebot benö- 
tigen, um sich auf die Seiten der Guten 
schlagen zu können. Das einfache, 
dichothome Weltbild führt dazu, dass 
die Solidarität mit Israel komische 
Blüten treibt. Da soll in völliger Selbst- 
überschätzung Geld für die israelische 
Armee gesammelt werden (ähnliche 
Kampagnen der Antiimps für nationa- 
le Befreiungsbewegungen lassen grü- 
ßen), Israel wird als Vorstufe zum 
kommunistischen Paradies verklärt, 
die Verwendung von israelischen Sym- 
bolen wird populär. Solange dies als 
Provokation gedacht ist, ist daran auch 
nichts auszusetzen. Problematisch 
wird es, wenn deutsche Linke in Israel 
ein Opfer für ihre Heimatsuche oder 
der Suche nach einem revolutionären 
Subjekt gefunden zu haben glauben. 

So diskutierten auf dem 3. Kon- 
gressforum („Grenzen der Emanzipa- 
tion: Zionismus und Kommunismus“) 
Joachim Bruhn (ISF) und Simone 
Dinah Hartmann (Cafe Critique), ob es 
eine positive Bestimmung für das 
Engagement für Israel gäbe. Hauptau- 
genmerk dieser Diskussion war nicht 
die Abgrenzung von und der Schutz 
vor dem Antisemitismus, sondern die 
Frage, ob der Zionismus als solcher ei- 
nen emanzipatorischen Gehalt habe, 
auf den sich die Linke beziehen sollte. 
Bruhn bejahte diese Frage sowohl un- 
ter einem historischen, empirischen 
als auch unter einem philosophischen, 
systematischen Gesichtspunkt. Er be- 
zeichnete Israel als die „erste gelunge- 
ne Abschlagszahlung für den Kommu- 
nismus“. Simone  Dinah-Hartmann 
beharrte allerdings darauf, dass eine 
solche Argumentation die Solidarität 
zu Israel davon abhängig macht, ob es 
uns Identifikationsmöglichkeiten an- 


phase zwei null fünf - September 2002 


bietet. Ihrer Meinung nach hat die 
Solidarität sich aus der Geschichte zu 
legitimieren; die Diskussion, ob der 
Zionismus kommunistische Züge in 
sich trage, hielt sie für irrelevant. 

Wahr ist, dass aus einer histori- 
schen Perspektive einzelne zionisti- 
sche Strömungen einen fortschrittli- 
chen Charakter hatten — dies trifft aber 
auch in unterschiedlichem Umfang auf 
andere nationale sowie auf nicht-zio- 
nistische jüdische Bewegungen zu. 
Dies auf angebliche Eigenarten der jü- 
dischen Religion (wie es zum Teil vor- 
kommt) zurückzuführen und nicht auf 
konkrete, historische Umstände, 
offenbart aber zumindest einen ver- 
kürzten Blick. Warum unter einem 
philosophischen Gesichtspunkt der 
Zionismus den Weg in die befreite 
Gesellschaft aufzeigen soll, wurde 
nicht ganz klar. Die Tatsache, dass die 
kapitalistische Gesellschaft notwendi- 
gerweise Antisemitismus hervorbringt, 
heißt nicht, dass der Kampf gegen 
Antisemitismus bzw. das Schaffen ei- 
nes Zufluchtsortes für die vom Antise- 
mitismus Bedrohten, antikapitalistisch 
wäre. Diese Argumentation ist genau 
so platt, wie das — unter Bezugnahme 
auf die Phrase „Hinter dem Faschis- 
mus steht das Kapital“-Gerede vom re- 
volutionären Antifaschismus. 

Die Aussage Gremlizas, dass der 
Antiamerikanismus die Pest, Anti-Anti- 
amerikanismus hingegen die Cholera 
sei, ist natürlich falsch. Anti-Antiameri- 
kanismus ist, wenn wir bei dem Bild 
bleiben, immer eine wohltuende Me- 
dizin. Die Frage ist aber, wie es sich mit 
dem Pro-Amerikanismus verhält. Die- 
ser mag zwar nicht gleich die Cholera 
sein, aber immerhin eine — sagen wir 
mal — mittelschwere Erkältung. Diese 
Unterscheidung zwischen dem dring- 
licher werdenden Kampf gegen Antise- 
mitismus und dem albernen Philo- 
semitismus sollte nicht verwischt 
werden. 


3. Antisemitismus als 
Hauptwiderspruch 


Im Aufruf zur Konferenz heißt 
es: „Revolutionäre Gegnerschaft zum 
Bestehenden misst sich an der Geg- 


nerschaft zum Antisemitismus, weil 
der Antisemitismus zugleich das ge- 
samte Ressentiment gegen Zivilisation 
und Individualität enthält.“ Gelesen 
wird dies meist so, dass sich die „re- 
volutionäre Gegnerschaft“ ausschließ- 
lich an der „Gegnerschaft zum Anti- 
semitismus“ bemesse — alles andere 
spielt keine Rolle. 

Auf dem Kongress waren sich 
beispielsweise alle Referenten einig, 
dass die Bezeichnungen „links“/ 
“rechts“ im israelischen Kontext kei- 
nen Sinn machen würden bzw. die is- 
raelische Rechte historisch im Recht 
war, weil sie als einzige die Gefahr des 
Antisemitismus erkannt und wirksam 
bekämpft hat. Ein Referent verstieg 
sich gar dazu, Rabin als Verräter zu be- 
zeichnen, der als eigentlicher Verur- 
sacher des aktuellen palästinensischen 
Terrors zu gelten habe, weil er zu 
„weich“ und kompromissbereit war. 
Dass die Argumente der israelischen 
Linken von deutschen Antisemiten ins- 
trumentalisiert und missbraucht wer- 
den, heißt allerdings noch lange nicht, 
dass die israelische Linke in Grund 
und Boden zu verdammen ist und die 
Rechte die beste Strategie im Kampf 
gegen den Antisemitismus hätte. Auch 
hier hat zu gelten, dass wir uns nicht 
anmaßen sollten, israelische Politik 
von außen zu beurteilen. Und dass der 
Kampf gegen Antizionismus nicht 
heißt, sich auf alles in Israel positiv be- 
ziehen zu müssen, innergesellschaftli- 
che Widersprüche zu leugnen und den 
Antisemitismus gegen Rassismus aus- 
zuspielen. Aber genau das tun die 
Antideutschen: 

Auf der Homepage zur Konfe- 
renz ist ein Beitrag von Oriana Fallaci 
dokumentiert (siehe auch Bahamas Nr. 
38/2002). Eben jene Journalistin be- 
hauptet in ihrem neuesten Buch „Die 
Wut und der Stolz“, dass die Muslime 
Europa überfluten und sich „wie die 
Ratten“ vermehren würden. Sie träumt 
davon, Brandanschläge auf illegalisier- 
te MigrantInnen zu verüben und diese 
konsequenter abzuschieben. Nicht zu 
Unrecht hat Fallaci jetzt eine Klage in 
Frankreich am Hals — vor allem der 
Rattenvergleich wurde als antisemitisch 
beanstandet (Jungle World 27/2002). 


Zur Position der FAZ ist es dann 
nicht weit: „Der Fall Karsli/Mölle- 
mann ist (...) das erste Anschauungs- 
stück, wie sich Deutschland in seinem 
Wesen wandeln wird, wenn die 
Einwanderung weiter zunimmt und 
wenn immer mehr Männer und 
Frauen, die ihre Sozialisation nicht in 
der deutschen Gesellschaft erfahren 
haben, wahlberechtigte Bürger dieser 
Bundesrepublik werden“ (zitiert nach 
konkret 07/2002). Andersherum 
macht die Argumentation Sinn: Karsli 
wurde wahrscheinlich so antisemi- 
tisch, weil er von den Deutschen, den 
unschlagbaren Experten auf diesem 
Gebiet, inspiriert wurde. 

Wahrscheinlich ist Elsässer gar 
nicht so weit von der Wahrheit ent- 
fernt, wenn er schreibt: „Schröder 
steht für die Option, an der Seite der 
USA vorzugehen und ein Massaker an 
der arabischen Bevölkerung in Kauf 
zu nehmen. Möllemann steht für die 
Option, auf die arabische Welt zu ori- 
entieren und ein Massaker an der jü- 
dischen Bevölkerung in Kauf zu neh- 
men. Obwohl die zweite Option in der 
Bevölkerung einige Unterstützung 
hat, konnte sie sich im Kapital nicht 
durchsetzen: Der US-Markt ist für den 
deutschen Export zehnmal wichtiger 
als der arabische. Erst wenn sich das 
ändert, wird Möllemann seine Chan- 
ce bekommen. Bis dahin ist der Real- 
politiker Schröder in jeder Beziehung 
gefährlicher als der antisemitische 
Wadenbeifßser.“ (konkret 07/2002) 


4. Der Bruch 
mit der deutschen Linken 


Michel Lang versuchte auf dem 
Kongress anhand seiner eigenen lin- 
ken Biographie verständlich zu ma- 
chen, warum die deutsche Linke in 
den 60er Jahren plötzlich antisemi- 
tisch und antizionistisch wurde. Er 
glaubte dies auch auf den Einfluss der 
ostdeutschen Staatssicherheit zurück- 
führen zu können, die mit maßgeb- 
lichen linken Gruppen in der BRD 
zusammenarbeitete und die der anti- 
israelischen DDR-Doktrin im Westen 
zum Durchbruch verhelfen wollte. 
Diese Verschwörungstheorie entlastet 


die westdeutsche Linke und übersieht 
deren Verstricktheit ins deutsche Kol- 
lektiv, zu der es keiner Stasi bedurfte. 
Er krönte seine anti-linken Ressenti- 
ments mit der Äußerung, dass sie die 
schlimmsten Antisemiten seien. Dabei 
heißt Verstricktheit ins deutsche Kol- 
lektiv erst mal nicht mehr, als dass die 
deutsche Linke nicht frei von Anti- 
semitismus ist. Es ist allerdings anzu- 
nehmen, dass sie aufgrund ihren kriti- 
schen Stellung zur Gesellschaft noch 
am ehesten das Potential hat, sich vom 
Antisemitismus abzugrenzen und ihn 
zu überwinden. Auf dem Kongress 
hingegen wurde behauptet, dass die 
linke Kapitalismuskritik in der Regel 
mangels Reflektionsvermögen und 
Abstraktionsniveau eine verkürzte und 
somit antisemitische sei. Nun verhält 
es sich aber so, dass Antisemitismus 
nicht erst eine Folge der Kapitalismus- 
kritik ist, sondern ein Versuch, sich die 
unverstandenen, irrationalen, abstrak- 
ten und apersonalen kapitalistischen 
Verhältnisse zu rationalisieren und ei- 
nen Sündenbock für das eigene Lei- 
den zu finden. Davon sind alle Men- 
schen im Kapitalismus unbewusst 
betroffen, nicht nur jene, die bewusst 
Kritik an ihm üben. Es gibt zwar eini- 
ge historische Studien über die Nähe 
von linken und faschistischen Bewe- 
gungen (in Italien, Frankreich), für 
Deutschland scheint aber immer noch 
zu gelten, dass der Antisemitismus aus 
der Mitte der Gesellschaft kommt und 
nicht — in der Diktion der Totalita- 
rismustheorie — eine Erfindung ihres 
linken Randes ist. 

Sowohl in den Papieren zur 
Konferenz als auch in den Referaten 
postuliert man den Bruch mit der 
deutschen Linken oder versucht zu- 
mindest damit zu kokettieren. Die 
Linke wird zum Teil als Hauptfeind — 
schlimmer als der Rest der Gesell- 
schaft — angesehen. Im Aufruf zur 
Konferenz erscheint die Linke gar als 
Hindernis für die menschliche Eman- 
zipation. Statt den Antisemitismus in- 
nerhalb der Linken zu bekämpfen, 
wird sich von ihr, weil sie hoffnungs- 
los verdorben sei, abgewendet. Gleich- 
zeitig bezeichnen sich die aufrufenden 
Gruppen selbst als linksradikal. Und 
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dies ist richtig so: Es gibt keinen Ort 
außerhalb, auf den sich die Anti- 
deutschen zurückziehen könnten. 
Wer nicht mit den Linken gegen Anti- 
semitismus demonstrieren will, tut 
dies dann eben mit der „Partei bibel- 
treuer Christen“ (wie im April 2002 in 
Berlin geschehen). Oder macht sich 
unglaubwürdig, weil man in den Zeit- 
schriften, die ständig unter Beschuss 
stehen (konkret, Jungle World) noch 
selbst am meisten publizieren kann. 
Beispielhaft dafür war auf dem Kon- 
gress ein Referat, in dem ein Artikel 
der Subtropen, dem monatlichen Sup- 
plement der Jungle World, zwar zu- 
recht kritisiert wurde, im weiteren 
aber immer nur von der angeblich an- 
tizionistischen Jungle World die Rede 
war. 

Die Latte, an der die Linke ge- 
messen wird, ist folgende: „Nur eine 
Minderheit befürwortete ein militäri- 
sches Vorgehen gegen den islamischen 
Faschismus“ (Aufruf zur Konferenz). 
Es ist zwar richtig, dass sich hinter der 


Gegnerschaft zum Krieg meist der 
Antisemitismus und Antiamerikanis- 
mus verschanzt, d.h. aber noch lange 
nicht, für den Krieg zu sein, sei die 
richtige Position. Vielmehr gilt es, die 
Tatsache anzugreifen, dass der Kapita- 
lismus als seine Kehrseite die „Barba- 
rei“ in sich trägt, die dann mit Krieg 
bekämpft werden muss. Die Verteidi- 
gung der „Zivilisation“ heißt eben 
nicht, zum Apologeten derselben wer- 
den zu müssen. 


Festzuhalten bleibt, dass das 
Bekenntnis zum Staat Israel wichtig 
ist, um alle Linken, die dies in Frage 
stellen, sich aber gleichzeitig anti-anti- 
semitisch wähnen, damit zu konfron- 
tieren. Gleichzeitig muss aber der 
Kampf gegen den Antisemitismus im 
Vordergrund stehen, da sich viele 
Antisemiten mit Israel (als starken 
Staat, als Bekämpfer der Araber) iden- 
tifizieren können. Oder auf den Punkt 
gebracht: Die (antideutsche) Linke 
sollte nicht Geld für die israelische 


„Enz oh ke tiv 


SUNDERN] p A? 


MWIERVIEM MIT DEM EERKINER 
EUENDIIE DEREN IN FREREN 


Am Ende des, vor drei Monaten vom 
Berliner Bündnis gegen IG Farben or- 
ganisierten Kongresses „Es geht um 
Israel“ stand neben den Ergebnissen 
der politischen Diskussionen um Anti- 
semitismus, islamischen Faschismus 
und der Geschichte des „Nahost-Kon- 
flikts“ auch die Frage nach einer kon- 
kreten Solidarität mit Israel. 

Um nachzuhaken, wo die Vo- 
raussetzungen und die Möglichkeiten 
einer expliziten Unterstützung Israels, 
über Gesten und Bekenntnisse hinaus, 
liegen könnten, befragte Phase 2 auf 
schriftlichem Wege das Bündnis und 


erhoffte sich dadurch vor allem eine 
Präzisierung des aufdem Kongress for- 
mulierten Zieles. 


Im Mai habt ihr in Berlin den Kon- 
gress „Es gebt um Israel“ mitveran- 
staltet. Welche konkreten Erwartun- 
gen hattet Ihr mit diesem Kongress 
verbunden und wie schätzt Ihr ihn 
jetzt mit dem Abstand von drei Mo- 
naten ein? 


Die Konferenz „Es geht um Israel“ hat- 
te verschiedene Funktionen. Gerade 
vor dem Hintergrund der Terror- 
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Armee sammeln, sondern die Bundes- 
wehr destruieren, die schon ihre 
„Friedensmission“ in Israel plant. Sie 
sollte weniger realpolitische Tipps an 
die Weltpolitik oder an Israel richten, 
da sie auf außenpolitischem Parkett 
sowieso nicht gehört wird, dafür mehr 
„Realpolitik“ in diesem Land betrei- 
ben. Ihre prinzipielle Gegnerschaft 
und Kritikfreude sollte sie weniger an 
der Linken, vielmehr an der gesamten 
Gesellschaft auslassen. Und sie sollte, 
wenn sie unter sich ist, ehrlicher dis- 
kutieren (beispielhaft dafür: Gesten 
aus Begriffen, Antinationale Gruppe 
Leipzig, http://www.left-action.de/ ar- 
chiv/0206202056.htm) und sich nicht 
mit dem Ablegen ritualisierter Be- 
kenntnisse begnügen. 


Mark Schneider. 
Der Autor ist Mitglied im Bündnis 
‚gegen Rechts (BgR) Leipzig 


teiliech 


Intifada und dem antisemitisch moti- 
vierten Massaker vom 11.September 
entsetzten uns die, nicht selten vor der 
eigenen Haustür stattfindenden, ver- 
balen wie physischen antijüdischen 
Handgreiflichkeiten. Wütend machte 
uns auch das Verhalten einer sich als 
antifaschistisch bezeichnenden Lin- 
ken, die auf die zahlreichen antisemi- 
tischen Übergriffe in Europa nicht rea- 
gierte. Einer Linken, die nach zehn 
Jahren offensichtlichen Schweigens 
problemlos zu ihren antiamerikani- 
schen und antizionistischen Wurzeln 
heimkehrte. Nicht einmal diejenigen, 
die nicht als selbsternanntes Sprach- 
rohr des palästinensischen Volksauf- 
stands fungierten, hielten es für ange- 
bracht zu handeln. 

Vor dem Hintergrund unserer 
Kritik und dem Erleben der antisemi- 


tischen Mobilmachung war es uns ein 
Bedürfnis, diejenigen, die sich seit 
dem Beginn der so genannten Al-Aksa- 
Intifada anschickten, eine in Europa 
seit 1945 nicht da gewesene Pogrom- 
stimmung gegen Juden zu schüren, in 
Form einer politischen Manifestation 
zurückzudrängen. 

Auf dem Kongress wollten wir, 
um es in den Worten unseres Aufrufs 
zu sagen, „die anti-israelische Politik 
Deutschlands und Europas kenntlich 
machen und zur Solidarität mit Israel 
aufrufen“. Dies v.a. vor dem Hinter- 
grund der linken Debatten um die 
Anschläge vom 11.September, die der 
USA auch als Schutzmacht Israels gal- 
ten und die in den Augen der Mörder 
eben auch die „Juden“ trafen. 

Unsere Konferenz war in dieser 
Form ein Novum. Eine pro-israelische 
Konferenz gab es in Deutschland seit 
1967 nicht mehr. Wir wollten über die 
Inhalte und Perspektiven der Kritik an 
der deutsch-europäischen Nahostpo- 
litik und der Solidarität mit Israel dis- 
kutieren. Allen Beteiligten gemeinsam 
war die Solidarität mit dem militäri- 
schen und politischen Kampf Israels 
gegen die existentielle Bedrohung 
durch den weltweiten Antisemitismus. 

Die Diskussion um die teils sehr 
kontroversen Standpunkte der Einge- 
ladenen waren für alle, die es mit dem 
Antifaschismus noch halbwegs ernst 
meinen, ein großer Gewinn. Das kann 
man auch nach drei Monaten noch 
konstatieren. 


Das mit dem Kongress verbundene 
Bemühen um eine Solidarität für den 
Staat Israel und seine jüdische Bevöl- 
kerung ist nicht losgelöst von der 
Entwicklung der radikalen Linken. 
Zum einen setzt es die Auseinander- 
setzung mit Antisemitismus und Kon- 
tinuitäten zum Nationalsozialismus 
in Deutschland fort, zum anderen 
steht es in einer längeren Tradition 
der Solidaritätskampagnen, die aus 
einer Beziehung zwischen den Ver- 
hältnissen in der BRD und anderswo 
eine Praxis entwickelt haben, die 
von den Entwicklungen außerhalb 
Deutschlands geprägt war. Versucht 
ihr jetzt eine Politikform der Antiimps 


für die antinationa- 
le/antideutsche Linke 
wiederzuentdecken? 


Das Bewusstsein darü- 
ber, dass mögliche 
Aktionen und Kampag- 
nen zu Israel, die sich 
vor allem auf die mili- 
tärische Verteidigung Is- 
raels beziehen, als Teil 
linker Solidaritätskam- 
pagnen wahrgenom- 
men werden, ist Teil 
unserer Auseinanderset- 
zungen. 

Es ist das Verhält- 
nis zu den assoziierten 
Kampagnen, das unser 
Verhältnis zur Linken 
kennzeichnet. Dabei 
versuchen wir uns in- 
nerhalb der Dialektik 
von Kritik und Selbst- 
kritik zu bewegen. Die 
Form einer möglichen 
Kampagne, die zur „be- 
dingungslosen Solidari- 
tät“ mit Israel aufruft, 
tritt scheinbar unkritisch 
aus diesem Verhältnis 
hervor. Sie lässt sich 
zwangsläufig ein auf die 
Form des „Politik-Ma- 
chens“, mit allen ihren 
unappetitlichen Nebenerscheinungen 
— was für die Linke immer nur bedeu- 
tete, die soziale Frage zu thematisie- 
ren, anstatt an deren Aufhebung mit- 
zuarbeiten. 

In dem Maße in dem es uns ge- 
lingt, uns von einer „politischen“ 
Israel-Solidarität zu distanzieren, die 
stets nur um Anschlussfähigkeit be- 
müht ist und die beherrscht ist von 
ihren Vorstellungen einer „israeli- 
schen Friedensbewegung‘, in dem 
Maße werden wir uns lösen können 
von den negativen Implikationen ei- 
ner so genannten „Kampagnenpoli- 
tik“. Das bedeutet gleichzeitig, sich 
nicht der Notwendigkeit der Inter- 
vention zu verweigern und Kritik und 
Aufklärung gegen die barbarische Ver- 
nunft der Antisemiten zu verteidigen. 
In diesem Sinne geht es uns um die 


BR... nu... 


Verteidigung „revolutionärer Gewalt“ 
und des antifaschistischen Kampfes. 
Für uns steht der Kampf Israels in der 
Tradition des Aufstands im Warschau- 
er Getto. Es ist kein Klassenkampf, erst 
recht keine antiimperialistische Bewe- 
gung, sondern ein Kampf gegen den 
Faschismus. Als solcher ist er zu ver- 
teidigen. Denn er ist gleichzeitig der 
Kampf um die Grundlagen, die wirkli- 
che Veränderung erst möglich ma- 
chen. 


Faktisch beschränkt sich die Solida- 
rität mit Israel bisher auf Gesten und 
Bekenntnisse. Seht ihr gegenwärtig 
überhaupt die Notwendigkeit zu einer 
darüber hinausgebenden tatsächli- 
chen Hilfe, oder teilt Ihr die Einschät- 
zung, dass das Bestehen von Israel 
glücklicherweise nicht von der Linken 
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in Deutschland abhängig ist, sondern 
von der strategischen Partnerschaft 
mit der USA und mit Abstrichen der 
EU? 


Was in allen Euren Äußerungen 
mitschwingt, ist die Frage nach der 
praktischen Ausrichtung unserer Poli- 
tik in Bezug auf Israel. Und das ist ei- 
ne typisch „linke“ Frage, da es der 
Linken bei ihrem Protest gegen die 
bürgerliche Vergesellschaftung immer 
in erster Linie um ihre eigene An- 
schlussfähigkeit und um Massenkom- 
patibilität geht. Klassische antifaschi- 
stische Politik, wie wir sie aus den 
neunziger Jahren kennen, ist nicht 
denkbar, wenn sie sich nicht auf Teile 
der liberalen Öffentlichkeit stützen 
kann, die ihre Anliegen, beispielswei- 
se in Form von Gesetzesinitiativen 
oder Regierungsprogrammen, um- 
setzt. Anders ist die innere Einheit lin- 
ker Initiativen und offizieller Politik 
nicht zu verstehen. 

Das ganze Dilemma linker „Teil- 
bereichsbewegungen“ ist das Mit-Ma- 
chen wollen. Jede Form der politi- 
schen Kampagne birgt diese Gefahr. 
Sie wird anrüchig wo sie zur reinen 
„Praxis“ verkommt. Sie lässt sich damit 
ein auf eine verhängnisvolle Öffent- 
lichkeit. Ihren Ausfall an Reflexion ver- 
rät sie da, wo sie Theorie und Praxis 
aufspaltet, dem Aktionismus frönt und 
gegen Nichtstuer und Renegaten stän- 
kert. 

Natürlich können wir keine 
„tatsächliche Hilfe“ leisten, auch wenn 
wir das wollen. Was uns bleibt ist die 
militante Ideologiekritik Im Bezug auf 
Israel wäre alles andere Augenwische- 
rei. Deutschland, und mit ihm der 
Großteil der deutschen Linken, befin- 
det sich in einem Dauerzustand anti- 
semitischer und antizionistischer Mo- 
bilmachung. Eine groß angelegte 
Solidaritätskampagne zu Israel muss 
demnach virtuell bleiben. Eine mögli- 
che Aktion wird lediglich weitere 
Indizien für die schlichte Feststellung 
liefern, dass es um das Anliegen einer 
kommunistisch intendierten Israel- 
Solidarität schlecht steht. Was wir lei- 
sten können ist höchstens die Ver- 
mittlung der Einsicht, dass es sich bei 


der Verteidigung Israels um eine 
Grundbedingung emanzipativer Poli- 
tik handelt. 

Realpolitische Herangehens- 
weise blitzt auch aus dem letzen Satz 
eurer Frage. Natürlich stellt die USA 
einen entscheidenden Garanten für 
den Fortbestand Israels als jüdischer 
Staat dar, aber, dass die EU ein Partner 
mit Abstrichen ist, das kann wohl nur 
als rhetorische Frage gewertet werden. 
Sie ist, wie allgemein bekannt, einer 
der wichtigsten Finanziers der paläs- 
tinensischen Judenmörder. Und die 
Linke? Die Art Eurer Fragestellung sug- 
geriert unsere Antwort: Man darf sich 
schon glücklich wähnen, wenn sie in 
dieser Frage nicht mehr Einfluss hat als 
sowieso schon. 


Es war am Ende des Kongresses aber 
auch bei verschiedenen Nachfolge- 
Ireffen, die Rede von einer pro-israe- 
lischen Kampagne, die ihr initiieren 
wollt. Auch wenn sich bis jetzt die 
Kampagne noch nicht klar abzeich- 
net, möchten wir Euch über die 
grundsätzlichen Ziele solcher Aktio- 
nen befragen. Ist das Ziel, möglichst 
unmittelbar in die Konflikte im Na- 
hen Osten einzugreifen, indem Samm- 
lungen für die israelische Armee 
durchgeführt werden oder sollen 
Veranstaltungen und Informations- 
dienste zur Verbreitung der Sichtweise 
israelischer Institutionen organisiert 
werden, oder liegt das Hauptaugen- 
merk Eurer Pläne auf der Auseinan- 
dersetzung um die Rolle der EU bzw. 
Deutschlands und dem sich in diesem 
Zusammenhang offenbarenden Anti- 
semitismus und Normalisierungsbe- 
strebungen? 


Ein Teil der Form unseres poli- 
tisch Agierens kann — wie auf der 
Konferenz angekündigt — eine Spen- 
densammlung für die israelischen Ver- 
teidigungskräfte sein. Wir sind dabei, 
genaueres zu erarbeiten. Die Frage 
nach dem Hauptaugenmerk auf „die 
Rolle der EU bzw. Deutschlands und 
dem sich in diesem Zusammenhang 
offenbarenden Antisemitismus“ beant- 
wortet sich mit unserer generellen 
Kritik am organisierten Deutschtum. 
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Diese umfasst das Wissen darü- 
ber, dass die bürgerliche Gesellschaft 
ihre barbarische Aufhebung Kraft ei- 
gener Dynamik ausbrütet. Dennoch 
waren es die Deutschen, die Auschwitz 
möglich gemacht haben und die 
gleichzeitig die negative Aufhebung 
des Kapitals am kenntlichsten ins 
Werk setzten. 

Kernpunkt negativer Gesell- 
schafts- und Ideologiekritik heißt da- 
her anzuerkennen, dass Aufklärung 
und Zivilisation die Möglichkeit für 
Individualität und Emanzipation erst 
geschaffen haben, in dem sie die 
Menschen aus der Herrschaft des un- 
geschiedenen Naturzusammenhangs 
gewaltsam herausrissen. Israel kämpft 
— unfreiwillig — genau um die Vertei- 
digung der Bedingungen der negati- 
ven Kritik. Die Bedingungen einer Kri- 
tik, deren Vorstellung von Glück ohne 
Plackerei noch etwas anderes hervor- 
ruft, als den Wunsch nach der Vernich- 
tung des schmarotzenden Müßiggän- 
gers. Einer Kritik, deren Gedanke an 
sexuelle Erfüllung nicht zwangsläufig 
in die Lust an der Steinigung von Ehe- 
brecherinnen, Schwulen und sonsti- 
gen „verderbten Elementen“ 
umschlägt. Einer Kritik, in deren Vor- 
stellung von Geld noch etwas von der 
Bestimmung als „Repräsentant des all- 
gemeinen gesellschaftlichen Reich- 
tums“ (Marx) bewahrt ist, statt der 
Verachtung des Reichtums als deka- 
denter Volksbetrug. Solange sie dies 
ermöglicht, sind ihr ihre eigenen 
Möglichkeiten noch nicht gänzlich ab- 
handen gekommen. Solange also, wie 
Kritik noch in der Lage ist, auf der Er- 
füllung des Glücksversprechens zu be- 
harren, solange werden Kritiker auch 
die „Zivilisation“ gegen ihre eigenen 
barbarischen Ergebnisse um ihrer Auf- 
hebung willen verteidigen müssen. 

In diesem Sinne ist unsere 
Kritik nicht objektiv sondern partei- 
lich. Sie steht an der Seite Israels, dass 
sich in der härtesten Frontstellung im 
Kampf mit dem weltweiten völkischen 
Aufbegehren gegen Aufklärung und 
Zivilisation befindet. Der islamische 
Faschismus ist die aktuelle Form des 
„organisierten Deutschtums“. Im glei- 
chen Maße, wie die Saat der antisemi- 


tischen Mobilisierung in den arabi- 
schen Ländern aufgeht, ist die Existenz 
Israels und seiner Bürger zunehmend 
bedroht. Die Faszination, die die palä- 
stinensische Krisenbewältigung dabei 
auf Deutschland und Europa ausübt, 
liegt in der Konsequenz, mit der die 
Palästinenser die auch hierzulande im- 
mer schon bevorzugte Option durch- 
exerzieren: Als verfolgende Unschuld 
im hohen Auftrag der Gerechtigkeit 
und bereit zum Opfertod, zur Vernich- 
tung zu schreiten. Diese Figur ist es, 
die dem Kern deutscher „Normali- 
sierungsbestrebungen“ so irritierend 
ähnelt. So ist sie natürlich ein Haupt- 
punkt unserer Kritik. 


Innerhalb der Linken in der BRD eine 
Solidaritätskampagne für Israel initi- 
ieren zu wollen, lässt nicht nur die 
Frage nach einer angemessenen Pra- 
xis entstehen, sondern muss auch die 
Verhältnisse hier reflektieren. Unbe- 
tritten dürft doch sein, dass der Anti- 
Antisemitismus zentraler Bestandteil 
einer solchen Kampagne sein wird. 
Schwieriger dürfte es aber werden, 
den deutschen SchreibtischstrategIn- 
nen - gerade auch innerhalb der 
Linken - zu verdeutlichen, dass Soli- 
darität mit Israel kaum bedeuten 
kann, dem einen Teil der israelischen 
Gesellschaft den Einsatz militärischer 
Mittel vorzuwerfen oder dem anderen 
seinen Protest dagegen. Wie löst ihr 
für Euch den Anspruch einer Soli- 
darität ein, dieunabhängig von einer 
bestimmten Politik oder Regierung in 
Israel ist? 


Ziel unserer Aktionen wird nicht sein, 
der Linken irgend etwas zu verdeutli- 
chen. Die Linke steht heutzutage für 
nichts anderes mehr als die regressive 
Überwindung des Bestehenden. Für 
Opfer, Versagung und Verzicht, für die 
gerechte Verteilung von Armut und 
Dummheit im gegen seine Feinde, 
Israel und den USA, verschworenen 
Zwangskollektiv. Sie hat sich längst 
blind überantwortet an die diversen 
„revolutionären Subjekte“ ihrer Ver- 
schwörungstheorien. Einer solchen 
Linken haben wir nichts mitzuteilen. 


Weil unser Verhältnis zu Israel 
vor allem ein Abstraktes ist, werden 
wir uns nicht leichtfertig am Rum- 
politisieren beteiligen. Notgedrungen 
nur im Sinne eines Abwehrkampfes, 
der Israel noch vor den schrägsten Zu- 
mutungen seiner Kritiker verteidigen 
will. 

Daher ist es uns wichtig, Euch 
entschieden zu widersprechen: Die 
Aufspaltung der israelischen Gesell- 
schaft innerhalb einer Logik, hier die 
Kriegstreiber, hier die Friedensbewe- 
gung gibt es so nicht. Es sind nur we- 
nige Israelis, die sich außerhalb ihres 
Landes vor den Karren der Globali- 
sierungskritiker spannen lassen. Den 
meisten geht es in ihrer Kritik an die- 
ser und jener aktuellen Form der isra- 
elischen Politik vor allem auch um die 
notwendige und militärische Verteidi- 
gung ihres Staates. Noch eine Nieder- 
lage können sich Juden und Jüdinnen 
nicht leisten. Vor diesem Hintergrund 
findet auch die israelische „Friedens- 
bewegung‘ statt, auf die sich die Linke 
so gerne stürzt. 


Ein zweiter Konflikt, der sich leicht 
anhand einer solidarischen Haltung 
zu Israel eröffnet, entsteht, wenn die 
Kritik einer antiisraelischen und an- 
tisemitischen Politik mit dem übli- 
chen Rassismus verknüpft wird. Die 
Stereotype von Zivilisation und Bar- 
barei verdecken, stellen dem antise- 
mitischen Bild vom „blutdürstigen 
Juden“ den rassistischen Code vom 
„seinem gewalttätigen Temperament 
ausgelieferten Araber“ entgegen. Wie 
wichtig ist es Euch, den gängigen 
Rassismus in der BRD innerhalb Eurer 
Solidarität mit Israel zu reflektieren? 


_ERBSEREN 


Den gängigen Rassismus innerhalb der 
BRD zu reflektieren heißt vor allem, 
festzustellen, dass das von Euch be- 
fürchtete hantieren mit antiarabischen 
Ressentiments im Zusammenhang mit 
der Diskussion um Israel nahezu voll- 
ständig ausbleibt. Das ist erstaunlich, 
wenn man davon ausgeht, dass die 
Deutschen ohne weiteres auf diese 
Form rassistischer Zuschreibung zu- 
rückgreifen könnten. Auffällig waren 
dagegen die Aufrufe zur „Mäßigung“ 
und die Warnungen vor Überreaktion, 
als die USA militärisch auf den Massen- 
mord an Tausenden ihrer Bürger rea- 
gierte. In dem Land, das den ersten An- 
griffskrieg in Europa nach “45 durch 
ein seit dem Ende des 2.Weltkrieges 
beispiellose Hetzpropaganda gegen 
„die Serben“ vorbereitete und das an 
der Aufteilung Jugoslawiens in völki- 
sche Clanparzellen erfolgreich. teil- 
nahm, warnt man nun vor dem „Feind- 
bild Islam“ und fordert einen 
„interkulturellen Dialog“. 

„Antirassismus“ darf sich nicht 
im kulturalistischen Einverständnis er- 
schöpfen. Er muss sich gegen die 
Zwangskollektivierung ganzer Gesell- 
schaftssysteme wenden, ohne in ihnen 
immer nur „kulturelle Besonder- 
heiten“ zu affirmieren. Der Rassismus- 
vorwurf ist die Konsequenz eines ver- 
stellten Blicks auf die kollektive 
antisemitische Mobilmachung in den 
Ländern, die vor haben, Israel von der 
Landkarte zu tilgen. 


Vielen Dank für das Gespräch 


Das Interview führte 
Phase 2 Leipzig 


Nieder die Kunst 
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Jhliahlia DEk ARKIINm: 


Solidarität ist ein Kampfbegriff, Solida- 
rität ist eine Waffe, Internationale 
Solidarität ist die Zärtlichkeit der 
Völker, kritische Solidarität — das ist so 
das, was Linken bei dem Stichwort zu- 
erst einfällt. Bei der Suchmaschine 
google ist das anders: „Solidarität“ 
bringt 10.000 Resultate, aber als erstes 
„www.cdu-solidaritaet.de“. Jeder Klick 
spendet für die CDU. Das belegt mal 
wieder, dass Solidarität ein eng an po- 
litische Interessen und Praxis gebun- 
dener Begriff ist, er muss immer wie- 
der reflektiert und gegen solche 
Karikierungen wie „cdu-solidaritaet“ 
verteidigt werden. 

Der Fremdwörterduden erklärt 
Solidarität als „Zusammengehörig- 
keitsgefühl, Kameradschaftsgeist, Übe- 
reinstimmung“. Aber wenn Solidarität 
nur ein Gefühl wäre, wäre sie unre- 
flektiert, vielleicht gar dumpf. Kame- 
radschaftsgeist findet sich bei Solda- 
ten, Bullen und Nazis. Und wäre 
Solidarität nur Übereinstimmung, wä- 
re sie unkritisch. Bei diesen Defini- 
tionen ist kein linkes Verständnis da- 
bei. 

Dass das Hemd näher ist als die 
Jacke und jeder sich selbst der Nächs- 
te, gehört zu den Wahrheiten, Grund- 
lagen und Lernzielen der bürgerlich- 
kapitalistischen Gesellschaft. Wer das 
falsch findet, engagiert sich sozial, bes- 
ser noch linksradikal. Wer davon aus- 
geht, dass das Individuum selbstver- 
antwortlich und frei — aber nicht 
isoliert — sein sollte, steht dem stum- 
men Zwang der kapitalistischen Ver- 
hältnisse ablehnend gegenüber. Wer 
Verhältnisse wie Krieg, Ausbeutung 
und Hunger nicht hinzunehmen ge- 
willt ist, sucht nach Möglichkeiten, sie 
zu ändern. Wer bemerkt, dass das nur 
gemeinsam geht, organisiert sich und 
trifft Entscheidungen kollektiv. Ent- 
sprechend war und ist Solidarität eine 
Existenzbedingung linker Organisie- 
rung- im Alltagsleben linker Gruppen 
und darüber hinaus. 

Solidarität ist von der Geschich- 
te der Linken nicht zu trennen. Auch 
für die der Stadtguerilla war sie zen- 


tral. Ohne sie hätte es keine illegale 
Organisierung und keinen Widerstand 
gegen die Staatsmacht geben können. 


Von Brot für die Welt 
zu Rot für die Welt 


Von der Caritas unterscheidet 
sich internationale Solidarität da- 
durch, dass sie Subjekte sucht, die auf 
der Basis gegenseitigen Respekts dis- 
kutieren und zusammenarbeiten, kei- 
ne bemitleideten Objekte, die nur ar- 
tig Danke sagen sollen. 1967 erschien 
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Ches berühmte „Botschaft an die tri- 
kontinentale Konferenz“ in Havanna, 
in der er zum weltweiten — bewaffne- 
ten — Kampf gegen den Imperialismus, 
vor allem die USA, aufrief. Dort kriti- 
sierte er aber: „Die Solidarität der fort- 
schrittlichen Mächte der Welt mit dem 
vietnamesischen Volk ähnelt der bitte- 
ren Ironie, die der Beifall des Pöbels 
für die Gladiatoren im römischen Zir- 
kus bedeutete. Es geht nicht darum, 
den Opfern der Aggression Erfolg zu 
wünschen, sondern an ihrem Schick- 
sal teilzunehmen, sie bis zum Tode 
oder bis zum Sieg zu begleiten.“ 
Auch in der BRD wurde Ches 
Botschaft aufgegriffen und Ende der 


60er suchten Teile des Sozialistischen 
Deutschen Studentenbundes SDS 
Kontakte zu militanten Organisatio- 
nen wie der Black Panther Party in den 
USA, dem Vietcong, der ETA oder IRA 
und auch der PFLP. 

Im Februar 1968 wurde auf 
dem von einigen tausend Leuten be- 
suchten Internationalen Vietnam-Kon- 
gress in Westberlin offen über eine 
„Zerschlagt die NATO“-Kampagne de- 
battiert. Peter Weiss — Autor der 
„Asthetik des Widerstands“ — sprach 
dort davon, dass sich „die Aufgabe der 
Organisation des Widerstands in den 
Metropolen“ stelle, und „dieses Han- 
deln muss zur Sabotage führen, wo 
immer dies möglich ist. Dies fordert 
‚bersönliche Entscheidungen. Dies ver- 
ändert unser privates politisches 
Leben. Lasst uns den Widerstand ent- 
falten auf breitester Front. (...) Scheu- 
en wir keine Opfer, um eine neue in- 
ternationale proletarische Solidarität 
zu schaffen.“ Hans-Jürgen Krahl, einer 
der theoretischen Köpfe des SDS: „Die 
innerkapitalistischen Widersprüche 
zu einer qualitativen Verbreiterung 
der Massenbasis, zur Bildung einer 
zweiten Front gegen den Imperialis- 
mus in den Metropolen ausbilden! 
(...) Zwar kann sich in den Metropo- 
len der Kampf nicht als eine unkriti- 
sche Übertragung der Guerillastra- 
tegie darstellen - diese liefert aber ein 
Modell kompromisslosen Kampfes, 
von dem die traditionelle Politik der 
verfestigten Institutionen verurteilt 
werden kann.“ Krahl verlangte „die or- 
ganisatorischen Bedingungen zu 
schaffen, dass wir den Kampf gegen 
die NATO-Stützpunkte in ganz West- 
europa aufnehmen können, dass wir 
Maßnahmen treffen können gegen 
den Transport amerikanischen 
Kriegsmaterials für den Krieg in 
Vietnam und schließlich Aktionen ge- 
gen die Niederlassungen der ameri- 
kanischen Rüstungsindustrie in West- 
europa führen werden. (...) Es kommt 
darauf an, in solidarischer Aktion 
und in konkreter Solidarität mit der 
revolutionären Befreiungsbewegung 
in der 3. Welt den gigantischen mi- 
litärischen und staatlichen Macht- 
apparat in den spätkapitalistischen 


Ländern zu zerschlagen.“ Rudi 
Dutschke sagte in seinem Grundsatz- 
referat: „Wir wagen es schon, den 
amerikanischen Imperialismus poli- 
tisch anzugreifen, aber wir haben 
noch nicht den Willen, mit unserem 
eigenen Herrschaftsapparat zu bre- 
chen, militante Aktionen gegen die 
Manipulationszentren, z.B. gegen die 
unmenschliche Maschinerie des Sprin- 
ger-Konzerns, durchzuführen, un- 
menschliche Kriegsmaschinerie zu 
vernichten. (...) Es lebe die Weltre- 
volution und die daraus entstehende 
‚freie Gesellschaft freier Individuen!“ 

Die propagierte „Zerschlagt die 
NATO“-Kampagne hat die zerfallende 
APO nicht mehr realisiert. Aber vier 
Jahre später fanden Aktionen statt, die 
auf der Linie „konkreter Solidarität“ 
des Kongresses lagen. Die RAF zünde- 
te am 11. Mai 1972 einen Sprengsatz 
vor dem Heidelberger US-Hauptquar- 
tier, bei dem technische Einrichtun- 
gen der US-Luftwaffe, genutzt für die 
Bombardierung Vietnams, beschädigt 
wurden. In ihrer Erklärung hieß es: 
„Für die Ausrottungsstrategen von 
Vietnam sollen Westdeutschland und 
Westberlin kein sicheres Hinterland 
mehr sein. Sie müssen wissen, dass es 
‚für sie keinen Platz mehr geben wird 
in der Welt, an dem sie vor Angriffen 
revolutionärer Guerilla-Einheiten si- 
cher sein können.“ 

Dieses linksradikale Verständ- 
nis von internationaler Solidarität, 
nämlich die „Bestie in ihrem Herzen“, 
den Metropolen, anzugreifen, findet 
sich noch 1983 in der Erklärung einer 
RZ zu einem eher symbolischen An- 
schlag gegen die alliierte Truppen- 
parade in Westberlin. Sie zitierte den 
1973 vom portugiesischen Geheim- 
dienst ermordeten afrikanischen Revo- 
lutionär Amilcar Cabral: „Wir verlan- 
gen von euch einzig und allein, dass 
ihr euch an eurem Platz bewährt, 
denn wenn ihr dem Kapitalismus sei- 
ne eigentliche Grundlage entzieht, 
helft ihr uns am meisten. Die Länder 
der Dritten Welt hoffen gleichsam auf 
die Schwächung, die der Klassen- 
kampf im eigenen Land für den 
Aggressor bedeutet. Die Stütze der 
Befreiungsbewegungen durch den in- 
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nerkapitalistischen Konflikt (Klassen- 
kampf) sollten durch direkte Interven- 
tionen im Land der Imperialisten er- 
gänzt werden: durch den Druck auf 
die öffentliche Meinung bis hin zu 
Aktionen gegen die Versorgungsein- 
richtungen oder Nachschubwege der 
US-Armee.“ 

Die Zusammenarbeit von Stadt- 
guerillagruppen mit einer Abspaltung 
der PFLP war ein spezieller Teil dama- 
liger internationaler Solidarität. Sie 
hatte 1976/77 erhebliche Konsequen- 
zen, sowohl was die Entführung einer 
Lufthansa-Maschine nach Mogadischu 
als auch die Entführung einer EL-AL- 
Maschine nach Entebbe betrifft. Beide 
Aktionen sollten politische Gefangene 
befreien, aber selbst dieses Ziel recht- 
fertigt nicht die Geiselnahme von 
Unbeteiligten, und schon gar nicht 
von Überlebenden des Holocaust, wie 
sie in Flügen nach Israel mit einiger 
Wahrscheinlichkeit anzutreffen waren. 
Beide Aktionen waren schon damals 
umstritten, auch in RAF und RZ selbst, 
weil sie ZivilistInnen trafen und ihre 
Planung mit politisch kaum einschätz- 
baren geheimdienstähnlichen palästi- 
nensisch-arabischen Strukturen er- 
folgte. (Die PFLP selbst lehnte 1976 
Flugzeugentführungen bereits ab.) In 
frühen RZ- und RAF-Erklärungen fin- 
den sich auch relativierende Verglei- 
che zwischen Holocaust und israeli- 
scher Besatzungspolitik, wie sie in 
Teilen der Linken in den 70er Jahren 
üblich waren. Solche Aussagen und 
vor allem die Flugzeugentführung 
nach Entebbe wurden später von den 
RZ öffentlich verurteilt, nachdem sie, 
1991 als einer der ersten linken Zu- 
sammenhänge, eine genauere Analyse 
und Kritik von Antisemitismus und 
Antizionismus entwickelt hatten. Ak- 
tionen gegen israelische Ziele waren 
schon Jahre vorher eingestellt worden. 

Wer heutzutage die damalige 
Linke und die Stadtguerillagruppen 
schlichtweg als antisemitisch abtut, 
bemüht sich nicht, den damaligen Kon- 
text, die Gründe der damaligen Fehler 
und die historische Entwicklung seit- 
her zu verstehen. Dieses Verständnis 
würde es aber eher erleichtern, ähnli- 
che Fehler in Zukunft zu vermeiden. 
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Zu berücksichtigen bei der 
Beurteilung der damaligen Linken/ 
Stadtguerilla ist auch, dass für sie der 
Kampf gegen die Kriegsverbrechen 
der USA im Vietnamkrieg, die Solida- 
rität mit den von faschistischen Militär- 
diktaturen Verfolgten in Chile, Spa- 
nien oder Griechenland erheblich 
wichtiger waren als die Palästina- 
solidarität. Aktionen gegen das rassis- 
tische Südafrika mobilisierten viel 
mehr Menschen als die Palästinade- 
mos und die Auflagenzahlen der Soli- 
zeitungen lassen die Stellenwerte 
erkennen, alleine die „Chile-Nach- 
richten“ brachten es Mitte der 70er auf 
20.000 Exemplare, alle Blätter zu 
Palästina zusammen auf weniger als 
ein Zehntel. 


Neue Solidarität: 
Flüchtlingskampagne 
und Frauenkämpfe 


Ende 1983 erschien das RZ- 
Papier  „Krieg-Krise-Friedensbewe- 
gung“, in dem ein neues Verständnis 
von internationalistischer Solidarität 
formuliert wird: „Die 3. Welt kann in 
ihrer Gesamtheit nicht mehr als hi- 
storisches Subjekt verstanden werden, 
von dem revolutionäre Veränderun- 
gen auch in den Zentren der Kapi- 
talakkumulation ausgehen und als 
dessen »verlängerter Arm« der Wider- 
stand hier sich definiert. Die unter- 
drückten Völker und Länder können 
nur partielle Befreiungsprozesse aus 
kolonialer Abhängigkeit machen. Die 
Konsolidierung dieses Prozesses ist an 
die Bedingung des »Kampfes im Her- 
zen der Bestie«, an die Zerstörung des 
Imperialismus in seinen Kernländern 
gebunden. Gleichzeitig scheint die Ära 
nationaler Befreiungskämpfe zu Ende 
zu gehen. In den Hungerrevolten und 
Plünderungen in Sao Paulo deutet 
sich an, dass die nationalistische 
Klammer zwischen einheimischen 
Eliten und Unterklassen brüchig ge- 
worden ist und der gemeinsame 
Kampf um soziale Befreiung in den 
Metropolen wie in der 3. Welt zur ma- 
teriellen Grundlage eines neuen Inter- 
nationalismus wird. (...) Kämpfende 
Revolutionäre in den Metropolen sind 


Teil einer internationalen Front gegen 
den Imperialismus. Es bleibt eine Tat- 
sache, dass erfolgreiche Befreiungs- 
kämpfe in der 3. Welt (Vietnam, Nica- 
ragua) auch in den Metropolen ihre 
Wirkung erzielen. Bedingung für eine 
politisch effiziente Solidarität, die 
über gut gemeinte Absichtserklärun- 
‚gen hinausgeht, ist ein starkes revolu- 
tionäres Widerstandspotential. Der 
Kampf gegen den Imperialismus in 
den Metropolenländern entwickelt 
sich erst an den Bedingungen, die bier 
die Lebens und Arbeitsbedingungen 
‚brägen, zu seiner eigentlichen Schärfe. 
Nur ein klassenbewusster Kampf, der 
den imperialistischen Angriff auf die 
Menschen hier aufzeigt, kann per- 
spektivisch gesellschaftliche Gegen- 
macht gegen die Herrschaft des Geldes 
und der weifsen Männer über den Rest 
der Welt entwickeln. Das ist wesentli- 
cher Bestandteil einer revolutionären 
Bewegung im Kampf gegen den heuti- 
gen Imperialismus - sich auf die welt- 
weiten Befreiungskämpfe zu beziehen, 
deren positive Wechselwirkung allen 
revolutionären Prozessen neue Kraft 
gibt. Die aktuellsten Beispiele für die- 
se Wechselwirkung sind die Kämpfe 
der Unterklassen in Südafrika und 
die fast gleichzeitig stattfindenden 
Ghettoaufstände in den englischen 
Städten Tottenham, Brixton usw.“ 

Es folgten Anschläge wie der ge- 
gen den Lebensmittelgroßhandel 
REWE: „Auch REWE verdient an der 
Unterdrückung der schwarzen Frau- 
en! Weltweit bestimmten frühkapita- 
listische Ausbeutungsverhältnisse das 
Bild in den Weltmarktfabriken, den 
Außenstellen der Multis oder den rie- 
sigen Agrarplantagen. Immer wieder 
sind es die Frauen, die diese Unter- 
drückung doppelt und dreifach ertra- 
‚gen müssen. Eines der gravierendsten 
Beispiele dafür ist die Obst, Gemüse 
und Konservenproduktion in Süd- 
afrika. Die Früchte, die in den Zei- 
tungsannoncen der hiesigen Super- 
marktketten als Sonderangebot 
offeriert werden, sind das Produkt 
von Frauenarbeit, unter Bedingun- 
gen, die die gesamte Breite der kapi- 
talistischen und sexistischen Unter- 
drückung darstellen.“ 
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1987 wurden von der Roten 
Zora mehrere Filialen der Kleidungs- 
firma Adler angesteckt. Es gab Schäden 
durch Löschwasser und vor allem 
Umsatzeinbußen, aber keine Verletz- 
ten. Adler ließ Kleidung von koreani- 
schen Frauen in einer Freihandels- 
zonenfirma zu Billigstlöhnen und 
unter erbärmlichen Arbeitsbedingun- 
gen, die mit sexuellen Angriffen ver- 
knüpft waren, herstellen. Die Arbeite- 
rinnen hatten sich dagegen zur Wehr 
gesetzt, ihre Protestaktionen waren je- 
doch von südkoreanischer Polizei nie- 
dergeschlagen worden. In der Erklä- 
rung zu der Aktion heißt es: „Wie 
funktioniert der Mechanismus der im- 
‚erialistischen Frauenunterdrückung 
bier und in den Ländern der 3. Welt? 
Bei dieser Frage mussten wir feststel- 
len, dass Analysen des Imperialismus 
sich meist darauf beschränkten, die 
politischen, ökonomischen und mi- 
litärischen Machtstrukturen des Im- 
‚berialismus zu untersuchen, vernach- 
lässigt wird die Analyse der Strategie 
‚gegenüber den Frauen hier und in der 
3. Welt. Uns reicht es nicht aus zu sa- 
gen: Aus der Analyse des Imperialis- 
mus ergibt sich das Angriffsziel Nato 
und indem wir Frauen die Nato an- 
greifen, bekommt der Frauenkampf 
seine revolutionäre Stoßrichtung. Der 
Befreiungskampf besteht bei dieser 
Sichtweise wieder nur im Angriff auf 
die zentralen Machtstrukturen des 
Imperialismus; die alltäglichen Ge- 
waltverhältnisse, in denen Zerstö- 
rung, Unterdrückung und Ausbeutung 
erfahrbar wird, werden ausgeklam- 
mert.“ 

Die Zitate lassen erkennen, dass 
die internationale Solidarität sich nicht 
mehr auf die inzwischen oft an die 
Staatsmacht gekommenen Befreiungs- 
bewegungen bezieht, sondern auf 
Klassen- und Frauenkämpfe — sowohl 
im Trikont als auch in der Metropole 
BRD. 

Auf dieser neuen Linie lag auch 
die „Flüchtlingskampagne“ der RZ, die 
sie im Oktober 1986 so begründeten: 
„Noch wissen wir nicht, ob sich an der 
Flüchtlingsfrage antiimperialistische 
Politik mit Konfrontationslinien im 
entgarantierten Sektor verbinden 


wird, aber der Kampf um das fakti- 
sche Aufenthaltsrecht für Flüchtlinge 
ist auch dann richtig, wenn er vorerst 
von den weißen Schichten des Prole- 
tariats weitgehend isoliert bleibt. (...) 
Die Flüchtlingsfrage (...) ist Teil eines 
globalen Klassenkampfes und Aus- 
druck eines vom imperialistischen 
Weltsystem gesetzten Widerspruchs, 
der ein Proletariat neuen Typs her- 
vorbringt; die mobilisierten, vertrie- 
benen, entwurzelten Massen der 3. 
Welt. So wie die Flüchtlingsbewegun- 
gen die Grenzen zwischen dritter und 
erster Welt überschreiten, muss heute 
der antiimperialistische Kampf auf 
die Metropole zurückbezogen werden. 
Es ist das gleiche imperialistische Sys- 
tem, das die Menschen dort vertreibt, 
sie hier in Lager sperrt und ihnen als 
Sozialpolitik gegenübertritt. Antiim- 
berialismus wird konkret, wo er Be- 
zug auf die gesellschaftspolitischen 
Konflikte nimmt (...). Antiimperialis- 
tische Politik in der BRD hat sich bis- 
her an den beiden Polen der Solida- 
rität mit den Befreiungsbewegungen 
der 3. Welt und der Bekämpfung der 


imperialistischen Kriegsmaschinerien 
orientiert. (...) Die ersten Aufgaben 
antiimperialistischer Politik liegen 
vielmehr darin, die staatliche Re- 
gulation der Flüchtlingsbewegungen, 
die Abgrenzungen der BRD vor der 
Armut der 3. Welt, zu unterlaufen und 
die polizeilichen und sozialpoliti- 
schen Restriktionen gegenüber Flücht- 
lingen zurückzudrängen. Unser Ziel 
muss es sein, ein faktisches Aufent- 
haltsrecht für alle Immigranten und 
Flüchtlinge in der BRD durchzusetzen. 
Der Weg dorthin führt nicht über For- 
derungen an den Staat, sondern be- 
stimmt sich nach dem Ausmaß unse- 
rer eigenen Widerstandsaktionen. 
Unser Vorschlag richtet sich an die au- 
tonome und sozialrevolutionäre Lin- 
ke in der BRD, die Flüchtlingsfrage 
aus einer antiimperialistischen Pers- 
bektive heraus aufzugreifen und zum 
Prüfstein des politischen Handelns 
auf verschiedenen Ebenen zu ma- 
chen.“ 

Fünf Jahre später schrieb eine 
RZ: „Wir haben in der Verbindung von 
sozialer Thematik und Flüchtlings- 
kampagne Möglichkeiten gesehen, ei- 
nen neuen Handlungsspielraum für 
internationale Solidarität in den 
Metropolen selbst zu eröff- 
nen.“ Anschläge auf das 
rassistische Ausländerzen- 
tralregister, auf für Abschie- 
bungen verantwortliche 
| Ausländerpolizeistellen 
und verantwortliche Rich- 
ter waren der militante 
Ausdruck dieser internatio- 
nalen Solidarität mit den 
Flüchtlingen und Migrant- 
Innen in der BRD. Aller- 
dings organisierten sich 
Flüchtlinge nicht so wie er- 
hofft als eigene politische 
| Kraft, wie es sich die RZ für 
diese Kampagne erhofft 
hatten. Dadurch fehlten ihr 
die erwähnten „Subjekte“ 
der Solidarität, mit denen 
auf der Basis gegenseitigen 
Respekts diskutiert und zu- 
sammenarbeitet werden 
sollte. Das war sicherlich ei- 
ne wesentliche Ursache für 


top story 


das Ende der Flüchtlingskampagne — 
und auch der RZ. 


Linke Organisierung: 
Solidarität ist eine Waffe 


Die Bedeutung, die Solidarität 
für den Aufbau einer Organisation hat, 
war auch der RAF von Anfang an klar. 
1972 schrieb sie: „Solidarität, indem 
sie nicht von den Kriterien des 
Marktes ausgeht, setzt diese außer 
Kraft. Solidarität ist politisch, nicht 
erst als Solidarität mit Politischen, 
sondern als Weigerung, nur unter 
dem Büttel des Wertgesetzes, nur un- 
ter dem Aspekt von Tauschwert zu 
handeln. Solidarität ist ihrem Wesen 
nach herrschaftsfreies Handeln, als 
solches immer Widerstand gegen den 
Einfluss der herrschenden Klasse auf 
die Beziehungen der Menschen zuein- 
ander, als Widerstand gegen die herr- 
schende Klasse immer richtig. Im 
Sinne des Systems sind Leute, deren 
Handlungen sich nicht an den 
Erfolgskriterien des Systems orientie- 
ren, Ausgeflippte und Trottel oder 
Versager. Im Sinne der Revolution ist 
jeder, der sich solidarisch verhält, wer 
es auch sei, ein Genosse. Solidarität 
wird zur Waffe, wenn sie organisiert 
und konsequent angewendet wird: ge- 
‚genüber Gerichten, Polizei, Behörden, 
Vorgesetzten, Spitzeln, Verrätern. 
Wenn jede Zusammenarbeit mit de- 
nen verweigert wird, ihnen keine 
Mühe erspart, kein Beweis erleichtert, 
keine Information geschenkt, kein 
Aufwand abgenommen wird. (...) Jede 
politische Arbeit ist auf Solidarität 
angewiesen. Ohne Solidarität ist sie 
der Repression schutzlos ausgeliefert.“ 

Oskar Negt, heute Kanzler- 
Freund, damals schon einer der Sozial- 
demokraten, die sich selbst noch $o- 
zialist nennen, ärgerte sich 1972: „Die 
Mechanik der Solidarität [mit der 
RAF] zerstört jede sozialistische 
Politik. Sie ist das schlechteste Erbteil 
der Protestbewegung.“ 

Tatsächlich gab es nie eine me- 
chanische, sondern fast immer eine 
kritische Solidarität, die reflektiert und 
nicht bedingungslos die Auseinander- 
setzung suchte. Wer wie Negt diese 
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Solidarität denunzierte wollte eigent- 
lich Distanzierung und Entsolidari- 
sierung. (Was einigen Altlinken auch 
das Etikett „Entsolidarisierungslinke“ 
eintrug). In derselben Zeit entstand 
übrigens die Floskel von der „Solida- 
rität der Demokraten“, wie die bür- 
gerlichen Parteien ihre Einheitsfront 
heute noch nennen. 

Ein paar Jahre später versuch- 
ten es solche „Entsolidarisierungs- 
linke“, von denen mindestens einer 
heute im SPD-Bundesvorstand sitzt, 
mit einem Flugblatt, das fett gedruckt 
zur „Solidarität mit den Opfern“ auf- 
rief. Gemeintes Opfer war allen Erns- 
tes der von der Bewegung 2. Juni ent- 
führte CDU-Politiker Peter Lorenz, der 
später im Austausch gegen mehrere 
politische Gefangene und eingeknas- 
tete Demonstranten freigelassen wur- 
de. Dieser Versuch linke Solidarität 
umzuwidmen erntete nur Spott und 
Hohn. Allerdings war Solidarität, wer 
mit wem wie solidarisch sein sollte 
und wollte, auch früher in der Linken 
umstritten. Entsprechend ist in der RZ- 
Zeitung „Revolutionärer Zorn“ 1975 
zu lesen: „Die Selbstverständlichkeit, 
mit der jede revolutionäre Gruppe 
oder Bewegung Solidarität auf ihre 
Fahnen schreibt, steht im Wider- 
spruch zu den Schwierigkeiten, sie 
einzulösen. Existenz und Gewalt des 
gemeinsamen Gegners reichen nicht 
aus, um die Gegensätze und Konflikte 
in den eigenen Reihen einzudäm- 
men.“ 

Das Problem ist heute ja auch 
nicht gerade unbekannt ... 


Gegen die Repression: 
Solidarität bricht die Macht 


Politische Gefangene spielten 
zu allen Zeiten eine wichtige Rolle, die 
französische Revolution begann mit 
der Befreiung der Gefangenen aus der 
Bastille, die Solidarität mit den in den 
USA später hingerichteten Anarchisten 
Sacco und Vanzetti war eine der wich- 
tigsten internationalen Solidaritäts- 
kampagnen in den zwanziger Jahren. 
Die internationale Spendenkampagne 
für die junge Sowjetunion und gegen 


die Klassenjustiz der Weimarer 
Republik führten zur Bildung der er- 
sten Roten Hilfe in Deutschland. 50 
Jahre später, nach den Verhaftungen 
von StudentInnen wegen Demonstra- 
tions- und Widerstandsverfahren, wur- 
de die Rote Hilfe neu gegründet und 
kümmerte sich bald ziemlich gleich- 
mäßig um politische und sogenannte 
soziale Gefangene. Die praktische 
Arbeit war eigentlich unspektakulär: 
Briefe schreiben, Knastbesuche orga- 
nisieren, Geld und Anwälte auftreiben, 
Veranstaltungen zur Lage in den 
Knästen, Prozessberichte veröffentli- 
chen. Die Bedeutung dieser Solidarität 
für die Gefangenen war allerdings 
enorm. Die Isolation wurde durchbro- 
chen, die verborgene Dreckswelt der 
Knäste öffentlich, Schließer mussten 
mit Reaktionen vor ihrer Haustür 
rechnen und Knast wurde als politi- 
sches Terrain erkannt. Für die Gefan- 
genen war und ist eine Kraft jenseits 
der Mauer, die ihre Isolation und ihre 
tendenzielle Ausgeliefertsein an die 
Staatsmacht begrenzt, der beste 
Schutz. Alle Gefangenen wissen sehr 
genau, dass sie ohne Solidarität einge- 
macht werden. 

Die RAF-Gefangenen hatten ab 
1972/73 weitergehende Interessen als 
die Solidarität, die ihnen die RH bieten 
wollte, und initiierten die „Komitees 
gegen die Folter“, die ihre Solidarität 
mit den Gefangenen gelegentlich so 
verstanden, dass sie deren Platz im be- 
waffneten Kampf einnahmen. Auch 
die RZ formulierten damals: „Solida- 
rität mit gefangenen Revolutionären 
kann nur heißen: Ihre Politik konse- 
quent fortsetzen!“ Von diesem Ver- 
ständnis hat sich Solidarität mit den 
politischen Gefangenen zumindest in 
der BRD weit entfernt Wahrscheinlich 
aber auch nur so weit, wie sich die po- 
litischen Gefangenen im Lauf der Zeit 
von ihrer bewaffneten Politik entfernt 
haben. 

Dass Solidarität mit politischen 
Gefangenen immer noch mobilisieren 
kann, zeigte die Kampagne für Mumia 
Abu Jamal. Bei ihr wurde der Rassis- 
mus in den USA in den Mittelpunkt ge- 
stellt und dementsprechend politisch 
mobilisiert. Die juristischen Schweine- 
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reien gegen Mumia spielten sicher 
auch eine Rolle, hätten aber als solche 
kaum so viele Menschen bewegt. 

Im Gegensatz dazu hat der lau- 
fende RZ-Prozess in Berlin, in dem es 
um Rassismus in der BRD, bzw. um 
Aktionen gegen ihn geht, den Mangel, 
nicht politisch als Prozess gegen mili- 
tante antirassistische Politik verstan- 
den und entsprechend begleitet zu 
werden. Weil einige Angeklagte diese 
Entpolitisierung wollten, ist der Pro- 
zess nur ein schaler Nachgeschmack 
auf die dort angeklagte RZ-Flüchtlings- 
kampagne. Notgedrungen beschränk- 
te sich die Solidaritätsgruppe auf die 
unmittelbare Unterstützung der Ge- 
fangenen, die Erstellung von Prozess- 
berichten sowie den Versuch, eine 
(tatsächlich schon lange entschwun- 
dene) liberale Öffentlichkeit zu mobi- 
lisieren. 

In solchen Staatsschutzverfah- 
ren ist gut zu erkennen, dass die Soli- 
darität getroffen werden soll. Sie 
verstößt gegen gewichtige Interessen 
der Herrschenden. Sie finden es ge- 
fährlich, wenn sich ihre Untertanen 
gegen den Hirten und seine Köter zu- 
sammentun. Ein Kronzeuge oder eine 
Distanzierung muss her, nicht nur um 
irgendeine „Straftat“ aufzuklären, son- 
dern um das vertrauensvolle solidari- 
sche Leben, Arbeiten und Kämpfen, 
was ein linkes Kollektiv mal ausge- 
macht hat und was jede linke Organi- 
sierung herstellen will, zu beenden 
und das eigennützige bürgerliche 
Individuum wieder herzustellen. In 
dessen Kopf soll ein ganz mieser Film 
laufen: „Wie war das noch mit der 
Solidarität? Was hatte mein eigenes 
Verhalten noch mal mit der linken 
Geschichte zu tun? Was verbindet 
mich eigentlich mit diesen Antifas, die 
sich da im Fernsehen immer mit den 
Nazis hauen? Und diese ganzen 
Flüchtlinge, die kenne ich doch gar 
nicht. Was war das noch mal für eine 
Organisation, der ich angehörte? 
Heute ist alles anders. Man kann doch 
eh nichts ändern.“ 

Solche Selbstverarschungen 
können durch Diskussionen und 
(selbst-)kritisches Denken verhindert 
werden. Aber vor allem — und das gilt 
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nicht nur für Gefangene — dadurch, 
dass man Solidarität konkret und prak- 
tisch ausübt. Sobald man sich mit halb- 
herzigen Lippenbekenntnissen beg- 
nügt, bleibt von der Solidarität nur 
noch Verdrängung und Zynismus und 
der Verrat an den alten Idealen und 
Überzeugungen, an den alten Genoss- 
Innen und FreundInnen. 


Solidarity forever 


Solidarität beruht auf gegensei- 
tigem Respekt, auch auf Respekt vor 
dem Wissen anderer über Unter- 
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drückungen. Der Begriff der (interna- 
tionalen) Solidarität ist ständig neu zu 
füllen. Solidarität kann individuell et- 
was kosten, z.B. Beugehaft wegen Aus- 
sageverweigerung. Solidarität steht im 
Gegensatz zur egoistischen Konkur- 
renz aller gegen aller, wie sie der ka- 
pitalistische Markt verlangt, zu den zu- 
nehmend individualisierten Risiken 
des Überlebens, wo nur die Fitten und 
Reichen gut wegkommen, zur Kumpa- 
nei von Männerbünden, zum Nationa- 
lismus, der Flüchtlinge und Nicht- 
Deutsche ausschließt und verfolgt, zu 
Sozialdarwinismus, der Behinderten 


ein Lebensrecht in dieser Gesellschaft 
abspricht und sie noch weiter an den 
Rand drängen will. Die Unterprivi- 
legierten sind um überhaupt eine 
Chance auf Veränderung ihrer Lage zu 
bekommen, auf Zusammenarbeit und 
Organisierung angewiesen, also auf 
Solidarität. 
Allein machen sie dich ein ... 


Klaus Viehmann, Juli 2002 
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Es Bedarf einer Kritik von Staat, 
Arbeit und Politik um einen linksra- 
dikalen Antikapitalismus zu reani- 
mieren und nicht eines Revolutiond- 
ren Antifaschismus der erst einmal 
ordentlich kämpft, bevor er sich die 
Frage des »Warum eigentlich?« stellt. 


»Once you put your hand into 
the flame you can never be the 
same« Madonna 


Der nette Herr AK MAX will die Sorgen 
und Nöte der Menschen ernst nehmen 
und überreicht ihnen einen großen 
Sack voll mit nichts 

Mit Euphorie will sich der AK 
MAX den realen Problemen der Men- 
schen annehmen. Als geeignetes Mittel 
für seinen Zweck hat er die Politik und 
den revolutionären Antifaschismus er- 
kannt. Ohne zynisch zu sein ein ehr- 
bares Anliegen. Dieses Vorgehen wirft 
jedoch zwei Fragen auf: 


1. Ist die Politik geeignet den 
Menschen mit ihren Problemen 
zu helfen? 


Um diese Frage gescheit beant- 
worten zu können muß man sich ei- 
nen Begriff der Politik machen. Die 
Politik ist die Vermittlungsform von 
Konflikten innerhalb der bürgerlichen 
Gesellschaft. In ihr werden die Kon- 
flikte öffentlich verhandelt und unter 
Berücksichtigung der bestehenden 
Mehrheiten und Machtverhältnisse 
entschieden. Die bürgerliche Gesell- 
schaft selbst ist in der Politik keine 
Verhandlungsmasse, weil sie der Poli- 
tik als Grundlage vorausgesetzt ist. Da 
die meisten Menschen nur untertänig 
von ihrem freien Willen Gebrauch ma- 
chen, sind viele ihrer ernsthaften Pro- 
bleme mit Hilfe der Politik lösbar. Ab- 
hängig von den Problemen die sie 
haben, können diese innerhalb der 
Politik gelöst werden. Diese Sorte von 
Problemen können bessere Schulen, 
höheres Bafög, besserer Kündigungs- 


schutz, stärkere Unfallhilfe sein. Wenn 
in der Politik diese Entscheidungen 
durchgesetzt sind, haben eine große 
Gruppen von Menschen einen objek- 
tiven Vorteil. Wenn der AK MAX nicht 
nur drüber stehen möchte und die 
Probleme ernst nehmen will bleibt un- 
verständlich, warum er dieses nicht 
bei der SPD oder den Gewerkschaften 
macht, damit die Menschen auch ei- 
nen Hauch von Chance haben, das 
sich an ihrer Nachteiligen Situation et- 
was ändert. Die Menschen mit diesen 
Problemen an die radikale Linke mit 
ihrer fehlenden Einflußmöglichkeit zu 
verweisen, schafft ihnen nur zusätzli- 
che Probleme und verspricht nicht 
sich in einen objektiven Vorteil zu ver- 
wandeln. 

- Wenn die Probleme allgemeine- 
rer Natur sind, wie zum Beispiel die 
Erpressung zur Arbeit oder der ständi- 
ge Mangel an Allerlei, so ist dieses Pro- 
blem mit der Politik nicht zu lösen, weil 
diese Probleme Bestandteil der beste- 
henden Geschäftsordnung sind. Es be- 
darfhier einer Sache die über die Politik 
hinausgeht und die bestehende Ge- 
schäftsordnung insgesamt verhandelt. 

Das Verhältnis der radikalen 
Linken zur Politik ist so gleichzeitig 
weniger und mehr als Politik. Weniger 
als Politik, in dem Sinne das die Akti- 
vität nicht aufkonkretes Verändern ab- 
zielt und mehr als Politik in dem Sinne 
das sie die Grundlagen der Politik hin- 
wegfegen möchte. 

Wenn linksradikale Minderhei- 
ten Politik als sinnvolles Beschäfti- 
gungsfeld ansehen, müssen sie vorher 
eine affirmative Hinwendung zur Mei- 
nungsfreiheit gemacht haben. Dem ge- 
sellschaftlichen Feld, wo erst mal jeder 
folgenlos agieren kann. Eine mögliche 
gesellschaftliche Bedeutungserlan- 
gung ist nicht mehr als Möglichkeit 
mitgedacht und muß deswegen nicht 
berücksichtigt werden. 

»Der kleine Ivo Bozic meldet 
sich bitte an Kasse sieben und läßt 
sich das mit der Politik noch einmal 
erklären.« 
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2. Ist der revolutionäre 
Antifaschismus geeignet den 
Menschen mit ihren Problemen 
zu helfen? 


Rassismus, Antisemitismus und 
Neonazis sind klassische Betätigungs- 
felder des Antifaschismus in nicht fa- 
schistischen Zeiten. Es bedarf dabei 
keiner Revolution um Probleme der 
Menschen mit Rassismus und Anti- 
semitismus zu begegnen. Es bedarf da- 
bei ebenfalls keiner Revolution um 
Neonazis in ihre Schranken zu weisen. 
Der revolutionäre Antifaschismus ist 
ein Mittel, um aus konkreten lösbaren 
Problemen etwas zu machen, welches 
grundsätzlicher Opposition bedarf. 
Durch solch ein Konzept werden die 
Probleme nicht weniger und ein 
größeres Verständnis von ihnen wird 
auch niemanden zu Teil. Wenn man 
sich Lösung von Problemen wie her- 
umtreibenden Neonazis zur eigenen 
Sache macht, muß man kein recht- 
streuer Bürger sein um Erfolg zu ha- 
ben, aber Ideologisierung ist der Sa- 
che ebenfalls nicht dienlich. Zu sagen 
etwas sei potentiell faschistisch ist kein 
gutes Argument gegen eine Sache. Das 
potentielle Problem, welches eventu- 
ell uns in der Zukunft ereilen wird, 
verdrängt nur die Kritik der bestehen- 
den Probleme. Das übel der Sache 
selbst ist das bessere Argument gegen 
die Sache, als die Potenz die die Sache 
noch entfalten könnte. 


Es bedarf keiner Politik um das 
richtige zu aktuellen Themen zu sa- 
gen. Es bedarf lediglich eines Wissens 
über die besonderen und allgemeinen 
Ereignisse der bürgerlichen Gesell- 
schaft. Aktuelle Themen aufzugreifen, 
um allgemeine Sachverhalte zu klären 
ist ein sinnvolles Konzept. Eines Um- 
weges über die Geschichte, den Fa- 
schismus oder sonstwas bedarf es da- 
bei meistens nicht. 


Die Organisierung der radika- 
len Linken ist ein geeignetes Mittel um 
die richtige Kritik des falschen Ganzen 
in der Öffentlichkeit sichtbar zu ma- 
chen. Der Zweck ist aber nicht die 
Organisierung selbst, sondern die Kri- 
tik. Deshalb ist es notwendig vor dem 
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erneuten Versuch der Organisierung 
sich auf ein Verständnis bürgerlicher 
Gesellschaft und der radikalen Kritik 
daran zu einigen. Bei der AA/BO war 
dies nicht der Fall. Es kann in Zukunft 
nicht darum gehen eine übergreifende 
linke Organisierung zu schaffen, die 
keinen formulierten Grundkonsens 
hat, auf dem sie agiert. Sonst ergibt 
man sich immer währenden Vorherr- 
schaftskämpfen, welche Fraktion der 
Organisation nun den Ton angibt oder 
betreibt kopflosen Aktionismus. 


Zur Diskussion hier banale The- 
sen um den Kern des Geschehens 
(keine ist originell und keine ist 
neu): 


1. Der Zweck der kapitalistischen Öko- 
nomie ist die Wertschaffung durch 
Warenproduktion. Der überschüssige 
Wert muß ständig in die Produktion 
einfließen und sie modernisieren um 
die zukünftige Wertproduktion ge- 
winnbringend zu garantieren. Die 
Menschen sind Mittel und nicht Zweck 
dieser Produktion. 


2. Auf dem Gebiet der Warenproduk- 
tion konkurrieren unterschiedlichste 
Unternehmen, wobei der Schaden des 
Konkurrenten häufig der eigene Vor- 
teil ist. Ihre Produkte bringen sie auf 
dem Markt um dabei möglichst viel 
Gewinn zu erwirtschaften. Hierin sind 
sich die Unternehmen gleich, unab- 
hängig davon ob sie Biohühner oder 
Nuklearsprengköpfe produzieren. 


3. Um die Konkurrenz und den Besitz 
zu gewährleisten Bedarf es einer über- 
geordneten Gewalt, die die Produzen- 
ten auf Einhaltung der Spielregeln 
festlegen kann. Die Gewalt, die als 
Staat auftritt ist nicht an die Interessen 
des einzelnen Unternehmens gekop- 


pelt, sondern an die Aufrechterhal- 
tung der Spielregeln unter denen die 
Produktion stattfindet. 


4. Die Spielregeln die vom Staat durch- 
gesetzt werden heißen Recht und sind 
gleich. Gleich bedeutet, daß sie für al- 
le Bürger der Gesellschaft gleicher- 
maßen zwingend einzuhalten sind. 

5. Die staatliche Gewalt findet in 
Polizei, Justiz und Gefängnissen ihre 
Form. Dieses sind die Agenturen zur 
Aufrechterhaltung der bestehenden 
Ordnung. Sie dienen dem Recht. 


6. Da die Menschen von dem Produkt 
welches sie produzieren primär aus- 
geschlossen werden sind sie gezwun- 
gen Geld zu erwerben. Geld erwirbt 
man in dieser Gesellschaft durch Ar- 
beit. Es liegt im Interesse der Men- 
schen zu arbeiten, weil sie sonst kein 
Geld haben. 


7. Die Entscheidung über die Festle- 
gung und Veränderung der Spielre- 
geln wird von gewählten Repräsentan- 
ten durchgeführt. Die Repräsentanten 
werden von den Staatsbürgern ge- 
wählt. Sie wählen bestimmte Reprä- 
sentanten, weil diese ihre Interesse in 
der Öffentlichkeit vertreten. 


8. Nationalismus ist die Einschwörung 
der Bürger auf ihren Staat. Der Natio- 
nalist verspricht sich vom Vorteil sei- 
nes Staates einen persönlichen Vorteil. 


9. Die Staaten konkurrieren unterein- 
ander und in Bündnissen um etwas für 
das Wohle des Staates zu erreichen. 
Mittel dieser Konkurrenz sind Handel, 
Diplomatie und Krieg. Die Staaten ver- 
pflichten sich bei dieser Konkurrenz 


bestimmten ethischen Prinzipien, die 
nennen sie Menschenrecht oder Völ- 
kerrecht. Von Recht läßt sich aber 
kaum sprechen, da es keine überge- 
ordnete Gewalt gibt bei der man die- 
ses Einklagen kann. 


10. Menschen die keine Staatsbürger 
sind, werden nur geduldet wenn sie 
nützlich sind. Diese Nützlichkeit kann 
sich ausweisen in bestimmten Berufs- 
kenntnissen oder in politischer Verfol- 
gung die dazu genützt werden kann 
um den staatlichen Konkurrenten auf 
dem internationalen Parkett zu dissen. 


Die Methode der linksradikalen 
Gesellschaftskritik ist zu sagen was los 
ist. Welche Zwecke Geltung erlangen 
und wer daran welchen Schaden er- 
leidet. Dieses hat nichts mit Patriar- 
chat, Hühnerkäfighaltung und Glei- 
chen Rechten für alle zu tun. Es ist 
nicht anzunehmen das mit dieser Sicht 
auf die Dinge ein besonders ausgefeil- 
te Verantwortung für die Deutsche Ge- 
schichte übernommen wird. Die Frage 
ob die Kritik des Staates und der Arbeit 
in ihrer Aufhebung nur eine neue 
Form von Kapitalismus produziert ist 
dieser Sichtweise herzlich egal. Der 
Polizeistaat und die Manipulation fin- 
den nicht statt. Korruptionsvorwürfe 
und Steine schmeißen sind keine ra- 
dikale Kritik. Und was ist daran neu? 
Natürlich nichts! 


»Cause people like disco 

& People like house 

That 's why they don 't applause 
When I m banging on my bon- 
go«Mano Negra 


AG Hooligans und Zyklopen, Berlin 
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Mit dem Afghanistankrieg erscheinen 
die inneren Widersprüche des transat- 
lantischen Bündnisses in einer ande- 
ren Perspektive. In Deutschland wächst 
nun die Sorge, dass man auf dem 
selbstgewählten Weg der militärpoliti- 
schen Konkurrenz zur US-amerikani- 
schen Hegemonie unter die Räder 
gerät. Während ein Konzept deutscher 
Außenpolitik auf die Vorteile einer un- 
tergeordneten Weltmacht setzt, kann 
eine aggressivere Variante auf den 
weitverbreiteten Antiamerikanismus 
setzen. 


The new german issue: Save 
the NATO 


Die Deutschen beschweren 
sich. In persona ihres Außenministers 
gab die Bundesregierung zu verste- 
hen, dass sie sich nach dem 11. Sep- 
tember eine stärkere Rolle der NATO 
gewünscht hatte. Am amerikanischen 
und britischen Widerstand sei dann 
aber eine aktivere Politik der Allianz 
gescheitert, die sich beispielsweise in 
der Planung für die internationale Si- 
cherheitstruppe (Isaf) in Afghanistan 
hätte niederschlagen können. Die aus 
der „Süddeutschen Zeitung“ (15.5. 
'02) abgelesene Klage ist beileibe kein 
Einzelfall. 

In der „FAZ“ weiß man um die 
Sorge Fischers, die Erweiterung der 
NATO könne in Widerspruch zu einer 
Stärkung Europas in der Außen- und 
Sicherheitspolitik Europas stehen 
(„FAZ“, 14.5.'02) und im besagten Or- 
gan (29.5.'02) stößt der Generalmajor 
a.D. Jürgen Reichhardt, ehemaliger 
Chef des deutschen Heeresamtes ins 
selbe Horn. Durch die weltweite „se- 
lektive Terrorbekämpfung‘, die im 
Gegensatz zu „elementaren deutschen 
Interessen“ stünde, sieht er gar den 
Niedergang der NATO begründet. 

Hinter der sich immer öfter ma- 
nifestierenden Angst, die transatlanti- 
sche Verteidigungsgemeinschaft kön- 
ne einen Bedeutungsverlust erleiden, 
steckt die Befürchtung, dass die Deut- 
schen damit ihren eigenen Einfluss auf 
die Gestaltung der internationalen Be- 


ziehungen in starkem Maße einbüßen. 
Oder mit den klaren Worten des wohl 


auch deshalb beliebtesten deutschen 
Politikers gesagt, dass „uns in zehn 
Jahren einfach gesagt wird, wo es lang 
geht“ („SZ“, 4.6.02). 

Auch bei Subtraktion der Para- 
noia, die Deutschlands Macht im Ver- 
gleich zu seinen Konkurrenten immer 
unterlegen sieht, ist das befürchtete 
Szenario kein reines Wahngebilde. Mit 
dem „Krieg gegen den Terror“ haben 
die USA nicht nur ihre, auf militäri- 
scher Überlegenheit fußende, weltpo- 
litische Dominanz bestätigt, sie haben 
gleichfalls deutlich gemacht, welcher 
reale Stellenwert den Interessenkons- 
tellationen der EU- und NATO-Euro- 
päerInnen zu kommt. Obwohl die NA- 
TO nach den Anschlägen des 11. 
September den Beistandsfall ausgeru- 
fen hatte, fand der Kriegseinsatz „ge- 
gen den Terror“ außerhalb der Bünd- 
nisstrukturen statt. Und auch wenn 
argumentiert werden kann, dass heu- 
te zwei Drittel der NATO-Staaten in 
Afghanistan präsent sind und dort de 
facto mehr europäische als amerikani- 
sche Bodentruppen stationiert sind, 
ändert dies nichts an der Tatsache, 
dass Europa kaum Einfluss auf strate- 
gische Entscheidungen nehmen kann. 
Schon die Beteiligung alliierter Trup- 
pen an der „Anti-Terror“-Koalition 
vollzog sich nicht nach den Maßgaben 
einer multilateral abgestimmten Poli- 
tik. Vielmehr buhlten die europäi- 
schen Länder um eine Beteiligung am 
Kriegseinsatz und versuchten sich mit 
ihren Angeboten von militärischen Ka- 
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pazitäten, die für die eigentliche 
Kriegsentscheidung nicht einmal not- 
wendig waren, gegenseitig zu überbie- 
ten. Man muss darin nicht — wie ein 
Kommentator der „Zeitung für Deutsch- 
land“ — die „Wiederauferstehung der 
Nationalstaaten“ und ihrer Kriege 
„nach dem Muster des Krimkrieges 
von 1853“ entdecken („FAZ“, 12. 
12.’01). Richtig ist aber, dass die An- 
strengungen, eine „gemeinsame eu- 
ropäische Außen- und Sicherheits- 
politik“ (GASP) voranzutreiben, einen 
Dämpfer erhielten. 

Enttäuschend war dies nicht 
nur für konservative MachtrealistIn- 
nen, die sich von der GASP mehr Ein- 
fluss auf die NATO und ganz allgemein 
einen weltpolitischen Handlungszu- 
wachs versprechen, der sie nicht nur 
auf dem südosteuropäischen Vorhof 
mitentscheiden lässt. Betroffen waren 
vor allem die IdeologInnen, welche 
aus einer umfassenderen weltanschau- 
lichen Grundhaltung darüber froh- 
lockten, dass eine europäische Mili- 
tärmacht die „angloamerikanische 
Weltordnung“ („TAZ“) in Frage stellt. 
Vor diesem Hintergrund einer selbst- 
gewählten Konfliktstrategie sah man 
die NATO in der Krise, ja sprach sogar 
von ihrem in Kauf zu nehmenden En- 
de. 

Nach dem die USA im Zuge des 
„Krieges gegen den Terror“ den Fahr- 
plan der kommenden Weltordnungs- 
politik alleine festlegten, macht sich 
nun nach und nach Ernüchterung und 
Enttäuschung breit. Im offiziellen Or- 
gan des deutschen Parlamentarismus 
resümierte man den neuen Stand an- 
lässlich des Bush-Besuches noch ein 
wenig verwundert: „Erstaunlicherwei- 
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se spielt derzeit im transatlantischen 
Verhältnis die Verwirklichung einer 
europäischen Verteidigungs- und Si- 
cherheitspolitik mit eigener Europa- 
truppe keine Rolle mehr. Gab es dar- 
über noch vor zwei Jahren Ärger mit 
der Glinton-Regierung, sieht Präsi- 
dent Bush in dieser Initiative keine 
Herausforderung. Denn die Europäer 
sind weder technisch, noch finanziell, 
geschweige denn politisch in der Lage, 
mit solchen Visionen die NATO kalt- 
zustellen. Vielmehr hat der weitge- 
hende Alleingang der Amerikaner in 
Afghanistan gezeigt, dass die Welt- 
macht den von den NATO-Mitgliedern 
erklärten »Bündnisfall« gar nicht 
brauchte - und vielleicht auch bei 
künftigen Militäreinsätzen nicht 
brauchen wird, da Europa militär- 
technisch soweit hinter den USA her- 
hinkt, dass die NATO-Verbündeten im 
Konfliktfall eher hinderlich sind“ 
(„Parlament“, 24.05.02). 

Unabhängig vom propagandis- 
tischen Subtext, der auch in diesem 
Fall auf die Forderung nach höheren 
deutschen Militäranstrengungen hin- 
auslaufen muss, steht diese Einschät- 
zung nicht unbegründet für einen 
Bruch zu bisherigen Wahrnehmun- 
gen. Danach war es nicht nur die Ziel- 
vorstellung derjenigen, die in den letz- 
ten Jahren nicht Müde wurden, die 
„erwachsene, selbstbewusste Nation“ 
auszurufen, sondern auch ein Be- 
standteil vieler linker Analysen, die 
EU-Militärpolitik bereits als realiter 
auftretende Konkurrenz im Weltord- 
nungskampf aufzufassen. Letzteres 
mag zum Teil auf kritisch intendierte 
Phantasien von euro-deutscher Omni- 
potenz zurück zuführen sein. Völliger 
Quatsch war es allerdings nicht. 


Emanzipation auf europäisch 


Bis zum 11. September legte Eu- 
ropa den Weg einer militarisierten Au- 
Benpolitik mit Siebenmeilenstiefeln 
zurück. Besonders die Intervention 
der NATO in Jugoslawien hatte die 
Bestrebungen der großen europäi- 
schen Staaten befördert, eine eigen- 
ständige, also von den USA unabhän- 
gige Militärpolitik zu ermöglichen. 


Deutschland und andere europäische 
Potentaten fühlten sich damals von 
den USA gleichermaßen überfordert 
und übergangen. Überfordert, weil sie 
den Krieg nicht auf dem selben tech- 
nisch hohen Niveau führen konnten 
und übergangen, weil im Laufe des 
Krieges richtungsweisende Entschei- 
dungen immer öfter in Washington 
und nicht in Brüssel getroffen wurden. 

Infolgedessen machte die eu- 
ropäische Staatengemeinschaft Nägel 
mit Köpfen. Dass die gemeinsame Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik seit dem 
EU-Gipfel von Köln (Juni 1999) auch 
durch ein personelles Amt repräsen- 
tiert wird, steht wie alle symbolische 
Politik für einen materiellen Hinter- 
grund. So wurde die WEU, bisher eher 
eine Karteileiche, die über die Kon- 
zeption militärischer Zusammenarbeit 
nicht hinauskam, nicht nur durch die 
Zuordnung von Truppenkontingen- 
ten reaktiviert, sondern auch offiziell 
als militärischer Arm in die Europä- 
ische Union eingegliedert. Im selben 
Zeitraum wurde der Beschluss gefas- 
st, eine europäische Eingreiftruppe 
mit 50.000 bis 60.000 Einsatzkräften 
aufzubauen, die bis zum Jahr 2004 da- 
zu in der Lage sein soll, unabhängig 
von den USA und der NATO in allen 
Gebieten der Welt intervenieren zu 
können. Waren die europäischen Staa- 
ten schon vorher kein „Papiertiger“, 
immerhin war das Eurocorps bereits 
seit 1995 mit 55.000 Soldaten und 
Soldatinnen einsatzbereit, wurde da- 
mit ihr Anspruch, als militärpolitischer 
Faktor weltweit ernst genommen zu 
werden, unmissverständlich unter- 
mauert. 

Und nicht nur damit. Die Ernst- 
haftigkeit mit welcher die Militärunion 
betrieben wurde, ließ sich auch an der 
Neustrukturierung der westeuropäi- 
schen Rüstungsindustrie beobachten. 
Mit der European Aeronautic Defence 
and Space Company (EADS) entstand 
in direkter Folge des Jugoslawien- 
krieges aus dem Zusammenschluss 
der deutschen Dasa, der französischen 
Aerospatiale Matra S.A. und dem spa- 
nischen Rüstungsunternehmen Cons- 
tructiones Aeronauticas $.A. das 
größte kontinentaleuropäische Rüs- 


tungsunternehmen. Mit strategisch ge- 
planten Großprojekten wie dem Euro- 
fighter, dem Truppentransporter 
A400M und der Installation eines eu- 
ropäischen Satelliten-Navigationssys- 
tems war der notwendige Auftragsein- 
gang abgesichert. Die Bildung eines 
geschlossenen militärisch-industriel- 
len Komplexes wurde allerdings nicht 
erreicht, weil der größte europäische 
Rüstungskonzern, die britische BAe 
Systems sich nicht in diesen Zusam- 
menschluss integrierte. 

Rund gemacht wurde die, in 
betriebsamer Hektik vollzogene, 
Schaffung einer europäischen Militär- 
option, dann mit der Etablierung 
eigenständiger Planungs- und Ent- 
scheidungsgremien in Brüssel. Ein 
„Militärstab“, ein „Militärausschuss“ 
und ein „ständiger Ausschuss für poli- 
tische und Sicherheitsfragen“, sind 
nun für „Frühwarnung‘, „Lagebeurtei- 
lung“, „politische Kontrolle und stra- 
tegische Leitung“ der europäischen 
Streitkräfte verantwortlich. 


Des einen Freud des anderen 
Leid 


Dass quer zur gängigen politi- 
schen Richtungseinteilung als Emanzi- 
pation von der US-amerikanischen 
Hegemonie gefeierte Konzept einer 
deutsch-europäischen Militarisierung, 
führte zwangsläufig zum Konflikt mit 
den außenpolitischen Strategien der 
USA. Bis heute hat sich an der para- 
digmatischen Einschätzung des Wa- 
shingtoner Staatssekretärs Talbott 
nichts geändert: „Wir wünschen keine 
ESDI (Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungsidentität), die anfangs 
in der NATO entsteht, die dann aus 
der NATO herauswächst und die 
schließlich außerhalb der NATO auf- 
wächst und sogar mit ihr im Wett- 
streit liegt“ („Ihe Washington Times“, 
8.10.99) Die Kriegspolitik nach dem 
11. September zementierte diese Posi- 
tion. Die gewaltigen Militärausgaben, 
die bilaterale Bündnistaktik, die Erwei- 
terung der NATO sowie die spezielle 
Einbindung Russlands in die Sicher- 
heitsarchitektur des Westens sind 
gleichzeitig auch Instrumente der 
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Disziplinierung des euro-deutschen 
Aufbegehrens. Dabei waren und sind 
die USA immer große Freunde gestei- 
gerter europäischer Militäranstren- 
gungen, die im Rahmen des gemein- 
samen Bündnisses, also unter 
amerikanischer Kontrolle, zur ihrer 
Entlastung beitragen können. Es bleibt 
hingegen ausschließlich IdealistInnen 
und PropagandistInnen vorbehalten, 
sich über die Klarheit zu echauffieren, 
mit der von den Vereinigten Staaten 
schon immer der Aufbau von militäri- 
schen Parallelstrukturen hintertrieben 
wurde. Noch dazu wenn diese in aller 
Deutlichkeit damit legitimiert werden, 
einer Politik zu dienen, die sich jen- 
seits einer transatlantischen Interes- 
senidentität bewegen kann. 

Auf die wiederholt vorgebrach- 
ten Warnungen der Vereinigten Staa- 
ten reagierte man im außenpolitischen 
Diskurs Deutschlands recht doppel- 
züngig. Während von einer modera- 
ten, pragmatischen Position deutscher 
Interessenpolitik die Gemeinsamkei- 
ten mit Amerika betont werden, weil 
die Meinung vorhertscht, den größten 
Handlungsspielraum könne man der- 
zeit im US-amerikanischen Fahrwasser 
erreichen, wurde von der aggressiver- 
en Option die Verschärfung des trans- 
atlantischen Widerspruchs bewusst in 
Kauf genommen oder vorangetrieben. 
Während also einerseits Fischer & Co. 
gebetsmühlenartig die Floskeln von 
der ungebrochenen Tragfähigkeit der 
nordatlantischen Allianz bemühten, 
wendeten sich die anderen mit dro- 
hender Geste gegen die „amerika- 
nisch diktierte NATO-Philosophie“ (R. 
Augstein). 


Ordnungsmacht zweiten 
Ranges 


Im Prinzip hat sich an dieser 
Matrix außenpolitischer Orientierun- 
gen in Deutschland auch nach dem 11. 
September nichts geändert. Die prag- 
matisch-realistische Orientierung, die 
auf die transatlantische Einbindung 
setzt, argumentiert angesichts der ak- 
tuell vorgeführten US-Dominanz mit 
weniger Leidensdruck. Grundsätzlich 
unkritisch gegenüber militärisch 


durchgesetzter Interessenpolitik etc., 
aber eben auch relativ unverklärt, sieht 
man die Perspektive der USA, welche 
„nur noch dann in die Nato ordent- 
lich politisches Kapital investiert, 
wenn sie überzeugt ist, dass sie ein 
wirksames, potentiell global einsetz- 
bares Instrument darstellt“ („FAZ“, 
295.02). 

Auch die VertreterInnen dieser 
Positionen treibt die Angst um, die NA- 
TO könne bedeutungslos werden, al- 
lerdings läge es an den europäischen 
Staaten selbst, ob es soweit kommt. 
Damit dies nicht passiert, werden kühl 
berechnend die Anforderungen an die 
deutsche Außenpolitik gestellt. Dazu 
gehören die Anerkennung der ameri- 
kanischen Hegemonie und eine signi- 
fikante Aufstockung der Verteidi- 
gungshaushalte. Die Militarisierung 
der europäischen Außenpolitik wird 
hier in erster Linie nur noch innerhalb 
der NATO-Strukturen gedacht. Vor al- 
lem für Spanien und Großbritannien 
gilt dies als gemachte Sache. Gemein- 
sam forderten die Staatschefs beider 
Länder eine Initiative zur Verbesse- 
rung der militärischen Fähigkeiten, die 
auf dem NATO-Gipfel in Prag im 
November dieses Jahres beschlossen 
werden soll. 

Zwar werden die separaten 
europäischen Projekte nicht gänzlich 
eingestellt und lauthals verkünden 
Deutschland und Frankreich immer 
wieder — wie jüngst auf dem Gipfel in 
Schwerin — ihren Willen zur militäri- 
schen Stärkung der EU. Jedoch scheint 
dies eher eine „Politik der Deklara- 
tion“ („FAZ“, 31.7.’02) zu sein. 

Das wirkliche Kräfteverhältnisse 
deutet zumindest nicht darauf hin, 
dass Brüssel auf absehbare Zeit Wa- 
shington das Wasser reichen kann. 
Schon der Blick auf die 329 Milliarden 
Dollar des amerikanischen Verteidi- 
gungshaushaltes, der damit größer ist 
als die weltweit nächstgrößten neun 
nationalen Verteidigungsausgaben zu- 
sammen, spricht für die These, dass 
sich die europäische Außen- und 
Sicherheitspolitik nicht zu einer dro- 
henden Konkurrenz entwickelt, son- 
dern vorerst mit einer Ergänzungsrolle 
vorlieb nehmen muss. 
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Der Platz als zweitrangige Ord- 
nungsmacht ist wiederum nicht so 
schlecht dotiert, dass man mit ihm nur 
Miese macht. Eine solches Horrorsze- 
nario entwerfen nur hartgesottene 
Ideologen. Nicht einmal zur geostra- 
tegischen Enthaltsamkeit sind die be- 
troffenen Nationen gezwungen, wie 
deutsche Außenpolitik von Pristina bis 
Kabul zeigt. Die Positionierung basiert 
zudem auf dem gemeinsamen Nutzen 
an der Aufrechterhaltung des freien 
Kapital- und Warenverkehrs, der 
gegenüber realen und potenziellen 
Unruheherden (Flüchtlingsströme, 
Terrorismus, polit. Widerstand, u.a.) 
abzusichern ist. Der politikwissen- 
schaftliche Diskurs bezeichnet diesen 
handlungsleitenden Zusammenhang 
in seiner Diktion als die „Interessen- 
identität an sicherheitspolitischer Sta- 
bilität“. Und in etwa dies meint auch 
die US-amerikanische Sicherheitsbera- 
terin Condoleeza Rice, wenn sie die 
Welt nicht mehr von Großmacht- 
rivalitäten geprägt sieht: „Der 11. 
September und die Zeit danach haben 
die fundamentale Spaltung zwischen 
den Mächten des Chaos und den 
Mächten der Ordnung sichtbar ge- 
macht. Und alle großen Mächte stehen 
eindeutig auf der selben Seite dieser 
Trennungslinie. Und sie handeln da- 
nach.“ 

Dass sie das aktuelle Ranking 
unterschlägt, dieses Zitat also entge- 
gen der Wirklichkeit den Eindruck na- 
he legen könnte, es handele sich bei 
den Ordnungsmächten um eine Art 
egalitäres Hausmeisterkollektiv, ist ba- 
naler Professionalität und der Gelas- 
senheit der Sieger geschuldet. Nach- 
treten ist Sache der Verlierer. 


Gemeinsamer Feind: USA? 


Während Interessenüberein- 
stimmung und die ganz banale 
Einsicht in die derzeitigen Machtver- 
hältnisse aktuell die deutsche Außen- 
politik bestimmen, gewinnt im außen- 
politischen Diskurs die andere, 
konfrontative Option aber immer 
mehr an Gewicht. Grund dafür ist ein 
weit verbreiteter Antiamerikanismus, 
der sich aus verschiedenen Quellen 


speisen kann und unabhängig von un- 
terschiedlichen politischen Grundhal- 
tungen für eine Zurückdrängung der 
Vormachtsrolle der USA eintritt. 

Ein ganzes Heer von sogenann- 
ten FriedensforscherInnen, alternati- 
ven und sozialdemokratischen außen- 
politischen StrategInnen propagierte 
in den letzten Jahren die militärische 
„Emanzipation Westeuropas von der 


amerikanischen Führung“ (Ernst-Otto 
Czempiel ) u.a. mit den Argumenten, 
dass damit die Zivilisierung der inter- 
nationalen Beziehungen gewährleistet 
werden könne sowie die normativ 
höher zu bewertenden europäischen 
Kapitalismusmodelle auf der Welt mit 
mehr Nachdruck zu ihrem Recht kä- 
men. Egon Bahr, sozialdemokratischer 
Stratege leitet die europäische Pflicht, 
Weltmacht zu werden, aus dem an- 
geblich sozialerem Selbstverständnis 
Europas ab, welches gegen das auf 
„Effizienz gerichtete Streben Ameri- 
kas“” verteidigt werden müsse. Der Ex- 
Bundeskanzler und „Zeit“-Herausge- 
ber Schmidt ficht nicht weniger 
motiviert für die weltpolitische Selbst- 
behauptung Europas. Die Europäer 
müssten sich endlich von der „Hilfs- 
polizisten-Rolle“, von der „politischen, 
geistigen und ökonomischen Abhän- 
gigkeit“ befreien. Befreiung heißt bei 
Schmidt auch, sich gegen die „Über- 
flutung mit amerikanischer Trivial- 
kultur zur Wehr zu setzen“, welche die 
Menschen mit „abseitigen Vorstel- 
lungen von der Normalität des Lebens 
verführt“ und die „geschichtlich ge- 
wachsenen kulturellen Traditionen 
der Europäer“ überdeckt.‘ 

Diese Begründungen für eine 
aggressivere deutsche und europäi- 


sche Außenpolitik verweisen schon 
auf einen breiten, von weltanschauli- 
chen Ressentiments, verkürzter Kapi- 
talismuskritik und anderen Lügen 
getragenen Motivationshindergrund. 
Angesichts des Streits um den Inter- 
nationalen Strafgerichtshof ist es der 
jüngste Renner, zu behaupten, den 
europäischen Staaten wäre die „Ver- 
rechtlichung“ der internationalen Be- 
ziehungen innigste Herzensangele- 
genheit, die tief in ihrem zivilisierten 
Selbstverständnis verwurzelt sei. Es ist 


keine drei Jahre her, da hatte Europa 


mit der gegen das geltende Völker- 
recht getroffenen Entscheidung zur 
Bombardierung Jugoslawiens, seine 
Rechtstreue unter Beweis gestellt. Und 
auch die von Großbritannien durch- 
gesetzte und von den Deutschen still- 
schweigend und unkritisch in Kauf 
genommene Befreiung potentieller 
Kriegsverbrecher der Isaf von der 
Überstellung an internationale Tribu- 
nale, zeigt, wie wichtig Europa eine in- 
ternationale Gerichtsbarkeit ist. Jetzt 
gelten jedenfalls nur noch die Verei- 
nigten Staaten als Feinde einer inter- 
nationalen Rechtsordnung. Der leicht 
durchschaubare Zweck der Forderung 
— vor 200 Jahren waren es übrigens die 
USA, die gegenüber der traditionellen 
Machtpolitik der europäischen Staaten 
für eine internationale Ordnung auf 
der Basis des Rechts eingetreten sind - 
scheint der Verbreitung des Argu- 
ments keinen Abbruch zu tun. Der im- 
mer wieder als „Atlantiker“ gepriesene 
Außenminister gibt seinen alternati- 
ven Restbeständen Futter, in dem er 
die abwehrende Haltung der USA mit 
großen Worten kritisiert. „Es geht um 
die Überwindung eines machtgestütz- 
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ten Systems der internationalen Be- 
ziebungen“, so zitiert der „Spiegel“ 
Fischers Aussage gegenüber der Grü- 
nen-Fraktion. Postwendend gab es 
Unterstützung durch den CDU-Außen- 
experten Karl Lamers: „Grundsätzli- 
cher kann die Auseinandersetzung 
nicht sein“(„Spiegel“, 28/2002). Das 
findet dann auch einer der prominen- 
testen deutschen Globalisierungsgeg- 
ner, Oskar Lafontaine. Für den Attac- 
Neuzugang ist Globalisierung nur ein 
„anderes Wort für das Vordringen der 
amerikanischen Vorherrschaft und 
Lebensweise auf dem Erdball“, wel- 
ches nur durch die Unterwerfung der 
USA unter das internationale Recht ge- 
stoppt werden könne.4 

Wenn es gegen Amerika geht, 
werden sogenannte Friedenspolitiker- 
Innen zu ProtagonistInnen der euro- 
päischen Militarisierung, konservative 
MachtrealistInnen gemeinsam mit 
VertreterInnen der neuen sozialdemo- 
kratischen außerparlamentarischen 
Opposition zum Sprachrohr einer 
instrumentellen internationalen 
Rechtsordnung. 


Fight Club 


Derzeit wird das Gemisch des 
Antiamerikanismus nicht eins zu eins 
in Entscheidungen der Außenpolitik 
umgesetzt, die konfrontative Option 
bleibt aber besonders deshalb gefähr- 
lich, weil sie sich gleichfalls aus ratio- 
nalen und irrationalen Motiven spei- 
sen kann. 

Die krisenhafte Entwicklung 
des kapitalistischen Weltmarktes ent- 
hält das Potential zunehmender öko- 
nomischer Konflikte zwischen den 
Weltmarktkonkurrenten. Protektionis- 
tische Maßnahmen zur Gewährleis- 
tung von Vorteilen der einzelnen Tria- 
denmächte, bzw. der Einzelstaaten 
überhaupt, zeigen, dass das gemeinsa- 
me Interesse an einer internationalen 
Wirtschaftsordnung keine Selbstver- 
ständlichkeit ist. Würde die EU bei ei- 
nem offenen Marktzugang immer 
mehr zum wirtschaftlichen Verlierer, 
stiege die Wahrscheinlichkeit, dass 
auch bei den außenpolitischen Eliten 
eine konfrontativere Variante deutsch- 
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europäischer Außenpolitik immer 
mehr an Plausibilität gewinnt. Bildet 
die kapitalistische Kosten-Nutzen-Ab- 
wägung zumindest ein Hindernis ge- 
gen überbordenden Antiamerikanis- 
mus so lange Deutschland über die 
Hälfte seiner Exporterlöse auf Dollar- 
märkten realisiert, kann sie sich beim 
Durchschlagen der amerikanischen 
Wirtschaftskrise in einen Katalysator 
wandeln. 

Noch drängt das euro-deutsche 
Kapital nicht zum großen Bruch. Käme 
es dazu, müsste es sich um die Emo- 
tionen eines Großteils der Intellek- 
tuellen und der Massen keine Sorgen 
machen. Die Amerikanisierung der 
deutschen Gesellschaft mag zwar ober- 
flächlich weit fortgeschritten scheinen, 
doch vielen gelten die Amis immer 
noch als fremde Wesen, deren Werte- 
und Politikvorstellungen grundlegend 
von einer deutschen Identität unter- 
schieden werden. Zudem haben die 
USA in zwei Weltkriegen deutscher 
Weltgeltung einen Riegel vorgescho- 
ben, nicht nur Neonazis haben ihr das 
bis heute nicht verzeihen. Dies gehört 
zur Beantwortung der Frage, warum 
sich bei den Protestaktionen gegen 
George Bush wirklich Massen beteilig- 
ten. Im kulturell und geschichtspoli- 
tisch motivierten Antiamerikanismus 
liegt somit eine eigene, in ihrer Ent- 
stehung von kapitalistischen Nütz- 
lichkeitserwägungen abgekoppelte 
Antriebskraft der aggressiven außen- 
politischer Option. 

Weil die Gegnerschaft zur USA 
das Potential zur Vermittlung zwi- 
schen den politischen Positionen hat, 
steht und stand linke Kritik vor einem 
Abgrenzungsproblem. Auch die 
grundsätzliche, also die Triebkräfte an- 
greifende, Positionierung gegen eine 
Kriegs- und Militarisierungspolitik, die 
nicht nur den USA, sondern ebenso 
den europäischen Mächten und ins- 
besondere Deutschland angelastet 
wird, kann in der öffentlichen Wahr- 
nehmung auf den Nenner des Anti- 
amerikanismus runtergekürzt werden. 
Selbst bei einer explizit vorgebrachten 
Distanzierung und dem Verweis auf 
die umfassende Kritik des kapitalisti- 
schen Waren- und Tauschsystems ver- 
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liert der radikale Ansatz die Deu- 
tungshoheit über die eigenen Inhalte, 
wenn er bei der symbolischen Aktion 
die ideologischen Kräfteverhältnisse 
nicht mitbedenkt. In einer Situation, 
in welcher die realpolitische Unter- 
legenheit der militärischen Konkur- 
renzbestrebungen Europas deutlich 
wird und für Frustrationen sowie 
Konzepte aggressiver Kompensation 
sorgt, wird der Druck feindlicher Um- 
armungen noch größer werden. Da- 
raus sollte weder eine Stillhalte-Stra- 
tegie abgeleitet, noch der Trugschluss 
nahegelegt werden, die Kriegspolitik 
der USA sei als emanzipatorische 
Wohltat zu verteidigen. Allerdings 
muss die notwendige Abgrenzung 
vom Antiamerikanismus mehr sein als 
hilflose Rhetorik. Schon mit Blick auf 
die im November geplanten Proteste 
gegen den NATO-Gipfel in Prag, muss 
aufs neue abgewogen werden, ob sich 
beim dort zu erwartenden Demon- 
strantInnenspektrum antikapitalisti- 
sche und antinationale Kritik über- 
haupt vermitteln lassen. Bisher ist 
noch kein Konzept bekannt, welches 
es verhindert, dass man sich gemein- 
sam mit Attac, alternativen und rech- 
ten AntiamerikanerInnen, sozialde- 
mokratischen NationalistInnen und 
anderen falschen „Bündnispartner- 
Innen“ zu einem Sprachrohr der ag- 
gressiveren Option der deutschen Au- 
ßenpolitik macht, das nichts gegen 
eine kapitalistische Weltordnung und 
ihre Durchsetzungskriege, aufgrund 
der eigenen Machtambitionen aber 
viel gegen die derzeitige Vormacht vor- 
zubringen hat. 
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DENISkNE 


Die neue Stärke der „Vertriebenen“ in 
der öffentlichen Debatte der Bundes- 
republik ist lediglich das Spiegelbild 
neuer deutscher Vorstöße nach Osteu- 
ropa. Das mediale Gezeter um Benes 
und Bierut dient auf der einen Seite 
der Neuschreibung und Revidierung 
der Ergebnisse des Zweiten Weltkrie- 
ges auf rein moralischer Ebene. Auf 
der anderen Seite geht es jedoch eben- 
so um die Rückerstattung ehemals 
deutschen Eigentums sowie um die 
rechtlichen Bedingungen deutscher 
Ansiedlung in Osteuropa. 


„Wenn Verbände versuchen, 
aus dieser Geschichte [der Vertrei- 
bung] moralische oder materielle Ge- 
‚genforderungen abzuleiten, dann hat 
man die Lehren aus der Geschichte 
nicht gesehen. Dann muss man auf- 
passen, wo diese Entwicklung hin- 
treibt.“ Salomon Korn, Präsidiumsmit- 
glied des Zentralrats der Juden in 
Deutschland 


Neue deutsche Welle 


„Von den Balkankriegen 1912/ 
13 über die Ermordung und Vertrei- 
bung der ost-anatolischen Armenier; 
von der verbrecherischen, so genann- 
ten »Umvolkungspolitik« Hitlers über 
die Vertreibung von Polen, Ukrainern, 
Finnen, Ungarn, Weifrussen, und 
schließlich von 12 Millionen Deut- 
schen nach Kriegsende, was uns bis 
heute unmittelbar berührt; bis hin zu 
den Flüchtlingsströmen auf dem in- 
dischen Subkontinent, aus Palästina, 
oder, in jüngerer Vergangenheit, aus 
Ruanda, Burundi, dem Kongo oder 
dem Kosovo zieht sich in einem sehr 
weiten Bogen eine Blutspur des Un- 
rechts, Menschen aus ihrer Heimat zu 
Jagen. [...] Vertreibung, das hat die zi- 
vilisierte Völkergemeinschaft inzwi- 
schen mehrfach betont, lässt sich nie- 
mals rechtfertigen. Vertreibung, 
daran kann es keinen Zweifel geben, 
ist stets ein Unrecht.“ 

Mit diesen Worten leitete der 
amtierende Bundeskanzler Gerhard 
Schröder in einer Rede zum „Tag der 
Heimat“ des Bundes der Vertriebenen 
am 3. September 2000 einen politi- 
schen Paradigmenwechsel ein. Die 


bundesdeutsche Sozialdemokratie 
stand für Jahrzehnte in dem berech- 
tigten Ruf, die Vertriebenenverbände 
der Bundesrepublik zu ignorieren und 
deren Forderungen kategorisch abzu- 
lehnen. Besonders in den 70er Jahren 
kam es im Zuge der „Entspannungs- 
politik“ der Regierung Brandt zu ag- 
gressiven politischen Kontroversen 
zwischen den Vertriebenenverbänden 
und der SPD. In der Tat standen die 
konservativen Kreise von CDU/CSU 
den Vertriebenenverbänden immer 
näher als die Sozialdemokratie. Für 
CDU/CSU waren die „Heimatvertrie- 
benen“ immer die klassischen Stich- 
wortgeberInnen und die gleichzeitige 
moralische Legitimation revisionisti- 
scher Politik. Sie waren als „deutsche 
Opfer des Zweiten Weltkriegs“ das mo- 
ralische Faustpfand einer ansonsten 
moralisch diskreditierten Nation. 
Damit sie diese Funktion erfüllen 
konnten, wurden sie von jeder CDU/ 
CSU-Regierung mit prächtigen Geld- 
zuwendungen gestützt und das Über- 
leben der „Heimatvertriebenen“ als 
politischer Faktor rechtlich abgesi- 
chert: Heimatvertrieben sind in der 
Bundesrepublik all jene, die selbst aus 
ehemaligen deutschen Gebieten aus- 
gesiedelt wurden sowie deren Kinder, 
Enkel, Urenkel etc. Als Vertriebene gel- 
ten aus diesem Grund in der Bundes- 
republik heute insgesamt 12,5 Millio- 
nen Menschen. 

Obwohl die Vertriebenenver- 
bände enorme Mitgliederzahlen auf- 
zuweisen haben (allein die Sudeten- 
deutsche Landsmannschaft, eine von 
insgesamt 21 Landsmannschaften, be- 
sitzt 250.000 Mitglieder), besaßen sie 
in der Öffentlichkeit, gemessen an ih- 
rer Größe, keine sonderlich große Be- 
deutung. Geändert hat sich dies erst 
mit dem Regierungsantritt von Rot- 
Grün im Jahr 1998. Nun begannen 
auch SozialdemokratInnen die „Hei- 
matvertriebenen“ als für ihre Politik 
nützlich zu entdecken. Als Wende- 
punkt kann man durchaus Gerhard 
Schröders eingangs erwähnte Rede 
zum Tag der Heimat im Jahr 2000 be- 
zeichnen. Es war die erste Rede eines 


sozialdemokratischen Bundeskanzlers 
auf jener Veranstaltung des Bundes 
der Vertriebenen. Den eigentlichen 
Anfang machte jedoch bereits Otto 
Schily im Jahre 1999 mit seiner Rede 
im Berliner Dom zum „Tag der deut- 
schen Heimatvertriebenen“, in wel- 
cher er die Aussiedlungen der Deut- 
schen als „Vertreibungsverbrechen“ 
und „Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit“ bezeichnete. Zudem bedau- 
erte er, dass „die politische Linke|...] 
in der Vergangenbeit [...] zeitweise 
über die Vertreibungsverbrechen, 
über das millionenfache Leid, das den 
Vertriebenen zugefügt wurde, hinweg- 
gesehen“ hat. Dank dieser Worte wür- 
digt ihn Erika Steinbach, Präsidentin 
des Bundes der Vertriebenen, als ei- 
gentlichen „Türöffner für dieses Um- 
denken“. 

Obwohl gerade zwei Jahre seit 
der Rede Schröders vergangen sind, 
hat sich das öffentliche Bild grundle- 
gend gewandelt. Was 2000 noch als so- 
zialdemokratischer Tabubruch galt, ist 
heutzutage bereits gesellschaftliche 
Normalität. Das „Leid der deutschen 
Vertriebenen“ ist im Jahr 2002 in aller 
Munde und beherrscht die öffentliche 
Debatte. Ende letzten Jahres liefen im 
ZDF eine fünfteilige und in der ARD ei- 
ne dreiteilige Serie zu den deutschen 
„Vertriebenen“, der Spiegel veröffent- 
lichte seit dem März 2002 eine wo- 
chenlange Serie unter dem Titel „Die 
Flucht“ und schließlich gab auch Gün- 
ter Grass mit seinem neusten Roman 
„Im Krebsgang“ den „Vertriebenen“ 
seine literarische Unterstützung. Wäh- 
rend Gerhard Schröder noch im Jahre 
2000 den Mitgliedern des Bundes der 
Vertriebenen zu verstehen gab, dass 
die Bundesregierung ein Zentrum ge- 
gen Vertreibung nicht unterstützen 
würde, sieht jetzt ein Antrag der rot- 
grünen Regierungskoalition vom 16. 
Mai 2002 im Bundestag die Errichtung 
eines solchen Zentrums bereits vor. 
Über die Notwendigkeit jenes Zen- 
trums besteht im Bundestag mittler- 
weile nahezu ein Konsens. 

In Anbetracht dieses massiven 
innenpolitischen Schubs fand Erika 
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Steinbach auf der diesjährigen Bun- 
desversammlung des Bundes der 
Vertriebenen am 29. Juni kaum noch 
Platz für die sonst üblichen scharfen 
Worte der Kritik und erging sich statt- 
dessen in einer Lobrede auf die neu- 
en bundesdeutschen Verhältnisse: 
„Bemerkenswertes können wir heute 
feststellen. Jeder ernst zu nehmende 
Politiker in Deutschland bezeichnet 
die Vertreibung inzwischen als unent- 
schuldbar. Die politische Linke, die 
mehrere Jahrzehnte lang über das 
Schicksal von Millionen Menschen 
herzlos hinweggestiegen ist, hat sich 
in Teilen besonnen. Augenfälligster 
Beleg dafür ist die Wandlung von 
Günter Grass. Auch die Medien haben 
sich des Themas Vertreibung in brei- 
tem Umfang angenommen. Nicht nur 
der Vertreibung der Kosovo-Albaner 
oder Tschetschenen, sondern tatsäch- 
lich auch der Vertreibung der Deut- 
schen.“ 

Unter rot-grüner Federführung 
ist im Jahre 2002 die bis dahin in der 
gesellschaftlichen Marginalität vege- 
tierende Bewegung der „Heimatver- 
triebenen“ zu einem der wichtigsten 
Faktoren bundesdeutscher Politik ge- 
worden. 


Ein „Fall Benes“? 


Neben der Thematisierung 
„deutschen Leidens“ in der Öffentlich- 
keit trat im letzten halben Jahr vor 
allem die Diskussion um die soge- 
nannten „Benes-Dekrete“ in den Vor- 
dergrund der Auseinandersetzung um 
Vertreibung und „Vertriebene“. Diese 
Dekrete wurden in den Jahren 1940- 
1945 von der tschechischen Exilregie- 
rung in London erarbeitet und schließ- 
lich durch deren Präsidenten Edvard 
Benes im Jahre 1946 erlassen. Diese 
umfangreichen Dekrete regelten die 
rechtlichen Grundlagen der neu ent- 
stehenden tschechoslowakischen Re- 
publik. Zudem verfügten sie die Aus- 
weisung der sich der Kollaboration mit 
den Nazis schuldig gemachten ca. 2,5 
Millionen „Volksdeutschen“ sowie de- 
ren Enteignung. 

Dass es dabei mitnichten die 
Falschen getroffen hat, zeigt ein Blick 


auf die Zeit vor und während des Krie- 
ges. In der letzten freien Wahl des Jah- 
res 19358 stimmten 91% der Sudeten- 
deutschen für die Henlein-Faschisten. 
Und auch während des Krieges gab es 
im gesamten Deutschen Reich nir- 
gendwo so viele NSDAP-Mitglieder wie 
im „Reichsgau Sudetenland“. Die 
Sudetendeutschen arbeiteten so auf 
die gezielte Zerstörung der Tschechos- 
lowakischen Republik hin und betei- 
ligten sich aktiv an deren Zerschlagung 
sowie an dem Vernichtungsfeldzug 
des nationalsozialistischen Deutsch- 
lands, dem u.a. ca. eine Million Tsche- 
chinnen und Tschechen zum Opfer 
fielen. 

Angesichts dieser Tatsachen ist 
es nur zu verständlich, wenn Milos 
Zeman, letzter tschechischer Minister- 
präsident, die Sudetendeutschen als 
die „fünfte Kolonne Hitlers“ bezeich- 
nete, welche danach trachtete „die 
Tschechoslowakei als einzige Insel der 
Demokratie in Mitteleuropa zu zer- 
stören“. Aufein derartiges Verbrechen, 
so betont Zeman, stand dazumal die 
Todesstrafe. Mit der Ausweisung aus 
der Tschechoslowakei seien die Sude- 
tendeutschen demnach glimpflich da- 
vongekommen. Zudem hätte man den 
Deutschen „einen Wunsch erfüllt. [...] 
Sie wollten »Heim ins Reich« - und 
dahin gingen sie auch.“ 

Die Ausweisung der ca. 2,5 Mil- 
lionen Sudetendeutschen (Deutsche 
AntifaschistInnen waren im Übrigen 
davon ausgenommen) war jedoch kei- 
nesfalls das Werk eines einzelnen Prä- 
sidenten, wie die Bezeichnung „Be- 
nes-Dekrete“ hierzulande nahe legt. 
Die Dekrete, welche die Aussiedlung 
festlegen, sind wesentlich unter der 
Federführung der Alliierten entstan- 
den. Diese sahen in der Ausweisung 
von Deutschen aus den Staaten Ost- 
europas eine bedeutende Möglichkeit 
künftige Konflikte und Kriege zu ver- 
meiden. Genau aus diesem Grund 
sind nicht nur die „Benes-Dekrete* 
von alliierter Seite mitverfasst worden, 
sondern ist auch im Potsdamer Ab- 
kommen der Siegermächte des Zwei- 
ten Weltkrieges im Kapitel XII „die ge- 
regelte Überführung der deutschen 
Bevölkerung“ aus Polen der Tschecho- 
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slowakei und Ungarn nach Deutsch- 
land festgelegt. Angesichts dessen 
dürfte es eigentlich keinen Aufschrei 
wert sein, wenn Vladimir Spidla, seit 
Mitte Juli Nachfolger Milos Zemans als 
tschechischer Ministerpräsident, in 
der Süddeutschen Zeitung vom 18. 
Mai 2002 den „Abschub der deutschen 
Bevölkerung“ als „einer der Quellen 
des künftigen Friedens“ bezeichnete. 


Neue deutsche Härte 


War es aber doch, denn in 
Deutschland ist man mittlerweile der 
Auffassung, dass die Dekrete abge- 
schafft werden müssen. Begleitet von 
einer medialen Offensive bildet sich 
auf politischer Ebene eine unheilvolle 
Koalition zur Revidierung der Ergeb- 
nisse des Zweiten Weltkrieges. Für die 
Sudetendeutsche Landsmannschaft ist 
die Sachlage eigentlich klar: Die De- 
krete müssen aufgehoben, das Eigen- 
tum zurückerstattet, tschechische 
„Kriegsverbrecher“ bestraft werden 
und die Tschechische Republik hat 
sich bei den „Opfern der Vertreibung“ 
zu entschuldigen. 

Die Bedeutung der Vertriebe- 
nenverbände ist jedoch wie bereits er- 
wähnt nicht unbedingt eine zentrale, 
viel entscheidender ist, dass neben 
diesen, die jahrzehntelange Schutz- 
macht der Vertriebenenverbände, die 
CSU, durch ihren Kanzlerkandidaten 
Edmund Stoiber neues politisches Ge- 
wicht erhält. Während mit der Kohl/ 
Kinkel-Regierung bis 1998 eine Revi- 
dierung der „Benes-Dekrete“ nicht zu 
machen war (s.u.), ist für Stoiber klar, 
dass die „Benes-Dekrete“ abgeschafft 
werden müssen. Erstmals schaffte es 
der offizielle „Schirmherr der Sudeten- 
deutschen Landsmannschaft“ Ed- 
mund Stoiber das Thema „Benes- 
Dekrete“ in das Wahlprogramm der 
CSU zu hieven. Als allgemeines Kampf- 
mittel hierfür gilt heute der geplante 
EU-Betritt Tschechiens im Jahre 2004. 
Stoiber & Co. wollen nun die Aufhe- 
bung der Dekrete zu einer Voraus- 
setzung dieses EU-Beitritts machen. 
Im Zuge der Beitrittsverhandlungen 
soll also Tschechien von deutscher 
Seite zu einer Aufhebung der Dekrete 
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mit all seinen Konsequenzen gezwun- 
gen werden. Um dies zu erreichen 
werden die Dekrete als Relikte einer 
düsteren Zeit diffamiert, die mit dem 
modernen europäischen Wertekanon 
nicht vereinbar wären. Auf dem Sude- 
tendeutschen Tag am 18. Mai betonte 
daher Stoiber: „Wer im Jahr 2002 in 
Europa Vertreibung und Entrechtung 
verteidigt, die über 57 Jahre zurück- 
liegen, der muss sich von allen 
Europäern fragen lassen, wie europa- 
tauglich er ist.“. Auch die Landes- 
regierungen der Anrainer Bayern und 
Baden-Württemberg schlagen mittler- 
weile in die gleiche Kerbe. Der Minis- 
terpräsident Baden-Württembergs, Er- 
win Teufel (CDU), erwartet „ein Wort 
der Versöhnung und einen Akt der 
Distanzierung“ von Tschechien. Der 
bayerische Staatsminister Erwin Huber 
(CSU) ergänzt: „Die EU ist eine Werte- 
gemeinschaft. Elemente der Vergan- 
genheit, die Vertreibungen und Ver- 
brechen gegen die Menschenrechte 
rechtfertigen, haben in dieser Werte- 
gemeinschaft keinen Platz.“ Während 
also auf der Rechten massive Geschüt- 
ze aufgefahren werden, verhält sich 
die rot-grüne Bundesregierung wei- 
testgehend passiv. Ihr scheint die ag- 
gressive Rhetorik der RevisionistInnen 
nicht zu liegen, ohne jedoch deren An- 
liegen diskreditieren zu wollen. So ha- 
ben es deren VertreterInnen längst 
aufgegeben, gegen die antitschechi- 
sche Mobilmachung in der deutschen 
Gesellschaft anzugehen, sondern las- 
sen die ProtagonistInnen einer sol- 
chen vielmehr in einer beredeten 
Schweigsamkeit agieren. Gleichwohl 
werden von einzelnen Akteurlnnen 
die Anliegen der „Vertriebenen“ zu- 
nehmend unterstützt. Dass die Aus- 
siedlung der Deutschen aus dem Os- 
ten ein „Verbrechen“ gewesen sei, ein 
„nicht zu rechtfertigendes Unrecht“, 
hat die Führungsriege der Bundesre- 
gierung, Gerhard Schröder, Joseph 
Fischer und Otto Schily, einhellig be- 
tont. Dass daraus die Annullierung der 
„Benes-Dekrete“ folgen müsse, hat 
nun Otto Schily als erstes Mitglied der 
Bundesregierung auf dem Sudeten- 
deutschen Tag am 18. Mai 2002 gefor- 
dert. Er vertrete die Ansicht, dass „sich 


die tschechische Seite aber auch 
entschließen [sollte], die Benes-Dekre- 
te aufzuheben und auf diese Weise ei- 
nen Schlussstreich zu ziehen und 
Klarheit zu schaffen.“ 

Damit ist ein bundesdeutscher 
Grundkonsens gebrochen worden, 
der in der deutsch-tschechischen Er- 
klärung des Jahres 1997 verankert 
wurde, welche dazumal zwischen Hel- 
mut Kohl und Vaclav Klaus ausgehan- 
delt worden ist. Dort heißt es, dass 
„die tschechische Seite bedauert, daß 
durch die nach dem 
Kriegsende erfolgte Ver- 
treibung sowie zwangs- 
weise Aussiedlung der 
Sudetendeutschen aus (mi 
der damaligen Tsche- 
choslowakei, die Enteig- 
nung und Ausbürgerung |) 
unschuldigen Menschen 
viel Leid und Unrecht | 
zugefügt wurde.“ Beide 
stellten fest, dass „jede 
Seite ihrer Rechtsord- 
nung verpflichtet bleibt \« 7 
und respektiert, daß die 
andere Seite eine andere 
Rechtsauffassung hat“ 
und damit „das began- 
gene Unrecht der Ver- 
gangenheit angehört.“ 
Während von tschechi- 
scher Seit mit Sicherheit 
keine Revidierung der 
Erklärung vorgenom- 
men wurde, kann man 
dies von deutscher Seite 
jedoch nicht mehr be- 
haupten. Das also mehr als gespannte 
Verhältnis hat schließlich Schröder 
versucht, noch einmal zu verschärfen, 
indem er seinen für März diesen Jahres 
in Prag geplanten Besuch absagte, so- 
lange Zeman seine Äußerungen über 
die Sudetendeutschen als „fünfte Ko- 
lonne Hitlers“ nicht zurücknehme. 

Die ursprünglich bilaterale Dis- 
kussion weitet sich indessen immer 
mehr aus. Neben Deutschland fordern 
nun auch Österreich und Ungarn die 
Aufhebung der Dekrete. Die öster- 
reichische Außenministerin Benita 
Ferrero-Waldner verkündete: „Das 
Problem der Benes-Dekrete muss noch 
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vor dem EU-Beitritt Tschechiens gelöst 
werden.“ In dieser Ansicht wird sie 
vom österreichischen Bundeskanzler 
Wolfgang Schüssel unterstützt. Und 
auch der ungarische Ministerpräsident 
Viktor Orban vertritt die Ansicht, dass 
die Dekrete noch vor dem EU-Beitritt 
Tschechiens für nichtig erklärt werden 
müssen. Für diese Unterstützung stell- 
te Edmund Stoiber Ungarn eine vor- 
zeitige Aufnahme in die EU in Aussicht. 

Die Unterzeichner-Staaten des 
Potsdamer Abkommens hingegen leh- 


Empfang.der Nazis beim Einmarsch 
dürch „Hitlers 5. Kolonne 


nen die Aufhebung der Dekrete ab. 
Der russische Präsident Putin sprach 
sich gegen die Versuche aus, „den 
Ausgang des Zweiten Weltkriegs zu re- 
vidieren und die in diesem Zusam- 
menhang erlassenen Gesetze in Frage 
zu stellen.“ Die Ansicht, dass der Aus- 
gang des Zweiten Weltkriegs nicht re- 
vidierbar ist und das Potsdamer Ab- 
kommen und damit auch die 
„Benes-Dekrete“ nicht antastbar seien 
wird von Tony Blair ebenso wie vom 
amerikanischen Außenministerium 
vertreten. Die deutsche Tageszeitung 
Die Welt fühlte sich daraufhin als er- 
neutes Opfer einer tschechischen In- 
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a 


“  Stimmenfang bei den zurück ins „Reich im 
Verwiesenen - Stoiber auf dem 53. Sudetentag 


” 


trige und alliierter Aggression. „Die 
Siegermächte [...] sagten artig das, 
was die tschechische Führung von ih- 
nen hören wollte. Weigern konnten sie 
sich auch schlecht, hatte doch Prag 
schon gejammert, es fühle sich von 
den Großmächten allein gelassen wie 
die Tschechoslowakei vor dem 
Münchner Abkommen 1938.“ 

Wenn auch hier noch vom Er- 
folg verschont, schaffte es Deutsch- 
land immerhin, das Thema „Benes- 
Dekrete“ auf die EU-Ebene zu ziehen. 
Der Bundesvorsitzende der Sudeten- 
deutschen Landsmannschaft Bernd 
Posselt sitzt seit 1994 für die CSU im 
Europäischen Parlament und versucht 
dort, die Interessen der „Vertrie- 
benen“ zu artikulieren. Bereits im Mai 
2001 erreichte er, dass mit dem Beitritt 
der Tschechischen Republik zur EU so- 
fort das Niederlassungsrecht zu gelten 
habe, mit dem es für Deutsche einfach 
wird, sich in den alten deutschen 
Gebieten neu anzusiedeln. Auf Drän- 
gen Deutschlands und Österreichs 
wurde die bilaterale Kontroverse um 
die „Benes-Dekrete“ im Mai 2002 zur 
europäischen Sache erklärt. Die EU- 
Kommission zum Beitritt Tschechiens 
sollte nun die Vereinbarkeit der „Be- 
nes-Dekrete“ mit dem europäischen 
Recht prüfen. 

Als skandalös ist die Entschei- 
dung zu betrachten, Bernd Posselt im 
Februar 2002 zum Vizepräsidenten 
des EU-Ausschusses „Europäisches 
Parlament — Tschechisches Parla- 
ment“, welcher die Beitrittsverhand- 
lungen Tschechiens betreut, zu beru- 
fen. Posselt ist nicht nur Mitglied der 
deutsch-völkischen Paneuropa-Union, 


sondern hat bereits im 
Jahre 1994 in seinem Buch 
| „Sturmzeichen“ die Forde- 
rung entwickelt, das „Su- 
detenland“ unter deutsche 
| und tschechische Kon- 
e trolle bzw. vollständig un- 
ter EU-Kontrolle zu stel- 
len. Ganz im Sinne der 
| völkischen Parzellierung 
A Europas soll das „Sude- 
tenland“ aus dem tsche- 
chischen Staat gelöst wer- 
den. Für Posselt ist die 
Unvereinbarkeit der „Benes-Dekrete“ 
mit EU-Recht eine Selbstverständ- 
lichkeit, ja die Dekrete besäßen gar ei- 
ne „rassistische Wurzel“. Und so fügt 
er an: „Solcher Ungeist darf nicht in 
die Europäische Union eingeschleppt 
werden.“ 


Unser Hitler - Euer Hitler 


Der neue offensive Umgang mit 
den „Benes-Dekreten“ und damit mit 
der deutschen Geschichte wird propa- 
gandistisch flankiert durch die bun- 
desdeutsche Medienlandschaft. Im 
Zentrum der publizistischen Welle 
steht der Versuch, nach Jahrzehnten 
der Zurückhaltung endlich eine deut- 
sche Opfergeschichte schreiben zu 
können. Das Jahr 1945 wird dabei als 
Ausgangspunkt der neuen Zeit gesetzt, 
an deren Anfang also die „Verbrechen 
der Polen, Serben, Slowenen, Tsche- 
chen etc.“ an den Deutschen standen. 
Mit markigen Worten wird dabei nicht 
geschont und die „Vertreibungsver- 
brechen“ auch mal eben auf die glei- 
che Stufe mit dem Vernichtungskrieg 
des nationalsozialistischen Deutsch- 
lands gestellt. Die Süddeutsche Zei- 
tung konstatierte Ende 2001 infolge 
der Diskussionen in Polen um die 
Vertreibung der Deutschen hämisch 
den „Abschied vom polnischen My- 
thos, in der Geschichte immer nur un- 
schuldiges Opfer, nie aber Täter ge- 
wesen zu sein.“ Und auch der Spiegel 
machte in seiner Serie „Die Flucht“ bit- 
teren Ernst mit der Neuinterpretation 
der Geschichte. In einer unglaubli- 
chen Dreistigkeit wird der Krieg Nazi- 
deutschlands zum Krieg Hitlers gegen 
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Juden und Deutsche gleichermaßen 
verklärt: „Jahrhundertlang bildeten 
Deutsche und Juden die wohl bedeu- 
tendsten Minderheiten in Osteuropa. 
Dock Hitler ließ erst die Juden ermor- 
den; der von ihm angezettelte Krieg 
führte dann auch die deutsche Welt 
ins Chaos.“ Als nächstes wird die 
„Vertreibung der Deutschen“, unge- 
achtet des deutschen Vernichtungs- 
kriegs, als größte Katastrophe seit dem 
30-jährigen Krieg erklärt: „Was über 
die Deutschen im Osten bereingebro- 
chen war, hatte es tatsächlich seit 
dem Frieden von Münster und Osna- 
brück 1648 in Mitteleuropa nicht 
mehr gegeben.“ Und schlussendlich 
hätte sich „im vierten Jahr des Ver- 
nichtungskrieges gegen die Sowjet- 
union [gezeigt], dass aus einem Volk 
der Täter ein Volk der Opfer wurde.“ 

Die Aussage, dass die Tsche- 
chen am Ende auch keinen Deut bes- 
ser seien als die Nazis, ist die logische 
Konsequenz solcher Thesen, vorgetra- 
gen einmal mehr vom Vorsitzenden 
des Verfassungs- und Rechtsausschus- 
ses des Sächsischen Landtags Volker 
Schimpf (CDU), welcher im Landtag 
die „Benes-Dekrete“ mit den Nürnber- 
ger Gesetzen verglich und forderte, 
dass der „Ungeist der Hitler und 
Stalin, Benes und Bierut das zusam- 
menwachsende Europa nicht vergif- 
ten“ dürfe. 

Dass der Angriff auf die „Benes- 
Dekrete“ gleichzeitig ein Angriff auf 
das Potsdamer Abkommen und damit 
ein Angriff auf die Nachkriegsordnung 
darstellt, ist in Deutschland durchaus 
bekannt. Es ist hierzulande jedoch 
kein Problem, denn „im Unterschied 
zu Polen und der Tschechoslowakei 
hat Deutschland die Potsdamer Be- 
schlüsse niemals als bindende Rechts- 
grundlage für die Nachkriegsordnung 
akzeptiert.“ (Berliner Zeitung, 12. 
3.99). Es geht also in der derzeitigen 
Debatte ganz wesentlich um die Tat- 
sache, die Rechtsgrundlage der Nach- 
kriegsordnung zugunsten deutscher 
Interessen zu revidieren. Die Wochen- 
zeitung Freitag kommentiert dieses 
Ansinnen treffend: „Die Beschlüsse 
von Potsdam wie alle anderen Gesetze 
des Alliierten Kontrollrates traten in 


Kraft mit allen Rechtsfolgen unabhän- 
gig davon, was Deutsche über sie 
meinten. Das nach einem halben Jahr- 
hundert revidieren zu wollen — welche 
nicht nur rechtliche, sondern auch hi- 
storisch katastrophale Illusion.“ 


Heimkehr 


Da es sich bei den „Benes-De- 
kreten“ um die basale Rechtsgrundla- 
ge des tschechischen Staates handelt, 
kann einer Aufhebung aus tschechi- 
scher Sicht unter keinen Umständen 
zugestimmt werden. Nicht aufgrund 
einer tschechischen „Volksgemein- 
schaft“ (FAZ), die beschworen werden 
müsse, sondern aufgrund dieser 
Selbstverständlichkeit, dass die „Be- 
nes-Dekrete“ nicht aufgehoben wer- 
den können, existiert in der tschechi- 
schen Bevölkerung und der Politik ein 
übergreifender Konsens zur Bewah- 
rung ebenjener. Am 24. April schließ- 
lich verabschiedete das tschechische 
Parlament eine Erklärung, nach der 
die Unantastbarkeit der Dekrete fest- 
gelegt wurde. 

Aus dem nationalen Konsens, 
so wird hierzulande gern vermerkt, 
trete einzig eine kritische tschechische 
Presse hervor, welche die Ereignisse 
der Vertreibung versuche, unideolo- 
gisch aufzuarbeiten. Man kann es auch 
anders ausdrücken: Nahezu die ge- 
samte Medienlandschaft der Tsche- 
chischen Republik gehört deutschen 
Konzernen. Und deutsche Interessen 
werden zusehends im Ausland artiku- 
liert und schließlich auch durchge- 
setzt. 

Kritische tschechische Publizist- 
Innen, welche nicht auf der Gehalts- 
liste deutscher Medienkonzerne ste- 
hen, sehen jedoch derzeit keine 
„nationale Hysterie“ (Arnulf Baring) 
in Tschechien sondern vielmehr die 
drohende Destabilisierung ganz Ost- 
europas. Diese Destabilisierung ist ei- 
nes der hehren Ziele deutscher Außen- 
politik, welche sich hinter der 
populistischen Rhetorik um die „Be- 
nes-Dekrete“ verbirgt. Im Sinne deut- 
scher Volkstumspolitik soll der Osten 
Europa parzelliert werden, um sich auf 
die Regionen einen unmittelbaren 


Einfluss zu sichern. Entscheidend hier- 
für ist die wirtschaftliche Ansiedlung 
sowie die Stärkung des deutschen 
Volkstums im Ausland. 

Während hierzulande die we- 
sentliche Frage nach der Rückerstat- 
tung des Eigentums der Sudetendeut- 
schen in der Tschechischen Republik 
hinter die Frage nach moralischer 
Schuld und Verantwortung zurück- 
tritt, wird in Tschechien dieses eigent- 
liche Ansinnen der Debatte viel klarer 
und deutlicher formuliert. Drängt man 
in Deutschland vordergründig immer 
wieder auf ein formales Schuldbe- 
kenntnis der tschechischen Seite, ist 
von dieser zu vernehmen, dass es kein 
Schuldbekenntnis geben wird und 
auch keine Entschädigungen oder 
Rückerstattungen. Beispielhaft hierfür 
steht die Aussage des Tschechischen 
Staatspräsidenten Vaclav Havel, der 
nicht glaubt, „dass es überhaupt denk- 
bar ist, irgendwelche Eigentumsforde- 
rungen oder Restitutionen zu erwä- 
gen.“ 

Dass es der deutschen Seite 
aber genau darum geht, zeigt die De- 
batte der letzten Wochen und Monate. 
Für die PopulistInnen der Vertrie- 
benenverbände sowie der CSU ist die 
Lage seit Jahren klar: Das Sudetenland 
muss regermanisiert, das Eigentum 
der Sudetendeutschen also rücker- 
stattet werden. Es gehört zu den 
satzungsgemäß verankerten Zielen der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft, 
„die Rückgabe des konfisziertren Ver- 
mögens auf der Basis einer gerechten 
Entschädigung zu vertreten.“ Aufdem 
diesjährigen Sudetendeutschen Tag 
forderte ebenso der Präsident des 
bayerischen Landtags, Johann Böhm, 
jetzt mit der Rückgabe zu beginnen. 
„Da liegen noch viele Flächen, die 
einst Deutschen gehörten und die jetzt 
immer noch im Eigentum des tsche- 
chischen Staates sind.“ 

Indessen sind derartige Forde- 
rungen derzeit schwer durchzusetzen. 
Die tschechische Seite weigert sich ka- 
tegorisch, die Dekrete zu annullieren 
und wird hierin von Seite der ehema- 
ligen Alliierten des Zweiten Weltkriegs 
unterstützt. So scheint es auch der 
Bundesregierung nicht opportun, die 


‚SPIEBBRUNENE 


Forderung nach der Rückerstattung 
ehemals deutschen Eigentums in 
Tschechien zu erheben. Vielmehr ver- 
sucht sie, der tschechischen Seite ein 
Schuldbekenntnis abzuringen, das for- 
mal nicht mit Rückerstattungen oder 
Entschädigungen gekoppelt ist. Otto 
Schily betonte in seiner Rede zum 
Sudetendeutschen Tag am 18.5.'02, 
dass die tschechische Seite zwar die 
Dekrete aufheben solle, jedoch von 
deutscher Seite „zugleich erklärt wer- 
den [muss], dass die Aufbebung der 
Benes-Dekrete nicht zu irgendwelchen 
Entschädigungs- oder Rückübereig- 
nungs-Forderungen führen kann.“ 
Und auch Gerhard Schröder hatte in 
seiner Rede zum Tag der Heimat 2000 
bereits festgestellt, dass „beide Regie- 
rungen (die deutsche und die tsche- 
chische) Vermögensfragen in diesem 
Zusammenhang nicht aufwerfen wer- 
den.“ 

In der Tat hat es die Regierung 
der Bundesrepublik immer tunlichst 
vermieden, Vermögensfragen aufzu- 
werfen. Während z.B. im „Deutsch- 
Polnischen Freundschaftsvertrag“ von 
1992 die Grenze zwischen Deutsch- 
land und Polen endgültig festgelegt 
wurde, blieb die Frage nach der mög- 
lichen Rückerstattung deutschen 
Eigentums in Polen offen. Und auch in 
der „Deutsch-Tschechischen Erklä- 
rung“ des Jahres 1997 heißt es dazu 
wie erwähnt zweideutig, dass „jede 
Seite ihrer Rechtsordnung verpflichtet 
bleibt und respektiert, daß die ande- 
re Seite eine andere Rechtsauffassung 
hat.“ Eine Absage an deutsche Rücker- 
stattungsforderung ist dies mitnich- 
ten. Ganz im Gegenteil wird versucht, 
die Frage bewusst offen zuhalten. Ge- 
fordert wird lediglich eine formale 
Feststellung, dass die Vertreibungen 
Unrecht waren und dann stände der 
Tschechischen Republik der Beitritt 
zur EU offen. 

Aber ist Tschechien erst einmal 
ordentliches Mitglied der Europäi- 
schen Union, wäre auf Grundlage ei- 
nes solchen Schuld-Eingeständnisses 
eine Flut von Einzelklagen möglich. 
Die Argumentation ist also so naiv und 
einfach: ‚Gebt doch einfach zu, dass 
die Vertreibungen unrecht waren.‘ Die 
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Folgen wären jedoch fatal: Eine Welle Otto Schily bemerkte in seiner 
von Rückerstattungs- und Entschädi- bereits zitierten Rede zum Sudeten- 
gungsklagen, welche auf der einen deutschen Tag, dass „wo immer noch 
Seite die Rechtsverhältnisse der Tsche- Rechtsfragen sonstiger Art zu lösen 
chischen Republik über den Haufen sind, [...] sie sich besser in einem ge- 
werfen und auf der anderen Seite das einten Europa lösen lassen“ werden. 
„Sudetenland“ wieder in deutsche Dies ist die versteckte Drohung, nach 
Hand übertragen würde. dem EU-Beitritt Tschechiens im 


Deutscher 
Zufall 


Zweieinhalb Millionen erbo- 
ster Raffkes, die geglaubt 
hatten, die Börse sei erfun- 
den, sie reich zu machen (und 
nicht, sie zu enteignen), woll- 
ten Köpfe rollen sehen. Daß 
der, der rollte, nicht dem 
gehörte, dessen Schreibtisch 
ein Bild des Vaters als Wehr- 
machtssoldat mit Hakenkreuz 
am Stahlhelm ziert, sondern 
einem, der 1949 als Sohn 
einer russischen Jüdin und 
eines beim Machtantritt der 
Nazis emigrierten Deutschen in Haifa geboren wurde, war keine böse Absicht. 
Es ergab sich. Wie es sich hierzulande so ergibt. Wer das verstehen will, lese 
Günther Jacobs Analyse »Israel ist unser Unglück«. 


Außerdem in KONKRET im August: Kaufen Sie sich einen Strick: Robert Kurz 
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„Reichsland Sudetengau“ aufzuräu- 
men. Und auch Schröder wurde in sei- 
ner programmatischen Rede zum Tag 
der Heimat deutlich: „Damit wird sich 
den Kindern und Enkeln der Vertrie- 
benen auch die Möglichkeit eröff- 
nen, sich im Rahmen der europäi- 
schen Freizügigkeit an den Orten 
ihrer Eltern und Großeltern nie- 
derzulassen und dort, wenn sie es 
wollen, am gesellschaftlichen und 
politischen Leben teilzuhaben.“ 

Angesichts solcher offenen 
Drohungen ist es nur allzu ver- 
ständlich, dass von tschechischer 
Seite, zwar „bedauert“ wird, dass 
„unschuldigen Menschen“ nach 
dem Zweiten Weltkrieg „viel Leid 
und Unrecht zugefügt wurde“ 
(Deutsch-Tschechische Erklärung), 
es aber nie soweit kommt, festzu- 
stellen, dass die Aussiedlung an sich 
Unrecht waren. 

Was in der Frage der „Benes- 
Dekrete“ als propagandistischer 
Paradefeldzug offen auf der Hand 
liegt, ist jedoch nicht als Einzelfall 
deutscher Außenpolitik zu inter- 
pretieren, sondern als Aushänge- 
schild ebenjener aggressiven Poli- 
tik. Seien es die Interventionen auf 
dem Balkan bis zum Jugoslawien- 
Krieg 1999 oder die Einmischung in 
das ungarische Rechtssystem oder 
die Germanisierung Polens (die 
Stärkung deutscher Minderheiten) 
oder die Versuche, aus Kaliningrad 
wieder Königsberg zu machen. Kali- 
ningrad also raus aus dem russi- 
schen Staatenbund heim nach 
Deutsch-Europa zu holen. Wo im- 
mer man heute nach Osteuropa 
schaut, betreibt Deutschland eine 
aggressive Außenpolitik, welche auf 
die völkische Parzellierung und so- 
mit auf eine deutsche Dominanz in 
Europa zielt. 


Aron Schweiger ist Mitglied des 
Bündnis gegen Rechts Leipzig 


Siehe hierfür auch: „Achse des Bösen“ — 
Artikelserie in konkret 

In der nächsten Ausgabe von Phase 2: „Wir 
kaufen uns einen Kontinent. Vom Balkan 


bis Kaliningrad: Deutsche Vorstöße nach 
Osteuropa“ 


ZERHRE ERERFIRNN 


Wilhem Gustloft und Lausitzzipfel 


Stellen wir uns vor, in einem deutschen Kleingarten- 
verein gibt der Pächter der Parzelle 82 bekannt, er ge- 
denke fortan, ohne ein Geheimnis daraus zu machen, bei 
schönem Wetter am Wochenende Würste zu grillen und 
Bier zu trinken. Er beklagt, dass bislang 


»keiner was davon hören wollte«, 

fügt hinzu, solche Bekenntnisse 

»waren jahrzehntelang tabu« 

und wirft allen anderen, sogar ein wenig sich selbst, vor 
»niemals ... hätte man ... schweigen dürfen«. 


Dass man samstags grillt und säuft, könnten alle sagen, 
sei doch ein so großes Geheimnis nicht. Aber sie reagie- 
ren anders. Endlich ist es vorbei, 


»das große Schweigen«, 

ruft einer, und der Schriftführer des Vereins ergänzt: 
»Ein lange verdrängtes Thema ... erfährt Rehabilitie- 
rung«, 

während der Schatzmeister, der so gut rechnen kann, 
wieder mal eine Zahl zur Hand hat: 


»57 Jahre nach Kriegsende wird das ... plötzlich er- 
kannt.« 


Der von Parzelle 17, dem man sonst immer vorwirft, er 
würde das Unkraut nicht jäten, spricht vom 


»Ablegen nationaler Scheu« 


und liegt sich mit seinem Nachbarn, mit dem er eigent- 
lich seit Jahren nicht mehr spricht, weil man uneins ist, 
wem der Johannisbeerbusch auf der Grundstücksgrenze 
gehört, in den Armen. 


»Er hat ein Tor für alle Deutschen aufgestoßen«, 


feiern sie gemeinsam den Tabubrecher — und es kommt 
ihnen vor, als hätten sie jahrzehntelang nur rohen Fisch 
aus Japan oder türkischen Döner gegessen, runterge- 
spült mit volksfremdem Nass, ohne ihre Sehnsucht nach 
Bier und Bratwurst auch nur auszusprechen zu wagen. 
Der gebildete Vorsitzende des Vereins, Lehrer für 
Deutsch und Geschichte, fasst, was hier erlitten wurde, 
in die Klage, 

»dass einer ganzen Nation die Sprache über ... ihre trau- 
matischen Erfahrungen abhanden kam«. 


Wem haben wir gelauscht? Natürlich keinem Kleingar- 
tenverein, sondern der deutschen Intelligenz. Die ersten 
Zitate sind von Günter Grass, die nächsten aus 
»Spiegel«, »Tagesspiegel«, »Märkischer Oderzeitung«, 
»Abendblatt«, »Tagesspiegel« und vom Historiker Karl 
Schlögel. Der Anlass ist das Buch »Im Krebsgang«. Aber 
der Wahn, der behauptet, in Deutschland sei das Geflen- 
ne übers »Vertriebenenschicksal« je tabuisiert (gewe- 
sen), steht dem Irrsinn, man hätte Bratwürste nur klan- 
destin grillen dürfen, in nichts nach. 


Das wussten mal einige. Fünfzehn Monate vor dem 
Erscheinen des Romans von Grass stand in der Zeit: 


»Viele Bücher, Filme, Zeitungsartikel haben (die »Gust- 
loff«) und den Tod der Flüchtlinge fest im Bewusstsein 
der Deutschen verankert.« 


Addiert man all die Groschenromane und Bestseller von 
Konsalik, Edwin Erich Dwinger, Leonie Ossowski und 
Arno Surminski, fügt die Zeitungsberichte und Dokumen- 
tationen von Jürgen Thorwald, Gräfin Dönhoff, Hans 
Graf von Lehndorf oder Walter Kempowski hinzu, ver- 
gisst die Bildbände über Trakener und Kirchen so wenig 
wie die Kochbücher, Volkstanzgruppen, Volkstrauertage 
nebst Tagen der Heimat, bedenkt, dass die zuvor schon 
üppige stattliche Förderung von »Brauchtumspflege« in 
der Regierungszeit verfünffacht wurde, beobachtet man, 
wie der »ZDF-Jahrhundertbus«, dieses mobile Aufnah- 
mestudio durch deutsche Lande rollt und eine - wie die 
»Neue Züricher« schreibt - 


»nicht enden wollende Reihe ehemaliger BDM-Mädel 
und Frontsoldaten ihre Erlebnisse, Erfahrungen, ihre 
Leiden und Verluste (nicht aber ihre Taten) vor den Vi- 
deokameras der Zeitzeugenambulanz zu Protokoll geben 
lässt«, 


damit die herzzerreißendste Sequenz »Hitlers Helfer«, 
»Hitlers Frauen«, »Hitlers Kinder« oder die nächste Ver- 
triebenenserie montiert wird. 


Es ist also schlicht zutreffend, wenn ein Redakteur des 
»Tagesspiegel« in einem lichten Moment von »einer eif- 
rigen Literatur-Produktion« zur Erinnerung an Deutsch- 
lands einstige Schönheit und Größe, die wiederherzu- 
stellen nicht so übel wäre, zu berichten weiß und 
feststellt: 


»In der Tat gehören Bilder der Pferdewagen auf der ver- 
eisten Ostsee ... längst zur Ikonografie der deutschen 
Nachkrieggeschichte ... und flimmern immer wieder über 
die Bildschirme.« 


Um trotz dieser Erkenntnis nicht negativ aufzufallen, hat 
er sich eine Überschrift ausgedacht: 


»Das Ende des Tabus«, 


die zwar den Inhalt seines Artikels dementiert, aber ge- 
rade dadurch ihn als so debil ausweist, dass sein Aus- 
schluss aus dem Diskurs der Intellektuellen offensichtlich 
ungerecht wäre. 


Der Jubel für Günter Grass drückt die Sehnsucht aus, 
endlich wieder so unverkrampft nur über Deutsche flen- 
nen zu dürfen wie damals, als der Film über den Unter- 
gang der »Wilhelm Gustloff« die Kinos füllte, und auch 
der Streifen »Suchkind 312« zu ausverkauften Häusern 
führte, litt man doch mit dem Wurm, der auf dem Treck 
in Ostpreußen verloren ging und der seinen Vati, weil die 


phase zwei null fünf - September 2002 


| special feature 


1} mn Te 


kriegsverbrecherischen Russen ihn in Gefangenschaft Der Jubel um Grass hat natürlich einen zweiten Grund; 
hielten, erst so spät wiederfand. Auch das »Ännchen von er gilt auch dem Anschluss eines Verdächtigen ans na- 


Tharau«, aus Ostpreußen, das den kleinen Utz, der sei- tionale Kollektiv der Gleichgesinnten, dem Erlöschen der 
ne Mutter verloren hatte, unter ihre Fittiche nahm, rühr- Abweichung schlechthin. 

te die Menschen, die in der Woche darauf sich »Glocken Dass dieser Verdacht immer ein unbegründeter gewesen 
der Heimat« anschauten um zu bewundern, wie der lie- sei, man stets der Bessere und nie ein Patriot sein woll- 


benswürdige Baron seine tapferen SchlesiernachBayen te, erklären alle »kritischen Intellektuellen« bei ihrer 
führte, um die Armel aufzukrempeln, wie Rudolf Prack Heimkehr. Einige müssen biografisch schummeln, aber 
und Sonja Ziemann in »Grün ist die Heide«, wo die leid- nicht Grass, den nehme ich in Schutz, ist er doch nicht 
geprüfte Tochter eines vertriebenen pommerschen Guts- erst 2002 für eine Bundeskulturstiftung eingetreten, son- 


besitzers neunzehn Millionen Zuschauern Sturzbäche dern, vom Ahnen aller Patrioten, von Herder angestiftet 


en Trä rüsen lockte. : u 2 ; 
a ste »war ich vor dreißig Jahren so kühn, von dem missach- 


Man musste sich weder von der Botschaft noch vonder teten Begriff Nation Besitz zu ergreifen«. 
Machart her umstellen, war doch zum Beispiel »Glocken 


der Heimat von Wolfgang Liebeneler, det unter. Goeb: Was alle damals ächteten wie ein Stück Scheiße, ging in 


bels die UFA geleitet und mit »Ich klage an« den großen RENTEN . 
Euthanasie-Film für die Nazis gedreht hatte. »Ich fordere die ernsthafte Erforschung aussterbender 
Dialekte«, 


Da deutsche Verbrechen im Publikumsfilm weder gezeigt n 
noch auch nur angedeutet wurden, war der einzige un- hatte er der deutschen Brauchtumspflege eine Bresche 


sympathische Nazi jener, der diese viel zu jungen, idea- geschlagen. Und damit die Dialekte nicht untergehen 


listisch-gutgläubigen Männer in Uniform zum Durchhal- und auch sonst niemand vergisst, wo er wieder hinzu- 
ten zwang, als schon alles verloren war. »Hunde, wollt Wollen hat, kam ihm die Idee ethnisch reinster Zusam- 


| ihr ewig leben« und »Die Brücke« hießen die Streifen, Menrottungen in Hunsrück, Eifel und Westerwald. Nach 


die auf diesem Wege Deutsche über Deutsche trauern lLandsmannschaften sortiert ging es ihm um 

ließen. Die Zeit, der die heutige Sehnsucht gilt, ist jene, »die Gründung lebensfähiger ... Städte, die Neu-Königs- 
in der die Trauer um die Landsleute noch nicht durch den berg, Neu-Allenstein, Neu-Breslau, Neu-Görlitz und Neu- 
Vernichtungskrieg und Auschwitz relativiert wurde. Nie Danzig heißen«. 

hat es später mehr gegeben als diese Relativierung, so Das war 1965, als er (der dies kürzlich nachdrucken ließ), 
eine Ausgewogenheit der öffentlichen Redeweise, die die CDU verdächtigte, dass sie 

man nicht schätzte, sondern sich antat, wegen Ansehen 
im Ausland und außenpolitischer Notwendigkeit. 


»aus wahltaktischen Gründen die Wiedervereinigung 
hintertreibe«, 

während die SPD und ganz besonders er, zu (vorüberge- 
henden) Konzessionen bereit sei. Allerdings nicht zur 


Auch wenn sie sein verspätetes Erscheinen rügt, so lobt 
die Chefin der Vertriebenen den Grass, was undenkbar 
wäre, käme im Krebsgang vor, was zeitgleich in der Re- Anerkennung der Westgrenze Polens. 
gion so los war. Also etwa, dass am 26. Januar, vier Tage er. Ay, j 
vor dem Untergang der »Gustloff«, das Auschwitz- »Vielleicht finden sich in der nächsten Bundesregierung 
Außenlager Stutthof von der SS aufgelöst und 13000 ... Politiker, die auf der Basis eines Friedensvertrages zu 
Häftlinge durch Ostpreußen getrieben wurden. Öffent- Yerhandeln verstehen, denn über den ‚Verbleib von 
lich, ungestört und unbehindert wird auf diesem Weg Stettin und über den Lausitzzipfel waren sich die Sieger- 

' PR . . FE \ i 
umgebracht, wer zu schwach für das Tempo ist, un. Mächte in Jalta und Potsdam nicht einig.« 
gehörig erscheint oder wen die Mordlust trifft. In der Wer so, ob das nun realistisch war oder nicht, um jeden 


Nacht zum 31. Januar, die »Gustloff« schwimmt seit ei- Quadratmeter Lausitzzipfel ringt, der wird, wenn ihm das } 
nem Tag nicht mehr, werden 5000 Menschen, mehr- realistisch dünkt, sich mit Stettin nicht bescheiden. Lite- 

heitlich jüdische Frauen, hingerichtet, massakriertundin raten schreiben dann einen neuen, zeitgemäßen Roman. 

die Ostsee getrieben. Von den 13 000 überlebt nicht ein- »Der Blick nach Osten wurde freie, 


mal jeder Vierte. Dies zu bedenken ist wichtiger, als al- 
les Bescheidwissen zur Frage, wie viele Soldaten, Matro- 
sen und Geschütze auf der »Gustloff« waren. 


Wenn denen kein Mitleid gebührt (ich spreche hier von 
nationaler, nicht von privater Trauer), die selbst kein Mit- 


dankt der »Spiegel« dem Grass, und die »FAZ« sieht bald 
schon 


»Königsberg als Teil Europas, nicht mehr Russlands«. 
Der Lausitzzipfel? Diese anmaßende Bescheidenheit ist 


leid hatten mit denen, die vor der vorrückenden Wehr- lange vorbei! 

macht flohen, kein Mitleid mit den Insassen von Stutthof 

und keine Hilfe versuchten, als diese durch die Kälte ge- Der Text ist ein Vorabdruck aus Rainer Trampert/Thomas 
trieben wurden — dann sinkt die Zahl der Unschuldigen Ebermann: »Sachzwang und Gemüt. Sarkastische und ana- 
auf der »Gustloff« rapide. Iytische Texte über die Republik, die Welt und unsere Nach- 


barn«, der Ende August im Konkret Literaturverlag erscheint. 
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»Tatort Globalisierung. Internationa- 
lismus nach Seattle, Genua und dem 
11. September« lautete der Titel des 
25. BUKO-Kongresses (Bundeskoordi- 
nation Internationalismus; zur Ge- 
schichte der BUKO s. Kasten), der vom 
9.-12. Mai in Frankfurt/Main stattfand. 
In zahlreichen Arbeitsgruppen und 
Podien diskutierten die Teilnehmerln- 
nen über die unterschiedlichsten As- 
pekte neoliberaler Globalisierung. 
Themen waren u.a. die Situation in 
Israel/Palästina, Globalisierung und 
Imperialismus, Formen der Gegen- 
öffentlichkeit und der Organisierung, 
die zunehmende Repression nach 
dem 11. September u.v.m. 


Der diesjährige Kongress war 
nicht nur deswegen, weil es sich um ei- 
nen Jubiläumskongress handelte be- 
merkenswert. Der Kongress hatte auch 
einen Testcharakter. Die Vorberei- 
tungsgruppe hatte sich insbesondere 
drei Ziele gesteckt: 

% die Öffnung der BUKO in Richtung 
feministischer, antimilitaristischer, an- 
tirassistischer und antifaschistischer 
Gruppen; 

% den Aufbau einer linke Netzwerk- 
struktur innerhalb der internationalen 
Protestbewegung zu forcieren und 
schließlich 

%*% den TeilnehmerInnenkreis gegen- 
über den vorangehenden Kongressen 
deutlich zu erhöhen. 


Aufbruchstimmung 


Zumindest Letzteres ist ohne 
Abstriche gelungen. Bis zu tausend 
Menschen beteiligten sich am Kon- 
gress. Damit wurden alle internen 
Schätzungen weit übertroffen. Die 
These, dass es nach den Demonstra- 
tionen in Seattle und Genua gegen die 
WTO und den G 8-Gipfel einen Auf- 
bruch der internationalen Protestbe- 
wegung auch in Deutschland gegeben 
hat, wurde durch diesen Zulauf be- 
stätigt. Auch die Attentate vom 11. 
September haben zu keinem Abbruch 
geführt. Vom Aufbruch profitieren 
nicht nur Netzwerke wie ATTAC, son- 


dern auch linkere Strukturen wie die 
BUKO. Die Aufbruchstimmung war 
auch auf dem Kongress überall zu 
spüren. 

Die Demonstrationen von Seatt- 
le und Genua haben die politische 
Landschaft somit deutlich verändert. 
Es kam zu einer bemerkenswerten 
»Rehabilitierung von Protest«. Die 
Straße als Terrain politischer Ausei- 
nandersetzung wurde wieder aufge- 
wertet. Im Gegensatz dazu waren in 
den 90er Jahren die Konferenzsäle die 
bevorzugten Orte politischen Han- 
delns. Es war die hohe Zeit des »Libe- 
ralismus der Erschöpften« (W.-D. 
Narr), in der NGO-Experten den Ton 
angaben und den gepflegten Dialog in 
Lobbygesprächen mit den Herrschen- 
den in Politik und Wirtschaft suchten. 
Nach dem Epochenbruch von 1989 
hatte die übergroße Mehrheit der ent- 
wicklungspolitischen Community Ab- 
schied genommen von der Analyse 
und der Kritik von Machtstrukturen. 
Stattdessen gewann der Diskurs der 
»Einen-Welt« an Bedeutung. Man ima- 
ginierte sich in eine globale Zivil- 
gesellschaft, in der die VertreterInnen 
der NGOs mit den Herrschenden an 
Runden Tischen sitzen und durch die 
Macht des besseren Arguments im 
herrschaftsfreien Diskurs die Welt zu 
verbessern hofften. Der Platz des poli- 
tischen Gegners war verwaist. Macht- 
und herrschaftskritische Positionen 
wie die des BUKO führten ein Schat- 
tendasein. In Seattle und Genua ge- 
lang es, mit der Kritik an zentralen 
Institutionen (IWF, WTO, G 8) der 
neoliberalen Globalisierung die Hege- 
monie des konsensorientierten Poli- 
tikmodells zu brechen und somit nach 
langer Zeit wieder einen politischen 
Gegner zu konstituieren. Dadurch 
eröffneten sich wieder neue Hand- 
lungs- und Denkräume. Die zahlrei- 
chen Demonstrationen seit Seattle be- 
legen dies genauso wie der Umstand, 
dass eine Kapitalismuskritik wieder 
möglich ist. In der nachvollziehbaren 
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Zuspitzung der Kritik auf Institutionen 
wie IWF, WTO und G 8 droht aller- 
dings die Gefahr einer verkürzten 
Kapitalismusanalyse oder einer Perso- 
nalisierung gesellschaftlicher Verhält- 
nisse. 


Die BUKO (Bundeskoordination 
Internationalismus) 


Auf Anregung des damaligen Entwick- 
lungshilfeministers Erhard Eppler, der sich 
einen zentralen Ansprechpartner für die 
zahlreichen Dritte-Welt-Gruppen und Solidari- 
tätskomitees wünschte, wurde der BUKO (Bun- 
deskongress entwicklungspolitischer Aktions- 
gruppen wie er 25 Jahre lang hieß) 1977 
‚gegründet. Der BUKO emanzipierte sich schnell 
von seinem politischen Ziehvater und beging 
einen Vatermord als er zu Beginn der 80er 
Jahre im Rahmen der Aktivitäten der Friedens- 
bewegung zur Blockade des BMZ (Ministerium 
für wirtschaftliche Zsammenarbeit) aufrief. 
Seinen Höhepunkt und größten Einfluss hatte 
er bei der Kampagne gegen IWF und Weltbank 
als ca. 80000 Menschen in Berlin gegen diese 
beiden Institutionen demonstrierten. Mit dem 
Epochenbruch von 1989, der Wahlniederlage 
der Sandinisten in Nicaragua und dem Er- 
starken einer konsensorientierten Lobbypolitik 
stürzte der BUKO zu Beginn der Wer Jahre in 
eine tiefe Krise. Der BUKO bielt zum einen an 
einer radikalen Macht- und Herrschaftskritik 
‚fest. Auf der anderen Seite begann man aber 
das eigenen Selbstverständnis von Solidarität 
zu hinterfragen, das oft von sehr eurozentri- 
schen und patriarchalen Vorstellungen von 
Befreiung, Entwicklung und Fortschritt geprägt 
war. Dies führte zum Abschied von der klassi- 
schen »Dritte-Welt-Solidarität« und zu einer 
stärkeren Auseinandersetzung mit der Si- 
tuation im eigenen Land. In der diesjährigen 
Umbenennung in »Bundeskoordination Inter- 
nationalismus« wurden der Abschied von 
Entwicklungspolitik auch in der Namens- 
‚gebung sichtbar. 
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Öffnung der BUKO 


Ein zweites wichtiges Anliegen 
war die verstärkte Öffnung der BUKO 
in Richtung feministischer, antirassis- 
tischer, antimilitaristischer und antifa- 
schistischer Gruppen. Zu den Vorbe- 
reitungstreffen wurde deshalb breit 
eingeladen. Der Umstand, dass sich 
u.a. die MigrantInnenorganisation ka- 
nak attak, die Antifaschistische Aktion 
Berlin, die DFG-VK Hessen, die femi- 
nistische Gruppe respect-los oder 
Libertad aktiv am Kongress beteiligten, 
zeigt, dass diese Öffnung angenom- 
men wurde. Der Kongress wurde von 
vielen Menschen besucht, die bisher 
der BUKO fern standen - auch aus dem 
antifaschistischen Spektrum. Der Ver- 
such der Öffnung war nicht nur dem 
Wunsch nach verstärkter Zusammen- 
arbeit mit anderen linken Spektren ge- 
schuldet. Dies ergibt sich aus der im- 
mer stärkeren Überschneidung der 
Handlungsfelder. Neoliberale Globali- 
sierung ist ein umfassendes, wenn 
auch in all seinen Bereichen wider- 
sprüchliches Projekt, das mittlerweile 
alle Poren des Alltags durchdringt. Im 
Mittelpunkt der Analysen stand die ge- 
genseitige Durchdringung von politi- 
schen und ökonomischen Prozessen. 
Kritisiert wurde die gängige Vorstel- 
lung, wonach sich »die Ökonomie« 
von »der Politik« verselbstständigt hät- 
te und nun wieder an die Leine der 
Politik gelegt werden müsste. Die 
Politik ist nicht das Gegenüber einer 
neoliberalen Ökonomie, sondern hat 
diesen Prozess über staatliche und su- 
prastaatliche Institutionen moderiert, 
kanalisiert und vorangetrieben. Der 
Prozess neoliberaler Globalisierung 
wird gestützt durch ein ganzes Bündel 
von Sicherungsmechanismen. Auf der 
militärischen Ebene spielen die Kri- 
senreaktionskräfte bzw. Schnellen Ein- 
greifstruppen eine zentrale Rolle. Krie- 
ge bekommen immer stärker den 
Charakter von Polizeieinsätzen, mit 
denen die Hegemonie der NATO-Staa- 
ten abgesichert werden soll. Eine zen- 
trale Rolle spielen die Grenz- und 
Migrationsregime (Schengen-Abkom- 
men) mit denen unerwünschte Migra- 
tionsbewegungen verhindert werden 


sollen. Immer mehr Menschen wer- 
den dadurch in die Illegalität getrie- 
ben. Anhand der Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen der Illegalisierten 
kann man deutlich die Folgen einer 
neoliberalen Globalisierung im Alltag 
aufzeigen. In ihnen verdichten sich die 
patriarchalen und rassistischen Struk- 
turen. Folgerichtig wurde von kanak 
attak zu einer Legalisierungskampag- 
ne aufgerufen. Die in den letzten 
Jahren relativ starke Ausdifferenzie- 
rung in Teilbereichslinke muss auf 
Grund dieser Entwicklungen 
überwunden werden. Auch die zu- 
nehmende rechte bis rechtsradikale 
Globalisierungskritik zwingt die inter- 
nationalistische Szene, sich damit stär- 
ker auseinanderzusetzen. Umgekehrt 
ist es folgerichtig, dass auch im Antifa- 
Spektrum zunehmend über die neoli- 
berale Globalisierung diskutiert wird. 
Es ist also sinnvoll, Strukturen zu 
schaffen, mit denen der begonnene 
Öffnungs- und Austauschprozess ver- 
stetigt und intensiviert werden kann. 


Aufbau eines linken 
Netzwerkes 


Die seit Seattle neu entfachte 
Bewegungsdynamik hat neue Organi- 
sationsformen entstehen lassen. Am 
bekanntesten ist derzeit ATTAC. Dabei 
handelt es sich um ein Netzwerk, das 
sich ursprünglich die Besteuerung 
Finanzspekulationen auf die Fahne ge- 
schrieben hat. Von den Forderungen 
her kann man ATTAC als Sammlungs- 
bewegung einer »außerparlamentari- 
schen Sozialdemokratie« bezeichnen, 
die den Platz besetzt, der durch die 
neoliberale Wendung der meisten so- 
zialdemokratischen Parteien frei ge- 
worden ist. ATTAC hat innerhalb kür- 
zester Zeit eine rasante Entwicklung 
gemacht. Der ATTAC-Hype hat viele 
Gründe: zum einen betreibt ATTAC ei- 
ne professionelle Medienarbeit und 
wird deshalb als Sprachrohr der »Glo- 
balisierungsgegnerInnen« wahrge- 
nommen. Zum anderen analysiert es 
die neoliberale Globalisierung nicht 
als ein umfassendes soziales und poli- 
tisches Projekt, sondern betont vor al- 
lem die Schattenseiten und die Defi- 
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zite der Globalisierung, die vor allem 
durch die Finanzökonomie verursacht 
würden. Schließlich macht ATTAC 
scheinbar oder tatsächlich konkrete 
Vorschläge, die dem herrschenden 
Politikverständnis von »Konstruktivi- 
tät« entsprechen. Der Netzwerkcha- 
rakter bedeutet auf der anderen Seite 
aber auch, dass ATTAC keine homoge- 
ne Organisation ist. Die Dynamik der 
internationalen Protestbewegung hat 
ATTAC nicht nur konstituiert, sondern 
auch transformiert. Trotz aller Kritik 
ist nicht zu übersehen, dass die 
Analysen der neoliberalen Globalisie- 
rung bei ATTAC differenzierter gewor- 
den sind. Die von Ort zu Ort sehr 
unterschiedlichen Bedingungen eröff- 
nen auch Räume für linke Inter- 
ventionen. Allerdings kann eine radi- 
kal herrschaftskritische Linke m.E. 
nicht in ATTAC aufgehen, sondern 
muss sich eine eigene Netzwerkstruk- 
tur schaffen, die vor allem zwei Funk- 
tionen erfüllen könnte: Zum einen soll 
es über Seminare und Kongresse ein 
Forum des Austausches sein, auf der 
die diskussionsbereiten Strömungen 
in der radikalen Linken ihre Diffe- 
renzen diskutieren können ohne die- 
se vereinheitlichen zu müssen. Zum 
anderen soll - wenn möglich — auch 
in politische Debatten interveniert 
werden. Die BUKO will ein wichtiger 
Teil dieser Netzwerkstruktur sein. Ein 
Anfang wurde mit dem diesjährigen 
Kongress gemacht. Ob dies ein einma- 
liges Ereignis bleibt, hängt auch davon 
ab, ob es gelingt, einen gemeinsamen 
inhaltlichen Austauschprozess auf Se- 
minaren und Kongressen voranzutrei- 
ben. 


ef., Arbeitsschwerunkt 
Weltwirtschaft im BUKO 
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Khk INKRRIE UND PRREIS DER WINPIE 


Auch Präsidenten haben Visionen, und 
auch sie haben noch lange nicht die 
Möglichkeiten, sie umzusetzen. Unter- 
stellen wir George W. Bush doch ein- 
fach mal, dass auch er von einer bes- 
seren Welt träumt, einer, in der es 
keine Reiche des Bösen mehr gibt, in 
der ein Amerika kultureller Diversität 
armutsfrei doch fleißig vor sich hin 
brummt. Unterstellen wir, dass er lie- 
ber Captain der Enterprise wäre, in ei- 
nem 24. Jahrhundert, in dem es kein 
Geld geben muss, damit Menschen 
und Menschen mit Stirnhöckern glei- 
chermaßen zufrieden ihrem Tagewerk 
nachgehen und dankbar sind, in der 
großen Familie einer friedensbringen- 
den Militärmacht aufgehen zu dürfen. 
Unterstellen wir, dass es nicht nur den 
amerikanischen Traum gibt, sondern 
auch den amerikanischen Träumer, 
der das amerikanische Utopia er- 
schafft, in dem wir Linken — geben wir 
es doch zu — uns auch ganz heimisch 
fühlen könnten. 

Nicht nur das Zitat, auch dessen 
Urheber war also gut gewählt zum Auf- 
takt des zweiten Out of this world- 
Kongress, der vom 31. Mai bis 2. Juni 
2002 in Bremen stattfand. Damit hier 
nicht der Eindruck entsteht, die knapp 
hundert TeilnehmerInnen des Kon- 
gresses zu Utopie und Science Fiction 
wären glücklich im Zustand visionärer 
Verklärung entschwunden, sei jedoch 
gleich vorweg gesagt, das genau dieser 
Zustand hier zum Gegenstand treffen- 
der Kritik wurde — und das nicht nur 
seitens der Veranstalter. 


Das revolutionäre Suspekt 


Bei aller Berechtigung der Fra- 
ge, wie weit linksradikale Theorie 
überhaupt über die Kritik des Beste- 
henden hinausweisen kann, hat sie 
sich doch das Interesse an der Beschaf- 
fenheit der Zukunft nicht ganz aus- 
treiben lassen, dass sie mit der Science 
Fiction teilt. Tatsächlich ist ja allein 
dieses Interesse auch noch nicht 
gleichbedeutend mit der Suche nach 
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dem revolutionären Subjekt oder gar 
der perfekten Gesellschaftsform. Die- 
ses Interesse teilen eher Leninismus 
und literarische Utopie, die nicht oh- 
ne Grund von der Science Fiction ab- 
zugrenzen ist, auch wenn beide gerne 
Welten bauen. 

Die Frage, wie positiv linke Kri- 
tik sein kann, ohne entweder in tota- 
litäre Ideologisierung oder konstrukti- 
ve Teilhabe an der wertförmigen 
Vergesellschaftung zu betreiben war es 
letztlich, die auch die Hauptveranstal- 
tung des Kongresses umtrieb. Verhan- 
delt wurde sie anhand sowohl 
literarischer Beispiele, als auch 
an klassischen realpolitischen 
Nischenprojekten. Allen die- 
sen Gegenständen war ge- 
mein, dass sie sich im Grenz- 
feld zwischen _utopischer 
Projektion und realpolitischer 
Umsetzbarkeit bewegten. 
Wohlgemerkt ist mit dem Auf- 
enthalt in diesem Kontinuum 
noch nicht radikale Gesell- 
schaftskritik garantiert. 


Das literarische Suspekt 


Zu den literarischen 
Utopien lässt sich festhalten: Je 
perfekter, desto suspekter. 
Science-Fiction-Leser wissen, 
wie schnell noch die gutge- 
meinteste sozialistische Utopie 
in den Totalitarismus der ei- 
nen großen Idee umschlägt. 
Gemein ist den allzu funktio- 
nierenden Utopien, dass gera- 
de ihr hervorragendes Funk- 
tionieren darauf basiert, dass jeder 
ihrer Teilhaber ein Einsehen in die ab- 
solute Notwendigkeit des vorherr- 
schenden Lebensstils hat. Notwendige 
Arbeit wird nicht nur erledigt, sondern 
als Erfüllung aufgefasst, die totale 
Unterordnung unter das Gemeinwe- 
sen wird allzu oft zum Nirvana des 


George W. Bush 


Diesseits stilisiert. In solchen Utopien 
können Konflikte nur von außen, 
durch Fremdkörper, eingebracht wer- 
den. Die Logik ihrer Austragung ist 
demgemäss eine der Eliminierung des 
verfälschenden Elements. Perfekte 
Utopien sind meistens jene, die ihre 
Lebensart nur gegen äußere Feinde 
verteidigen müssen, da sie keine inne- 
ren Widersprüche kennen. In diesem 
Sinne ist auch die Idealvorstellung der 
bürgerlichen Gesellschaft, in der jeder 
seine Selbstverwirklichung durch Ar- 
beit erfährt, eine Utopie. Zwar kann 


Reizbarer Schreiberling 


ihr angestrebter Zustand des Aus- 
gleichs niemals erreicht werden, den- 
noch kann die Verfolgung ihrer Utopie 
nur zur unerquicklichen Fortsetzung 
ihrer Realität führen. Als Antwort auf 
die perfekten Utopien, mögen sie auch 
gut gemeint sein, bleibt also nur höfli- 
che Zurückweisung. 
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Glücklicherweise ist die wider- 
spruchsfreie Utopie nicht gerade die 
verbreitetste Unterart der Science Fic- 
tion. Kein Wunder, schließlich ist sie 
tödlich langweilig. Entsprechend in- 
teressanter war auch die Auswahl der 
Romane, mit denen aufdem Kongress 
gearbeitet wurde: Ursula K. LeGuins 
Klassiker »Planet der Habenichtse« von 
1974 ist definitiv Kind seiner Zeit und 
verhandelt durchaus ergiebig die 
Blockkonfrontation. LeGuins Kritik 
am Realsozialismus ist einfach und er- 
giebig, und ihr anarchistisches Utopia 
auf dem kargen Mond Anarres hat et- 
was von einer Hausbesetzergemein- 
schaft. Anarres ist in seinem Isolatio- 
nismus und mit seinen sozialen 
Zwangsmechanismen sicher nicht per- 
fekt, dennoch handelt es sich um ein 
positives Gegenbild zum Kapitalismus. 
Auffällig ist, dass wir es mit einer 
Utopie der Notwendigkeit zu tun ha- 
ben: da der Mond Anarres im Prinzip 
Lebensfeindlich ist, basiert sie auf der 
vorrausgesetzten Einsicht aller in die 
Richtigkeit des eigenen Projekts. Le- 
Guin schwankt zwischen der Versu- 
chung, die perfekte Gesellschaft zu 
konstruieren und der notwendigen 
Selbstkritik dieser Gesellschaft. Was 
dabei leider auf der Strecke bleibt, ist 
die Kritik am Kapitalismus. Die be- 
schränkt sich, auch bei der selbstkriti- 
schen Utopie, nämlich letztlich auf 
eine Gegenüberstellung seines Zu- 
standes mit dem utopischen Zustand, 
ohne diese Zustände tatsächlich ana- 
lysieren oder erklären zu können. Die 
Historizität geht damit insofern verlo- 
ren, dass mit der Utopie eine Perspek- 
tive gesetzt wird, die scheinbar los- 
gelöst von den Verhältnissen existiert, 
in denen sie entsteht, und die ja genau 
die kapitalistischen sind. Gerade 
»Planet der Habenichtse« kann seine 
historische Herkunft allerdings kaum 
verleugnen. Auch die selbstkritische 
Utopie scheint also kein geeignetes 
Instrument der Kritik der bürgerlichen 
Gesellschaft zu sein, zumindest, wenn 
Kritik als etwas verstanden wird, dass 
über eine reine Meinungsbekundung 
hinausgeht. 

Durchaus als Fortentwicklung 
des LeGuinschen Ansatzes lässt sich 


Kim Stanley Robinsons Mars-Trilogie 
lesen, die während der Wer Jahre ent- 
standen ist. In drei Bänden macht der 
Autor den Gesellschaftsbaukasten auf 


“ undbedient sich eklektizistisch bei So- 


zialismus, Anarchosyndikalismus und 
der Vorstellung von systemüberwin- 
denden Reformen. Dabei vermeidet er 
angenehmerweise die Simplifizierung 
durch Isolationismus. Die Fortent- 
wicklung der Erde wird mit der der 
utopischen Mars-Gesellschaft verwo- 
ben, so dass diese keinesfalls zum ab- 
geschlossenen Universalprojekt wer- 
den kann. Dazu ist Robinsons Utopie 
eine der Entwicklung, die auf keinen 
logischen Endpunkt abzielt, sondern 
vom Bemühen gekennzeichnet ist, 
Zwangs- und Notverhältnisse zu mini- 
mieren. Freilich bedient auch er sich 
jedoch zumindest zu Beginn des li- 
terarischen Tricks der lebensfeindli- 
chen Umgebung, die ein primäres 
Grundeinverständnis in das gemeinsa- 
me Projekt erzeugt. Insgesamt bietet 
Robinsons Trilogie durchaus Anknü- 
pfungspunkte für linke Kritik an den 
herrschenden Verhältnissen: Proble- 
matisiert wird hier nicht nur, dass die 
Gesellschaft nicht einem bestimmten 
Ideal entspricht, sondern die Art und 
Weise, in der sie Zwang und Herr- 
schaft produziert. 


Das verkörperte Suspekt 


Gewissermaßen zum Gegen- 
lesen präsentierte das Podium am Frei- 
tagabend auch zwei Vertreter realexi- 
stierender Utopismen. Während die 
Nachrichten aus Christiania, einer Ko- 
operation in Dänemark mit lokaler 
Währung, eher ernüchternd ausfiel, 
ließen zumindest die Fürsprecher der 
GPL (General Public License)-Gesell- 
schaft vom Netzwerk Oekonux Grund 
zur Hoffnung. Christiania, dem fleisch- 
gewordenen Hippie-Traum, ist sicher 
durchaus ein friedfertig-spießiger 
Charme zuzutrauen. Es gibt auch 
kaum Gründe, ein Projekt abzuleh- 
nen, dass sich mit der Lokalisierung 
von Waren- und Geldströmen beschäf- 
tigt, indem es Lokalgeld herausgibt 
(Sieht man mal von dem Verdacht des 
strukturellen Antisemitismus ab, der 
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das Feindbild Großkapital bekann- 
termaßen teilt und die Lokalisierung 
von Wirtschaft ebenso gern hat wie 
konkrete Arbeit und ihren Wert). Mo- 
dellcharakter kann es jedoch schon 
deshalb nicht haben, weil es bereits als 
Nische innerhalb des realexistieren- 
den Kapitalismus angelegt ist und sei- 
ne Grundstrukturen im kleineren 
Maßstab nachvollzieht. Das mag netter 
und überschaubarer sein, anders ist es 
nicht. Besonders deutlich wird das 
daran, dass Christiania sich seine Lo- 
kalwährung durch Pfund decken lässt. 
Das ist notwendig und gut so, da es ge- 
währleistet, dass das Projekt jederzeit 
zum gleichen Preis wieder verlassen 
werden kann. Mehr als Selbstverwirk- 
lichung ist damit jedoch nicht drin. 
Konkrete Entzwanglichung also, die 
jedoch gerade an den spezifischen 
Zwängen des Kapitalismus mit Haut 
und Haaren hängt. 

Die Vorstellung einer GPL-Ge- 
sellschaft basiert auf der aktuellen 
Entwicklung freier Software. Freie 
Software wird ohne Bezahlung herge- 
stellt und entsprechend gratis vertrie- 
ben. Da die Programmierer freier Soft- 
ware problemorientiert arbeiten, sind 
die entsprechenden Produkte meis- 
tens von überdurchschnittlich hoher 
Qualität. Den GPL-Fans von Oekonux 
muss man mit Sicherheit einräumen, 
dass sie einen Typ immaterieller Arbeit 
geortet haben, der sich der wertförmi- 
gen Vergesellschaftung tatsächlich ein 
Stück weit zu entziehen scheint. Die 
Schlussfolgerung, dass Free Software 
zur Keimzelle einer neuen Gesell- 
schaft werden könne, in der Produk- 
tion und Konsumtion allein auf Krea- 
tivrem Drang und Bedürfnis beruhen 
erscheint jedoch mehr als nur etwas 
überhöht. Mag Free Software auch 
mittlerweile eine bedeutende Größe 
auf dem Informationsmarkt sein, ist 
sie letztlich trotzdem genau das: Eine 
Größe auf dem Informationsmarkt. 
Dieser Markt wird jedoch weiterhin 
auch auf der Beschränktheit von Zu- 
griff beruhen und darauf, das Infor- 
mationszugriff bezahlt wird. Ganz ab- 
gesehen davon ist die postulierte 
Informatisierung von Produktionspro- 
zessen zwar Tatsache. Fraglich ist aber 


doch,ob durch diese Iniformatisierung 
auch die beliebig verfielältig- und ver- 
schickbare Qualität von Bäts und Bytes 
auf andere Warenformen übertragbar 
wird. Genau diese Qualitätgibt jedoch 
den Ausschlag für die Entwicklung von 
Free Software, Letztlich gilt auch hier, 
dass die GPL-Gesellschaft eine (wenn 
auch nicht geographisch abgegrenzte) 
Nische innerhalb des Kapitalismus 
darstellt, die ohne sein Funktionieren 
ebenfalls zusammenbrechen würde. 
Neu ist tatsächlich, dass im Bereich der 
Free Software Gebrauchswerte ge- 
schaffen werden, wie sie der Kapita- 
lismus sonst nur im Rahmen von Ar- 
beit hervorbringt. 

Auch wenn Free Software nicht 
gerade die Keimzelle der neuen Ge- 
sellschaft ist, bietet sie doch einen weit 
brauchbareren Standpunkt für die 
Kritik des bestehenden als Christiania: 
Die Feststellung, dass in gewissen Be- 
reichen weitgehend zwangsfreie Pro- 
duktion von Gütern und kostenfreie 
Befriedigung von Bedürfnissen mög- 
lich ist erlaubt die Frage, warum es 
nicht überall so sein kann. Eine Unter- 
suchung des Kapitalismus auf diese 
Frage hin fördert die Strukturen zuta- 
ge, die Gegenstand der Kritik sein 
müssen. 


Die suspekte Utopie 


Wieder bei der Science Fiction 
angelangt stellt sich die Frage nach der 
Produktion kritikprovozierender Tex- 
te beziehungsweise der Produktion 
entsprechender Lesarten. Wenn die 
Relevanz der Science Fiction darin 
liegt, Kritik an den bestehenden Ver- 
hältnissen hervorbringen zu können, 
die über ein bloßes Gegenüberstellen 
von Gesellschaftsformen hinausgeht, 
sondern stattdessen in die Tiefe reicht, 
sollte sie sich dann überhaupt der 
Utopie befleißigen? Kann die Utopie 
letztlich mehr behandeln als die Aus- 
drucksseite der Gesellschaft? Der SF- 
Autor Marcus Hammerschmitt äußerte 
sich auf dem Kongress dahingehend, 
dass es Aufgabe der Science Fiction sei, 
die Verhältnisse »zur Kenntlichkeit zu 
entstellen«. Damit wäre sie ein satiri- 
sches Projekt, eine Form der Über- 


spitzung von Wirklichkeit. Auch die 
‘Satire übt sich jedoch kaum im über 
«die Verhältnisse'hinausweisen, sie kri- 
ıtisiert die Gesellschaft viel eher an 
iihrem eigenen Ideal und trägt oft die 
‚gute Hoffnung unter dem Herzen, sie 
möge diesem Ideal doch eines Tages 
entsprechen. Sie ist insofern nicht zu 
verwechseln mit der Dystopie, die der 
Utopie am nächsten steht, da sie eben- 
falls die reine Herrschaft einer be- 
stimmten Idee beschreibt. Demge- 
mäss sind Utopie wund Dystopie 
zuweilen auch recht schwer voneinan- 
der zu unterscheiden. 

Das »Entstellen«!ließe sich aber 
auch als Dislokation lesen, und hierin 
wird die Science Fictionals Träger von 
Kritik am wirksamsten: Indem sie be- 
kannte Grundannahmen über die 
Gesellschaft in unbekannte Gefilde 
verlagert, oder aber umgekehrt durch 
das Entfernen oder Verzerten von 
Grundannahmen die Gesellschaft zu 
einer uns unbekannten macht. Eine 
solche literarische Praxis macht, wenn 
sie gelingt, die Kontingenz des kapita- 
listischen Zusammenhangs deutlich 
und stellt seine überhistorische 
Schlüssigkeit damit in Frage. So gese- 
hen steht die radikale Kritik in der 
Science Fiction dem Dekonstruktivis- 
mus nahe: An keinem anderen litera- 
rischen Ort lassen sich die Kategorien 
Arbeit, Wert und Geschlecht so an- 
schaulich und radikal in Frage stellen 
(Wer's nicht glaubt, sollte sich Bücher 
wie »Trouble on Triton« von Samuel 
Delany oder »The Female Man« von 
Joanna Russ vornehmen). Im luftlee- 
ren Space macht so ein Unterfangen 
jedoch recht wenig Sinn. Michel Fo- 
cault etwas entstellend, möchte ich 
deshalb die Heterotopie als zentralen 
literarischen Raum der radikalen Kritik 
ins Feld führen: Focault bezeichnet 
mit diesem Begriff die wirklichen Orte 
in der Gesellschaft, die speziellen 
Regelsystemen unterliegen, durch die 
allgemeingültige Regelsysteme teil- 
weise außerkraftgesetzt werden. Irren- 
häuser können in diesem Sinne eben- 
so heterotope Räume sein wie 
Expeditionsschiffe. Die literarischen 
Räume in der Science Fiction, die ra- 
dikale Kritik anregen, gleichen sol- 


henlheterotopen Räumen. Ein Merk- 
makssölcher literarischen Orte ist, dass 
ssienicht nur um ihrer selbst willen, als 
Gesellschaftsgemälde, gebaut werden, 
sondern die Orte sind, die Konflikte 
hervorbringen. Um sinngemäß noch- 
mals\Marcus Hammerschmitt zu zitie- 
ren:In der Science Fiction ist die fikti- 
ve Gesellschaft nicht Selbstzweck, 
sondern Bühne für den Konflikt. 
Undider Konflikt ist es schließ- 
lich, für denwir uns interessieren. 


Das Post Suspektum 


»Thereisıno need to get upset. 
You're making mo decisions here,« 
wusste Ditlev Nissen aus Christiania 
ptäventiv und trefflich anzumerken. 
Freilich sollte diese. Zustimmung nicht 
als eine Behauptung der Irrelevanz 
des Kongresses ausgelegt werden. Die 
Beiträge zu Utopie, Hollywoodschem 
Antifemäinismus und natürlich Star 
Trek waren allesamt so unterhaltend 
und erhellend wie die Diskussionen 
ergiebig. Was durchaus eine Menge 
damit zu tun haben könnte, um die ei- 
gen Marginalität zu wissen. Zweifel- 
sohne eine Erkenntnis, die man 
manch anderem linken Kongress im 
Geiste der Entspannung und Kreativi- 
tät nur wünschen kann. 


‚phase zwei, Berlin 
Internet: 
www.outofthisworld.de 
www.oekonux.de 
www.starzeck.de 
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Eine Lund 


Te 4 


PPrt 
DIE METRFHSSIR DES FRSEHISMUS 


„Für mich klingt das ganz nach 
einer Diktatur“ - Senatorin 
Amidala 

„Wenn es funktioniert“ - Anakin 
Skywalker 


Bei Star Wars: Episode I ließ sich der 
großnasige Kleinkapitalist Watto ja 
noch zweifelsfrei als der ewige Jude 
identifizieren, und auch der Hand- 
langer des Bösen, die laut Vorspann 
„unersättliche“ Handelsföderation ließ 
genug Raum für entsprechende Pro- 
jektionen. Das berechtigte Urteil war 
schnell gefunden: Wir hatten es mit ei- 
nem antisemitischen Machwerk zu 
tun. Wie viel angenehmer waren da 
doch die Visionen der Original-Trilo- 
gie, in der das Böse noch das Gesicht 
der imaginierten Gesamttotalität von 
Faschismus und Kommunismus trug, 
die letztlich nicht zuletzt vor dem ker- 
nigen Charme Harrison Fords kapitu- 
lieren musste. Doch jetzt ist Episode II 
eingeschlagen, und siehe: Auch Ster- 
nenkrieger können vielschichtig sein. 
Und so müssen die Jedi-Ritter in Epi- 
sode II das spezifisch bürgerliche 
Trauma vom Aufstieg des Faschismus 
erleben, an dem sie selbst nicht ganz 
unschuldig sind. Die Frage, wie es da- 
zu kommen konnte, kann uns George 
Lucas letztlich ebenso wenig beant- 
worten, wie sie selbst es können. 
Wahrscheinlich musste er die Dialek- 
tik der Macht erfinden, weil er die Dia- 
lektik der Aufklärung verpasst hat... 


Dunkle Herzen 
„Ich liebe die Demokratie“ 
- Kanzler Palpatine 


Die Republik, die in Episode II 
durch Korruption und Separatismus 
bedroht ist, repräsentiert zweifellos 
das große Projekt des westlichen Uni- 
versalismus: Eine Ordnung zu schaf- 
fen, die im Rahmen der wertförmigen 
Vergesellschaftung Ausgleich und Ge- 
rechtigkeit hervorbringt. Die eigentli- 
che Bedrohung dieser Idealgesell- 
schaft kommt allerdings nicht von 
Außen, sondern aus ihrem Innersten. 
Darth Sidious, die Verkörperung der 
dunklen Seite der Macht, so weiß der 
eingeweihte Fan, ist niemand anders 
als Kanzler Palpatine, politischer Füh- 
rer der Republik und vorgeblich auf- 
rechter Demokrat. Jetzt erneut Anti- 
semitismus zu wittern, verfehlt den 
Kern der Sache zwar nicht völlig, wird 
aber der Vielschichtigkeit der Situation 
nicht gerecht: Vielmehr scheint Lucas 
sich hier beim näheren Hinsehen dem 
Liebknechtschen »Der Hauptfeind 
steht im eigenen Land« zu verpflich- 
ten. Denn Palpatine ist tatsächlich kein 
Fremdkörper im Herzen der Republik, 
er ist dort Zuhause. Wirtschaftliche 
Korruption scheint nicht sein Bier zu 
sein — Sein Machtstreben ist ein abso- 
lutes. Während seine Methoden hin- 
tergründig sind, ist die von ihm ange- 
strebte Herrschaft eher direkt als 
manipulativ. 

Palpatine selbst ist es, der die 
dunkle Bedrohung von Korruption 
und Separatismus hervorbringt. Je- 
doch ist er nicht mit dieser Bedro- 
hung identisch, ihre Inszenierung ist 
ihm nur Werkzeug, um den repres- 
siven Reflex der Republik zu provo- 
zieren — Militarisierung und Ermäch- 
tigungsgesetze. Hier könnte Lucas 
tatsächlich aus einem bundesdeut- 
schen Geschichtsbuch über die 
Weimarer Republik angeschrieben 
haben, denn die Sündenböcke Pal- 
patines lesen sich wie ein who’s who 
faschistischer Feindprojektionen: 


5 VEREIRKE DIE DUNKEE SEI EE,.. 


Neben der schon bekannten Handels- 
föderation mit ihrer (in der deutschen 
Synchronisation) erbfeind-französi- 
sierten Aussprache sitzen am runden 
Tisch der Separatisten das Banken- 
Konsortium und die Droiden-Födera- 
tion, deren Delegierter nicht umsonst 
als die Verkörperung des Arbeiters als 
Bestandteil der Fabrik erscheint. Die 
KPD lässt grüßen. Unter der Führung 
von Count Dooku, der für sich in An- 
spruch nimmt, selbst den Kampf ge- 
gen die Korruption zu führen, arbei- 
ten sie am Sturz der Republik, ohne 
jemals die eigentliche Gefahr zu sein. 
Dooku arbeitet tatsächlich für Palpa- 
tine, der wiederum für den faschistisch 
überhöhten Machtanspruch der Repu- 
blik steht. Die separatistischen Kräfte 
werden als Wegbereiter des Faschis- 
mus aufgefasst — Ganz, wie es der KPD 
in den Zwanzigern gerne nachgesagt 
wird. 

Während Star Wars zum einen 
die Konstruktion des abstrakten Kapi- 
tals (militärisch interessanterweise 
vertreten durch Kampfdroiden) durch 
die faschistische Ideologie hervorhebt, 
lässt sie andererseits die der Ideologie 
nur scheinbar vorgängigen Subjekte 
als solche intakt. Für Star Wars gibt es 
das Weltjudentum also tatsächlich, 
und es trägt logischerweise auch eine 
Mitschuld an seiner Sündenbockfunk- 
tion für den Faschismus. Kritikwürdig 
erscheinen hier nicht die Grundvor- 
stellungen des Faschismus, sondern 
ihre totalitäre Konsequenz. Damit teilt 
Star Wars das Dilemma bürgerlicher 
Faschismusanalysen, die nicht in der 
Lage sind, strukturellen Antisemitis- 
mus als generativen Prozess zu begrei- 
fen, der durch seine Erzählpraxis so 
etwas wie die jüdische Weltverschwö- 
rung diskursiv hervorbringt, ohne bis 
kurz vor Schluss jemals von Juden re- 
den zu müssen. 


Ein Jedi tut, was zu tun ist 
„Von einem Sieg du sprichst, 
Obi-Wan? Der Angriff der 
Klonkrieger begonnen hat“ 
- Yoda 


Dieses Dilemma verdeutlicht 
sich in der Rolle der Jedi-Ritter. Als 
Repräsentanten der friedfertigen und 
wehrhaften Demokratie tun sie das, 


CHANCEEEORTPALPATINE 


was in ihrer Logik das einzig richtige 
ist - sie verteidigen die Republik. Und 
so werden die eigentlich gutwilligen 
Demokraten zu Wegbereitern des Fa- 
schismus. Der gehasste Gungan Jarjar 
Binks, Paradebeispiel für das erfolg- 
reich integrierte Andere, darf den 
Kriegskrediten zustimmen, da die SPD 
gerade nicht da ist. Und tatsächlich wä- 
re diese Zustimmung ja innerhalb sei- 
ner Logik nicht falsch — schließlich 
muss der Separatismus bekämpft wer- 
den, um die Republik zu retten, und 
tatsächlich kann er nur mit militäri- 
schen Mitteln bekämpft werden. Dis- 
qualifiziert wird diese Handlungswei- 
se für den Zuschauer einzig dadurch, 
dass es ja Palpatine war, der alles ge- 
plant hat, um an die Macht zu gelan- 
gen. Authentische Separatisten haben 
durchaus authentische Gewalt ver- 
dient. Nur sind Dookus Truppen nicht 
authentisch, was auch den Jedi 
schwant. Doch gleich dem automati- 
schen Subjekt können sie nur ihre 
Rolle in Palpatines Masterplan erfüllen 
— Sie selbst sind es, die ihn politisch 
und militärisch ermächtigen, sein fa- 
schistisches Regime zu errichten. Das 
Dilemma der Aufklärung hält sie ge- 
fangen: Denn wenn Maxime ihres 
Handelns sein soll, dass es auch für je- 
den anderen gültige Maxime sein darf 


(wie Kant fordert), dann lautet die 
Frage im Rückschluss: Wie wird dieses 
Handeln zur allgemeingültigen Maxi- 
me, also auch zur Maxime für die Sepa- 
ratisten? Das totalitäre Regime scheint 
die Antwort zu sein. Und so kommen 
wir nicht ohne klammheimliche Freu- 
de in den Genuss, den sanften und 
weisen Yoda als Kommandanten der 
späteren Sturmtruppen zu sehen. 
Auch die Regierung der Weimarer 
Republik bediente sich ja bekannter- 
maßen der faschistischen Freikorps. 
Das I-Pünktchen auf diesem Parallelis- 
mus ist dann, das es sich bei den Klon- 
kriegern um ein eugenisches Projekt 
handelt... 


Das dunkle Andere 

Sie sind wie Tiere, und wie 
Tiere habe ich sie abgeschlach- 
tet - Anakin Skywalker 


Die Frage, die Star Wars letztlich 
unbeantwortet lassen muss, ist die der 
Herkunft des Faschismus. Tatsächlich 
wird er als das notwendige Andere 
transzendental metaphorisiert — Die 
dunkle Seite der Macht ist der not- 
wendige Gegenpart der lichten Seite. 


Damit kommt Lucas einer Analyse 
schon erstaunlich nahe. Entsprechend 
ist Palpatine geschichtslos: Die Her- 
vorbringung des Faschismus als ge- 
genläufigen Prozess zur Etablierung 
des Universalismus der Vernunft bleibt 
unbeschreibbar, eine Kehrseite, die 
erst sichtbar wird, wenn sie zum 
Ausbruch kommt. 

Die Ausbruchsgeschichte wird 
an Anakin Skywalker vollzogen: Nicht 
etwa die innere Logik des bürgerli- 
chen Staates ist es, die den letzten 
Anstoß gibt für das Umschlagen in den 
Faschismus. Dazu muss doch wieder 
ein äußerer Anlass her, die Bedrohung 
oder Verletzung von außen — Der Tod 
von Anakins Mutter Shmi durch die 
Hände der primitiven Tusken. Der 
Faschismus ist also sowohl die Vertei- 
digung gegen die vorzivilisatorische 
Barbarei wie auch der Rückfall in sie. 
Die Moral: Die Demokratie bedarf ei- 
ner ständigen freiwilligen Selbstkon- 
trolle (Und ist deshalb im Gegensatz 
zu Episode II erst ab 18 freigegeben). 
Als Anderes ist nur denkbar das Nach- 
geben gegenüber der Versuchung der 
Gewalt, des Ausagierens der Macht. 
Star Wars erzählt die Logik von bür- 
gerlichem Staat und Faschismus my- 
thisch nach. Genau an der Analyse die- 
ses Verhältnisses muss der Film jedoch 
notwendigerweise scheitern. Der Fa- 
schismus kann nur mystifiziert werden 
als der Exzess, der aus dem eigenen 
Inneren heraus undenkbar ist und so- 
mit entweder aus dem Nichts kommt 
oder vom feindlichen Außen ausgelöst 
wird. Würde die Figur des großen 
Strippenziehers Palpatine aus dem 
Film gestrichen, vielleicht würde dann 
der Faschismus deutlicher als Kehr- 
seite der bürgerlichen Vernunft in Er- 
scheinung treten. Tatsächlich ist er sei- 
ner Selbststreichung erstaunlich nahe, 
erledigen sich doch alle seine Pläne 
praktisch von alleine. Entsprechend 
gesichtslos bleibt er als Darth Sidious 
— für das Volk steht dagegen ein ver- 
antwortungsbewusster Führer bereit. 
Mit Gesicht, wenn auch ohne Rotz- 
bremse. 


‚phase zwei, Berlin 
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Bibi. 


Als vor vier Jahren in Paris das Finale, 
welches Frankreich seinen ersten WM- 
Titel bescherte, beim Endstand von 
3:0 abgepfiffen wurde, gab es einen 
eindeutigen Verlierer: Le Pen. Er hatte 
im Vorfeld der Weltmeisterschaft die 
sogenannte »Nationalmannschaft« mit 
den vielen »Negern«, die nicht einmal 
die »Marseillaise« zu singen imstande 
wären, verhöhnt. Der Sieg befreite das 
Land, das in einem Taumel des Bü- 
ßens für Vichy steckte, von den histo- 
rischen Dämonen seiner Vergangen- 
heit und schien auch dem Spuk Le Pen 
ein Ende zu bereiten. Die multikultu- 
rellen Fußballer wurden als antifaschi- 
stische Stoßtruppe gefeiert und zur 
ideologischen Avantgarde im Kampf 
gegen die Nationale Front verklärt. 
Doch vier Jahre danach ging das in- 


nenpolitische Nachspiel beinahe noch 
verloren. Le Pen selbst war es, der ins 
Finale der Präsidentschaftswahl ein- 
zog, im Gegensatz zur »Equipe Trico- 
lore« aber verlor. 


Erneut ging es diesen Frühsom- 
mer um Fußball und Faschismus. Un- 
ter verschärften Bedingungen muss- 
ten die Schlachten an beiden Fronten 
neu geschlagen werden — zu Hause 
und am anderen Ende der Welt. Die 
Editorialisten hatten ihre Leitartikel 
für die Sonderbeilagen unter dem 
Schock der Präsidentenwahlen ge- 
schrieben. Noch ganz benommen er- 
innerten sie sich ungläubig der Eupho- 
rie und der offensichtlich voreiligen 
Lektionen von 1998. »Das Goal und 
der Gauleiter« stand im »Nouvel Ob- 


servateur über einem Kommentar von 
Jean-Paul Dubois. Der Autor meinte 
das Spiel und die Wahl. Die Tore drau- 
Ben gegen die »jungen Teufel aus dem 
Rest der Welt« und die Stimmen gegen 
»die alten Dämonen« zu Hause: Dies- 
mal, beschwor Dubois die Bürger in 
kurzen Hosen, sollten sie »ohne die 
Vorstellung einer Buße für welche Ver- 
‚geben auch immer« antreten und auf- 
spielen, »ausschließlich auf der Suche 
nach dem Glück des Zusammenspiels 
aller und unter ostentativer Betonung 
der multikulturellen Identität. Für 
den Titel und den Rest wird es genü- 
gen, sich an die Götter zu wenden und 
den Verrücktheiten unserer trickrei- 
chen Spieler zu vertrauen.« Das war 
nach der Präsidentenwahl, aber noch 
vor dem ersten Spiel. Beide Resultate 
sind bekannt. 


Den Gauleiter Le Pen nennt Du- 
bois auch wahlweise »le kaiser«. Teu- 
tonische Schlagworte sind in der fran- 
zösischen Fußballberichterstattung 
und -literatur fast so häufig wie die 

englischen Fachausdrücke. Das 
berühmte Foul in Spanien 1982 
von Torhüter Schumacher gegen 
Battiston wird mit jenen Vo- 
kabeln umschrieben, denen der 
deutsche Begriff der »Aus- 
merzung« am nächsten kommt. 
Trotzdem führte Frankreich da- 
mals im Halbfinale gegen den 
Erzfeind in der Verlängerung 3:1. 
Dann brachte Jupp Derwall Karl- 
=] Heinz Rummenigge, »den man 
F| für verletzt ausgegeben hatte«, 
| erinnert sich »Le Nouvel Obser- 
vateur«, als wäre es gestern ge- 
| wesen. »Man sieht ihn noch: sein 
Gesicht, dieser Wille, diese 
Gehässigkeit.« Nicht weniger 
martialisch wird die Geste ge- 
schildert, mit der Rummenigge 
seine Mitspieler antrieb. »Ich ha- 
be das Spiel immer wieder ange- 
schaut, jedes Mal, wenn es drei 
zu eins steht, glaube ich erneut 
an den Sieg. Und dann kommt 
KHR, und ich weiß, dass alles 
verloren ist.« Im  Elfmeter- 
) schießen verloren die Franzosen, 
die Teilnahme an einem Endspiel 
musste verschoben werden. Se- 
| villa wurde zur Gründungsnie- 
derlage des französischen Fuß- 
balls, der sich ebenso langfristig wie 
gründlich erneuerte. Was der Gene- 
ration des italienischen Einwanderer- 


sohnes Michel Platini, von der noch 
kaum einer im Ausland spielte, versagt 
geblieben war, gelang 1998 den 
Fußballsöldnern um den algerischen 
Fremdarbeitersohn Zinedine Zidane, 
die praktisch überhaupt nicht mehr in 
französischen Klubmannschaften spie- 
len. Der Triumph war die Rache für 
Sevilla. Und der verhieß auch noch die 
Erlösung vom Trauma der Niederlage 
1940 mitsamt der Läuterung vom 
Sündenfall der Kollaboration. 

Erstaunlich souverän gingen die 
Spieler mit seiner Verklärung um. 
Lange wurden sie ihrer Verantwortung 
gerecht, und in einem Europa der auf- 
kommenden populistischen Bewe- 
gungen erwiesen sie sich noch einmal 
als beste Mannschaft des Kontinents, 
ausgestattet mit einer historischen 
Vision. Doch der Einfluss der Politik 
auf die kickenden Leuchttürme der 
französischen Zivilisation blieb nicht 
ohne Folgen für die Ideale und Prin- 
zipien. Die Spiele der diesjährigen 
Weltmeisterschaft waren ein trauriges 
Remake der Präsidentenwahl: Die Re- 
sultate schienen im voraus festzuste- 
hen und fielen dann ganz anders aus. 
Aber die Ohnmacht auf dem Feld darf 
nicht nur der Überheblichkeit der 
Selbstgerechten und Gutmeinenden 
angelastet werden: Mit Le Pen in der 
Stichwahl konnte man sehr wohl nach- 
vollziehen, dass die antifaschistischen 
Kicker nicht besonders motiviert und 
inspiriert waren. In politischer Hin- 
sicht war Zidanes Oberschenkelver- 
letzung wohl rein psychosomatischer 
Natur. Zwischen den Wahlgängen — 
gewählt hatte keiner der National- 
spieler — engagierten sie sich mit ei- 
nem Aufruf gegen Le Pen. Der geisti- 
gen Vorbereitung ist das nicht gerade 
gut bekommen. In drei Spielen kein 
einziges Tor. 


Geschadet hat die Lethargie der 
Fußballer vor allem dem Privatfern- 
sehen TF1, das die TV-Rechte exklusiv 
erworben hatte. Die Niederlage gegen 
Senegal war eine Katastrophe für den 
Börsenkurs. Auch nach der roten Karte 
gegen Thierry Henry im Uruguayspiel 
fiel der Wert der Aktie, deren Kurve 
den Verlauf der Begegnung getreulich 


widerspiegelt: starke Einbußen, 
Schwankungen während des Spiels, 
am Schluss eine leichte Erholung — 
noch war die WM nicht verloren. 

Abgestraft haben die Fußballer 
TF1, dem durch das frühzeitige Aus- 
scheiden der »Equipe Tricolore« Mil- 
lionenverluste entstanden, mit jedem 
Recht. Denn der Privatsender hat mit 
dem Hochspielen der inneren Unsi- 
cherheit das Klima geschaffen, in dem 
der Neofaschist mehr Stimmen als der 
»linke« Premierminister Lionel Jospin 
erreichen konnte. Doch damit ist 
Schluss und die Programmänderung 
spektakulär. Seit der Präsidentenwahl 
vom 21. April gibt es in Frankreich sehr 
viel weniger Gewalt — zumindest im 
Fernsehen. Und wenn man sie auf- 
greift, wird sie nicht in emotionalen 
Inszenierungen gezeigt, sondern psy- 
chologisch wie soziologisch erklärt 
und philosophisch relativiert. Das 
Land hat sich radikal verändert — zu- 
mindest am Fernsehen. Bereits be- 
stätigten statistische Untersuchungen 
den subjektiven Eindruck, den man in 
den vergangenen Wochen als Zu- 
schauer bekommen sollte. Und schon 
gleich darauf waren die Auswirkungen 
in den Resultaten der Parlamentswahl 
nachweisbar. Le Pen, zuvor schon als 
Präsident verhindert, wird auch in der 
Kammer nicht vertreten sein — insge- 
samt verlor die extreme Rechte ein 
Drittel ihrer Stimmen. 

Nach der Wahl war vor dem 
Spiel: Das politische Tagesgeschäft 
hatten die Wähler im Mutterland 
pflichtbewusst erfüllt. Die Fußballer 
konnten wieder stolz sein auf ihre 
Fans. Die Bürde der Vichy-Vergangen- 
heit lastete nicht mehr ausschließlich 
auf ihren Schultern. Es war Le Pens 
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letzter  Präsidentschaftswahlkampf. 
Sein Gegenspieler Zidane war von sei- 
nen Leiden erlöst und kehrte mit der 
Mannschaft der Nation auf das Feld zu- 
rück. Die Spieler sollten reagieren wie 
die Wähler am 5. Mai. Als Chirac sei- 
nen Kantersieg errang. Es war ein kol- 
lektiver Vichy-Exorzismus, mit dem die 
höheren Prinzipien der ein- und un- 
teilbaren Republik gerettet wurden. 

Auch für die Fußballer blieb die 
politische Korrektheit, die sie verin- 
nerlicht hatten, die beste Taktik. Zu- 
mindest in den ersten beiden Spielen: 
Gegen die ehemalige Kolonie Senegal 
war die Niederlage ein vornehmes Re- 
sultat. Mit Uruguay, dem kleinen Land 
aus dem aufstrebenden Lateiname- 
rika, dessen demokratische Bemühun- 
gen man unterstützen will, teilte man 
höflicherweise die Punkte. Doch ge- 
gen die Dänen konnte es keine Rück- 
sichten mehr geben. Ein Sieg musste 
her, mindestens zwei Tore waren er- 
forderlich — gegen den verhinderten 
Gauleiter zu Hause, den man vor vier 
Jahren nicht endgültig hatte besiegen 
können. Und auf dem Spielfeld. Die 
Rückkehr des antifaschistischen Spiel- 
führers Zidane sollte die historische 
Dynamik gegen die nur vordergründig 
unverdächtigen Dänen neu entfachen. 
Denn die blonden Hünen aus dem 
Norden sind ja doch irgendwie Wikin- 
ger und diese bekanntlich die Urah- 
nen der Nazis. 


Tom Bode 
Der Autor ist Mitglied des Leipziger 
Fußbasllvereins »Roter Stern Leipzig« 
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Hurry down Doomsday the 
bugs are taking over 
Elvis Costello 


Auch innerhalb der gesellschaftlichen 
Eliten gibt es underdogs, z.B. die Pa- 
thologen. Entgegen der landläufigen 
Meinung sind sie keine willfährigen 
Zulieferer der Kommissare, sondern 
helle und humorige Köpfe, die in 
Kellern hausen und Spaß an Dingen 
haben, die objektiv abstoßend sind. 
Sie schnippeln die vollkommensten 
Widerwärtigkeiten heraus, werfen den 
Rest weg und bereiten das Ganze so 
auf, dass das Problem erfasst ist und 
vermittelbar wird. So ähnlich arbeiten 
Ebermann und Trampert in ihren sati- 
rischen Lesungen und im ersten, dem 
“sarkastisch-analytischen” Teil ihres 
Buches Sachzwang und Gemüt. 


Lach 


Dabei entwickeln sie eine be- 
achtliche Perfektion. Es sind gerade 
nicht „Schlüsseltexte*, die für sich 
schon paradigmatisch für das gegen- 
wärtige kapitalistische Übel stehen 
würden. Die schlimmen Zitate kennt 
sekundärverwertet fast jeder aus lin- 
ken Zeitschriften und Flugblättern 
oder direkt aus FAZ und taz. Eber- 
mann/Trampert bereiten das Abseitige 
auf und entwickeln „zusammen“ mit 
den Autoren der Primärtexte ein gru- 
selig treffendes Bild der Gesellschaft, 
das, so die implizite Logik des Buches, 
das Tableau liefert für den zweiten po- 
litisch-analytischen Teil. Die Dialoge 
zeigen die geile Welt des Motivations- 
trainers Jürgen Höller oder die peinli- 
chen autobiografischen Seelenpornos 
von Edzard Reuter („weil wir Deut- 
schen von Glück sagen können, dass 
bis auf den heutigen Tag immer wie- 
der Persönlichkeiten zur Verfügung 
standen, die im richtigen Augenblick 
wussten, was das gemeine Wohl er- 
fordert“) und Oskar Lafontaine („im- 
mer Chef sein zu wollen“). Sie zeigen 
die Hardcore-Avancen des Bundes der 
Steuerzahler an den „kleinen“ oder 
größeren „Mann“, die verbale Selbst- 
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befriedigung von zu Esoterikern ge- 
wendeten Ex-Linken und die Fetischi- 
sierung der Expertise zur gesellschaft- 
lichen Andienung der Grünen beim 
Erwachsenwerden. Pervers sind sie al- 
le: die Trendforscher, die Verteidiger 
der deutschen Sprache, die Nationa- 
len, die Wagnerianer und Startupper, 
die Fußballspieler ihre schreibenden 
Bandenwerbungen, ihre Fans und was 
noch so alles vor sich und anderen 
hinkommuniziert. 

Ebermann/Trampert sind sich 
für keine (fraglos notwendige) Drecks- 
arbeit zu schade. Mit jüngerscher 
Pedanterie versammeln sie, sorgsam 
aufgespießt, die Vielfalt der Möglich- 
keiten Deutschland gut zu finden. Sie 
markieren Feinheiten in der Farbge- 
bung und beschränken sich nicht nur 
auf die kapitalsten Brummer. In der 
selben Sammelleidenschaft tragen sie 
zusammen, was Deutsche denn so 
glaub(t)en, was deutsch ist. Weil das 
alles Kacke ist und weil es da schon so 
viel Material gibt, finden sie’s gar nicht 
tragisch, dass sie aussterben, die Deut- 
schen. 

Ebermann/Trampert haben ihre 
Kritik aus der Offenbarung der Pro- 
pheten in Sachzwang und Gemüt plas- 
tischer gemacht - teilweise auf Kosten 
der Tiefe der Analyse. Schon 1995 
wechselten sie zwischen „Analyse, Er- 
zählung und Satire“ mit einer eindeu- 
tigen Schwerpunktsetzung auf erste- 
rer. Die Vorteile dieses Zugriffs auf die 
Wirklichkeit liegen auf der Hand: Der 
Gegenstand der Kritik kann auf 
verschiede Weisen analysiert, dekon- 
struiert und symbolisch zertrümmert 
werden. Die Unmöglichkeit der Fest- 
legung der Autoren auf eine Methode 
erschwert ihre Einhegung. 

Ebermann/Trampert haben sich 
nicht hin zu den Claqueuren der Spaß- 
gesellschaft verabschiedet um dort mit 
„authentischen“ sozialem Schneid ko- 
kettierend, umweht vom Pulverdampf 
sozialer Kämpfe, leichte Siege zu er- 
ringen, indem sie eine Gesellschaft be- 
dienen, die sich ganz gerne mal ‚einen 
Spiegel vorhalten, lässt. Das haben sie 
im Vorwort versprochen: „In der Regel 
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stirbt das Lachen noch innerhalb der 
Stücke“. Wenn Literatur Wirkung hat, 
kann man so „public enemies“ aufbau- 
en. Der Nachweis der Hässlichkeit des 
Kapitalismus gelingt noch seinen letz- 
ten „Artefakten“, wenn E/T sich ihrer 
annehmen. 

Misslungen sind dabei aller- 
dings mitunter die „nicht-dialogi- 
schen“ Texte des Satire-Teils. Das 
Satire-Konzept von E/T ist meistens im 
Dialogischen am tragfähigsten. Auf 
dem dünnen Eis der alltagsweltlichen 
Kulturkritik brechen E/T systematisch 
ein. Sie brauchen das Skript der Dep- 
pen. Der ideale Depp misslingt ihnen 
fast immer. Da wird dann plötzlich die 
Moral zum Leitsystem und eine unbe- 
holfene Wut plättet die Texte. Cool 
guys can wait. 

Weil Ebermann und Trampert 
Texte brauchen um sich daran abzuar- 
beiten, müssten sie, um eine satirische 
Alltagsanalyse jenseits des gedruckten 
oder gesprochenen Wortes gewinn- 
bringend zu leisten mit einem weite- 
ren Textverständnis ausgerüstet sein. 
Weil sie die Postmodernen aber nicht 
mögen und Kristeva eine ist, bleibt ih- 
nen diese Möglichkeit verwehrt. Der 
arbeitsgeile und konkurrenzbewusste 
Handymann war gut gemeint, aber 
was gibt's heute noch für umme: nicht 
mal Höfflichkeitsapplaus. 


Sach 


Nicht misslungen aber proble- 
matisch ist ein Teil der theoretisch-ana- 
Iytischen Texte. Die Redundanz ist teil- 
weise ermüdend. Immer wieder 
werden die gleiche Zitate und Gedan- 
kengänge aufgeführt, man kennt sie aus 
der Offenbarung, aus den Zeitschrif- 
tenartikeln, aus ihren Auftritten Sie wie- 
derholen sich innerhalb der meist 
zweitveröffentlichten Artikel des Ban- 
des. Das journalistische Tagesgeschäft 
verträgt sich bei Ebermann/Trampert 
nicht immer mit tiefergehender Ana- 
lyse. Viele Gedanken aus den Offenba- 
rungen werden (ja leider nicht ohne 
Berechtigung) einfach repetiert, als wä- 
re zwischendrin gar nichts passiert. 

Scharf davon zu trennen sind al- 
lerdings die Zusammenhänge in de- 
nen die Wiederholung System hat, 


weil das „System“ sich wiederholt. 
Viele Analysen von Ebermann und 
Trampert werden auch schon im 
Satire-Teil auf einen Kern der kapitali- 
stischen Vergesellschaftung zurückge- 
führt: den Sozialdarwinismus auf sei- 
nen verschieden Ebenen. Die Logik 
des Sieges im Konkurrenzkampf gut, 
reich und richtig gegen böse, arm und 
falsch, gesund gegen krank; diese Lo- 
gik spiegelt sich wieder in der gesell- 
schaftlichen Rezeption des „Sieges“ 
oder der „Niederlage“ von Ideen und 
Wirtschaftssystemen, von „Völkern“ 
von „Menschen“ über „Untermen- 
schen“ und sie findet sich wieder in 
der Auseinandersetzung der Einzel- 
nen um die immer zu knappen Res- 
sourcen. Ebermann und Trampert 
werden nicht müde genau das zu wie- 
derholen und sie schaffen es immer 
wieder so, und das ist neben den Er- 
gebnissen ihrer Analysen selbst, der 
große Verdienst ihres Tuns, dass die 
von ihnen gezeigten Zusammenhänge 
Wut erzeugen können. 

Das diese Wut sich in der Gesell- 
schaft nicht aus dem heraus einstellt, 
was an Unterdrückung, Ausbeutung 
aber auch Kritik daran offensichtlich 
ist, hat in der Analyse von E/T mit ei- 
nem Verdummungsprozess zu tun, 
der die eigentliche Integrationsleis- 
tung des Kapitalismus darstellt: „Der 
Markt hat das Denken usurpiert“. Die 
Wissensgesellschaft zeigt sich als ei- 
gentlich dumme, deren Wissen nur or- 
ganisiert ist nach den Kriterien Effi- 
zienz und Praktikabilität. Jeder ist 
jedem dabei der Experte für irgend- 
was. Die Dummheit ist dabei weniger 
die Unmöglichkeit, sondern das Des- 
interesse an Kritik und sie ist nicht Pro- 
dukt der bösen Verdummer, sondern 
hausbacken. Die Linke ist zudem 
durch die Fallhöhe von der Kritik auf 
die Affirmation als genereller Be- 
schleuniger beteiligt. 

Die Dichotomisierung „Antiras- 
sismus vs. soziale Frage“ zu vollziehen 
weigern sich E/T weiterhin. Die soziale 
Frage, so weisen sie nach, wird, gegen 
den Antirassismus in Stellung ge- 
bracht, selbst rassistisch verkürzt und 
hört auf eine ‚soziale Frage, zu sein. 
Nicht zuletzt Linke wollen in der rassi- 


stischen Tat immer noch die Berech- 
tigung des sozialen Aufbegehrens fin- 
den. Dagegen ist der rassistische Akt 
nicht renitent sondern affirmativ. An 
anderer Stelle denunzieren E/T den 
„Dikurs“-Begriff als postmodernes 
Klimbim. Was sie dann aber in der Be- 
trachtung von rassistischer Ideologie, 
Verständigung und Aktion zwischen im 
Hamburger Schanzenviertel und 
Hoyerswerda leisten, ist u.a. Diskurs- 
analyse. Ihre Befunde bestätigen den 
Foucaultschen Diskursbegriff: er ist he- 
gemonial dominiert, durchmachtet, 
exklusiv. Der rassistische Diskurs orga- 
nisiert die Welt in Ethnien, er bildet 
Grenzen und legitimiert sie und ent- 
lang diesen werden Menschen diskri- 
miniert, erschlagen oder in Kriegen er- 
mordet. Die Autoren weisen die 
ökonomische Verkürzung der sozialen 
Frage zurück und reformulieren sie 
statt dessen in einem breiteren herr- 
schaftskritischen Zugriff. Dieser erfolgt 
nicht zuletzt auf die kommunikative 
Repräsentation des Rassismus. Hier, in 
den Fragen der Ausgrenzung, der In- 
ternalisierung von Ideologien und den 
Interdependenzen zwischen diesen 
Ausgrenzungen (cross-pressure) nutzen 
E/T analytisches Werkzeug, das in der 
Diskursanalyse systematisiert wurde. 
In Fragen der Entwicklung 
Deutschlands seit der Wiedervereini- 
gung können E/T nahtlos an das an- 
schließen, was sie vor Jahren in den 
Offenbarungen schrieben: ein zuneh- 
mendes Großmachtstreben (nachge- 
zeichnet anhand der aggressiver wer- 
denden deutschen Außenpolitik und 
überzeugend dargestellt in den Kom- 
plikationen, die sich daraus im „neu- 
en Imperialismus“ ergeben), der 
Abschied von emanzipativen Ideen in- 
nerhalb der (Ex-)Linken, eine Eindi- 
mensionalisierung der Menschen, 
zunehmender Rassismus etc. E/T pro- 
phezeiten hier in der Regel richtig. 
Regelrecht falsch allerdings ist ihr 
Befund, dass der dominante gesell- 
schaftliche Diskurs die Erinnerung an 
Auschwitz auslöschen wolle. Diese 
Aussage überwindet ihre empirische 
Falschheit nicht durch notorische Wie- 
derholung. Natan Snzaider und Daniel 
Levy haben nachgewiesen, dass — im 
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Gegenteil — der Holocaust nie stärker 
thematisiert worden ist, als in den letz- 
ten Jahren. Statt dessen hat hier ein 
Paradigmenwechsel stattgefunden. Auf 
der Ebene des Mobs beschrieb diesen 
Paradigmenwechsel ein Mitarbeiter 
der Gedenkstätte Buchenwald: er ste- 
he vor dem Problem, zunehmend 
nicht mehr mit Besuchern zu tun zu 
haben, die den Holocaust leugneten, 
sondern mit solchen, die stolz auf ihn 
wären. Im medialen und politischen 
Diskurs konnte sich die Position um 
Zitelmann, Walser, Strauß nicht durch- 
setzten. Statt dessen, und das er- 
scheint v.a. für die Analyse deutscher 
Außenpolitik im Sinne E/Ts als uner- 
lässlich, schaffte es die rot-grün re- 
gierte Zivilgesellschaft den Holocaust 
als Empfehlungsausweis für Interven- 
tionen zu nutzen. Die (demonstrative) 
Erinnerung an Auschwitz ist zum 
Aktivposten deutscher militärischer 
Außenpolitik geworden. 


Geschichte 


In der Einschätzung der deut- 
schen Großmachtpolitik, in der welt- 
politischen Rolle der USA, den Fragen 
der Denationalisierung und Globali- 
sierung und als Schnittstelle dieser 
Diskurse in der Frage eines neuen Im- 
perialismus, bahnen sich E/T Wege 
durch die Wirrnis und Vernebelung 
der (linken) Debatten, die zu verfol- 
gen sich lohnt. Die Strategie ist dabei 
eine doppelte und eine doppelt einfa- 
che: Erstens, das kleine Einmaleins der 
materialistischen Historiografie: Cui 
bono? Wem nutzen die sich vollzie- 
henden Interventionen. Zweitens, die 
Grundlagen der Ideologiekritik: was 
meinen die Akteure selbst, außer dass 
sie Frieden und Zivilisation wollen? 
Beide Schritte werden dann in großer 
Coolness und Genauigkeit durchexer- 
ziert. Dabei gehen E/T zurecht und 
entgegen aller Vorstellungen von Hy- 
bridisierung, Fluidisierung und Infor- 
mationalisierung davon aus, dass der 
Panzer für und durch Öl rollt. Das sa- 
gen die politischen und ökonomi- 
schen Vertreter Deutschlands, der EU- 
Länder, der USA etc. oft genug und 
deutlich genug. E/T tragen hier fleißig 
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zusammen. Kollektive Hauptakteure, 
auch das wissen E/T spielend nachzu- 
weisen, sind eher die Nationalstaaten 
als irgendwelche Bündnisse. 

Die Auseinandersetzungen um 
Imperialismus und Empire schließen 
beständig implizit an die Diskurse vom 
Ende der Geschichte an. Dabei sind sie 
zwei Strömungen zuordnen. Die eine 
kommt gut gelaunt daher: sie beginnt 
bei Hegel und der Vorstellung, dass 
mit der bürgerlichen Demokratie das 
erreicht worden ist, was man so als 
Menschheit erreichen kann. Das wur- 
de in den in den frühen 90er Jahren 
von ehemaligen Mitarbeiter des State 
Departement Francis Fukuyama auf- 
genommen. Die westlichen Demokra- 
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tien seien am Ende der Geschichte 
angekommen, haben quasi-kommuni- 
stische Arbeiterparadiese errichtet, die 
sich nicht mehr bekämpfen, nur noch 
lieb untereinander Handel betreiben 
und auf die Staaten warten, die noch 
nicht am Ende der Geschichte ange- 
kommen sind. Gegen diese dürfe 
solange noch Krieg geführt werden. 
Diesen Vorstellungen kommen Negri- 
Hardt mit ihrem launigen Empire re- 
lativ nahe. Etwas grimmiger sind dann 
schon diejenigen, die Schwert und 
Fac-kel der Zivilisation in die düsteren 
Regionen rammen wollen, um ein we- 
nig nachzuhelfen, auf das Ende der 
Geschichte hin. Aufwind hat diese 
Fraktion seit 9-11. Derrida hat damals 
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etwas irrlichternd zu Marx findend, 
Fukuyama tüchtig die Leviten gelesen: 
Eine Armee von Hungerenden sei noch 
lebender Beweis von der Widersinnig- 
keit aller Vorstellung von Gerech- 
tigkeit unter kapitalistischen Bedin- 
gungen. Mit Marx ginge es darum das 
Andere des Kapitalismus zu schaffen. 

Die zweite Strömung ist 
schlecht gelaunt: nichts passiert aber 
man wartet auf die Krise. Kommunis- 
mus und Kapitalismus sind unbefrie- 
digend, die Wirklichkeit ist desorgani- 
siert. Alles ist am Ende, Kriege sind 
reine sinn- und ziellose Wahnpro- 
dukte. Hier schließen Robert Kurz und 
andere an Arnold Gehlen an. Die Kri- 
sentheoretiker und der (post)faschis- 
tische Anthropologe verharren in 
einer Welt, deren Fortschrittsvorstel- 
lungen sich unersetzbar verbraucht 
hätten, Kritik am Kapitalismus und am 
Kommunismus als düstere konservati- 
ve Kulturkritik. Gemeinsam ist allen 
Narrativen vom Ende der Geschichte 
ihr affirmativer und damit zynischer 
Charakter. 

Der Titel der Offenbarung der 
Propheten, gemünzt u.a. auf die End- 
zeitszenaristen der Linken, mag 1995 
nicht ohne Augenzwinkern gewählt 
worden sein. E/T wehrten sich part- 
out, Prophezeiungen machen zu wol- 


Ihr Profil: 
Sie stehen Arbeit in hohem Maße ablehnend gegenüber und wehren sich erfolg- 
reich gegen die Zurichtungsversuche der kapitalistischen Gesellschaft. 


len und machte sie implizit doch. Die 
ökonomische Krise ist nicht in Sicht, 
sie wird erst mal nicht kommen und 
wenn doch, lässt sie den Kapitalismus 
erstarken. Die Verewigung des Kapita- 
lismus könnte ein dritter Weg des 
Erzählens vom Ende der Geschichte 
sein. Ebermann und Trampert bege- 
hen ihn nicht. Ihren Aussagen über die 
kapitalistische Kontinuität ist auch in 
Sachzwang und Gemüt immer ein 
„wenn nicht...“ eingeschrieben. In der 
Offenbarung noch offensiver in der 
‚ Entwicklung von Vorstellungen von 
Kritik und Widerstand aus Ekel und 
Verweigerung, müssen Ebermann und 
Trampert mittlerweile kleinere Bröt- 
chen backen. Sachzwang und Gemüt 
zeigt, dass es um die Substanz geht, 
die Verteidigung des Bewusstseins als 
Ausgangsort aller Kritik, gegen die 
Conquista des Kapitalismus. 

Jochen Faun 


Ihre Perspektive: 
Sie sind Demonstrantin mit viel Freiraum und Selbstverantwortung. Ihr Engage- 
ment bestimmt unseren Erfolg — wann können Sie starten? 


| zur Verstärkung unserer Demonstration suchen wir dynami- 
| sche und ambitionierte 
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Unser Projekt: 


regionale Demonstration 
22. September 2002 in Leipzig. 
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Etwas Grundsätzliches über Boyles 
Romane: Was schief gehen kann, geht 
schief. Trotzdem rührt die Freude an 
seinem neuen Buch nicht von der 
Häme über das her, was dem Protago- 
nisten Ty Tierwater, militanter Earth- 
Forever-Aktivist (Namensähnlichkei- 
ten zu gewissen politisch suspekten 
Organisationen dürften kaum zufällig 
sein) so alles zustößt. Denn Ty weiß 
genau, dass er ein ideologisch ver- 
bohrter, lernunfähiger alter Sack ist, 
der sich den Löwenanteil seines Un- 
glücks selbst zuzuschreiben hat. Sein 
Kampf ist das verzweifelte Anstinken 
des zerstörungssüchtigen Aktivisten 
gegen die postmoderne Ambivalenz, 
die den Begriff einer Natur mit sich 
bringt, die nicht nur noch nie das war, 
wofür man sie hielt, sondern sich noch 
dazu viel zu hinterhältig und gemein 
gebärdet, um wirklich bewahrenswert 
zu erscheinen. Tys kleine, gemeine 
Aktionen sind paradigmatisch für je- 
den Widerstand, der sein Subjekt ver- 
legt hat oder nicht wiedererkennt und 
trotzdem nicht fähig ist, aufzugeben. 
Was Ty nicht erreichen kann und will, 
ist nicht der Umsturz oder die Verbrei- 
tung richtigen Bewusstseins. Er bleibt 
ein kleines Sandkorn im Getriebe, das 
kräftig von den Zahnrädern in die 
Mangel genommen wird, und nur dort 
erlangt es selbstmitleidige Zufrieden- 
heit. Das ihm nebenbei noch ein paar 
gute und schlechte Taten gelingen ist 
da mehr ein erfreuliches Abfallpro- 
dukt. »Ein Freund der Erde« ist damit 
nicht nur wegen der Ideen in Sachen 
kreativer Destruktivität eine echte 
Pflichtlektüre, sondern auch als me- 
lancholischer Mutmacher für den am- 
bivalenzgeplagten, utopielosen Wider- 
standskämpfer von heute. 
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Die zwei Objekte von Neal Stephen- 
sons Hassliebe: Postmoderne und PC- 
ness. Und wie das mit Objektbezie- 
hungen so ist, hat er offensichtlich 
beide verinnerlicht und auf Papier wie- 
der veräußerlicht. »Cryptonomicon« 
tritt an, die Welt als Code zu erklären 
und geht dafür zurück in die Zeit und 
an den Ort, als diese Sichtweise in 
Mode gelangte: Die Hälfte der Roman- 
handlung spielt sich während des 
zweiten Weltkrieges ab und ergeht 
sich in bis zur Absurdität komplexen 
Szenarien über Codierung und 
Dekodierung deutscher und japani- 
scher Funksprüche durch die Alliier- 
ten. Durchaus ideologisch trennen 
Stephensons Helden die Information 
vom Rauschen und schreiben so fest, 
was Information, was relevant ist. 
Stephenson macht deutlich, wie Men- 
schen sich davon überzeugen können, 
dass eine beliebige reihe von Impulsen 
im Gegensatz zu einer anderen tat- 
sächlich Information enthält. Entspre- 
chend voreingenommen sind seine 
Protagonisten gegenüber der Postmo- 
derne, die die Relevanz im Rauschen 
vermutet, im nicht-expliziten. Doch 
Stephensons Code-Welt bricht sich in 
ihrer Konkretion: Tatsächlich lässt das 
Rauschen sich nicht mehr herauskür- 
zen, wenn Funksprüche und Wirklich- 
keit sich mischen. Die Welt als Infor- 
mation bleibt Idee, wenn auch eine 
machtvolle. Hier hat der Roman die 
Kritik an der eigenen Ideologie verin- 
nerlicht: Beschreibt er die Schönheit 
des reinen Codes, kommt er doch 
nicht umhin, dessen Immer-Schon- 
Kontamination einzubeziehen. Ste- 
phenson beschreibt zu konsequent, 
um an das zu glauben, was er be- 
schreibt. Dass das Buch ideologisch in 


der Vorstellung eines Anti-Holocaust- 
Codes kulminiert, ist nicht einfach ei- 
ne Geschmacklosigkeit, wenn sie als 
spezifische Vorstellung betrachtet 
wird, die Wirklichkeit durch ihre Erklä- 
rung zu schaffen und zu verändern 
sucht. Den Code zu suchen, kann als 
antifaschistisches Handeln begriffen 
werden, solange er nicht als Erklärung 
für die materielle Wirklichkeit des Fa- 
schismus aufgefasst wird. Die Ein- 
blicke, die »Cryptonomicon« in die 
Informationsideologie liefert, sind bei 
aller kritischen Distanz der Kampf mit 
gut tausend Seiten wert. 
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Seit kurzem wieder zu haben sind zwei 
der interessanteren Klassiker der uto- 
pisch-feministischen Science Fiction: 
Ursula K. LeGuins »Planet der Habe- 
nichtse« vergleicht sozialistische, kapi- 
talistische und anarchistische Gesell- 
schaftsformen ohne allzu viel zu 
moralisieren oder eine perfekte Welt 
zu präsentieren. Dass der Roman da- 
bei manchmal allzu sehr als Versuchs- 
anordnung aus dem »Der kleine kriti- 
sche Marxist-Baukasten« erscheint, 
lässt ihn zuweilen simpler erscheinen, 
als er ist, aber macht ihn dafür über- 
schaubar. 

»Er, Sie und Es« von Marge Pier- 
cy kann sowohl als kritische Utopie 
poststrukturalistischer Feminismen 
gelesen werden wie als Reibungs- 
punkt für eben solche. Der Bezug auf 
Donna Haraway in der Danksagung ist 
nicht von ungefähr, aber auch nicht 
unhinterfragbar. Auf jeden Fall bietet 
Piercy moralische Unterfütterung und 
utopische Wärme trotz dystopischem 
Cyberpunk-Szenario. 

Und dann ist da natürlich noch 
die Neuauflage von Ur-Cyberpunk 
John Shirley. »Eclipse — Halbschatten« 
ist nach »Eclipse — Sonnenfinsternis« 
der zweite Band seines radikaldemo- 
kratischen, krude antifaschistischen 
und gewalttätigen Meisterwerks mit 
Manifestcharakter. Ein Buch für pun- 
krockige Abende. 
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3.9.2002 - 19 Uhr - Erfurt - Kleine Synagoge 
Diskussions-Veranstaltung: 

Was ist Antisemitismus? Reflektion von Erklärungsansätzen 
Veranstaltungsreihe Antisemitismus - gestern und heute 
mit Lars Rensmann/Berlin 


6.9.2002 - 8.9.2002 - Berlin 

Kongress der Jungle World 

„Ein Jahr nach dem Anschlag auf das World Trade Center“ 

Resümee der politischen Entwicklungen nach dem Il. September und der auf dieser 
Grundlage ausgebrochenen Konflikte: Diskussion über Antiimperialismus, 
Antiamerikanismus, Islamismus, Antisemitismus und Innere Sicherheit 


bis 21.09.2002 - Bremen-Berlin 
Karawane für die Rechte der Flüchtlinge und Migrantinnen 
weitere Infos unter www.nadir.org 


21./22.9.2002 - Prag 
Nato-Gipfeltreffen 


22.09.2002 - Leipzig 

Demonstration 

„Gegen Arbeitswahn und Kapitalismus - 
kein Finger krummfür diese Gesellschaft” 
weitere Infos unter www.nadir.org/bgr 


2.10.2002 - 18 Uhr - Hirschgarten - Erfurt 

Demonstration 

„Es gibt 1000 gute Gründe Deutschland zu hassen“ Vol. 2 
weitere Infos unter www.puk.de/atag 


